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Einleitung 



Fragen nach einer "neuen Architektur des Staates" (Grande 1993) oder der 
"Handlungsfähigkeit des Staates am Ende des 20. Jahrhunderts" (Scharpf 
1991) stehen derzeit im Mittelpunkt vieler politikwissenschaftlicher Analy- 
sen. Gemeinsamer Gegenstand dieser Untersuchungen ist die Veränderung 
staatlicher Strukturen, Aufgaben und Handlungskapazitäten vor dem Hin- 
tergrund zweier, sich überlappender Entwicklungen, welche die urprüngli- 
chen Prämissen des neuzeitlichen Staatsverständnisses - Unabhängigkeit 
nach außen und Ausschließlichkeit der Staatsgewalt im Inneren (Hintze 
1970: 478) - zunehmend obsolet erscheinen lassen. Die funktionale Diffe- 
renzierung sowie die steigende Organisiertheit und Komplexität moderner 
Gesellschaften fuhren zwangsläufig zu einem Verlust der inneren Souverä- 
nität des Staates 1 . "Staatliche Steuerung kann unter solchen Bedingungen 
nicht mehr über 'souveräne' Entscheidungen und Befehle erfolgen; sie muß 
sich 'weicherer' Techniken bedienen: verhandeln, positive Anreize bieten, 
anregen, moderieren und koordinieren" (Grande 1993: 51). Aber auch die 
Souveränität des Nationalstaats nach außen geht durch ein zunehmendes 
Maß transnationaler Verflechtungen und Interdependenzen mehr und mehr 
verloren. Staatliche Kompetenzen und Ressourcen sind längst über mehrere 
Handlungsebenen oberhalb und unterhalb des Nationalstaats verteilt. "In 
dieser Gemengelage steht die 'Einheit des Staates' ebenso zur Disposition 
wie die Eindeutigkeit der Identifikation; die staatliche Politik verliert ihre 
territoriale Integrität und ihre nationale Identität (ebd.: 52). Moderne 
Staaten finden sich so eingebunden "in ein immer dichteres Geflecht trans- 
nationaler und innergesellschaftlicher Abhängigkeiten und Verhandlungs- 
zwänge, die nicht nur die Möglichkeit der hierarchisch-souveränen Allein- 
entscheidung, sondern auch die Idee der demokratischen Selbstbestimmung 
in Frage stellen" (Scharpf 1991: 621). 

Während die beschriebenen Entwicklungen für alle modernen westlichen 
Demokratien in gleicher Weise gelten, muß hinsichtlich ihrer konkreten 



1 Systemtheoretische Ansätze radikalisieren diese Sicht in gewisser Weise, 
indem sie den Staat als gleichrangiges Teilsystem unter vielen in einer Gesell- 
schaft "ohne Spitze und Zentrum" begreifen (Willke 1992). 
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Veränderungswirkungen auf das jeweilige Staatsverständnis differenziert 
werden. Insbesondere für den Fall Großbritannien scheint diesbezüglich ein 
modifiziertes Analyseraster vonnöten. Zweifellos ist auch die britische Staat- 
lichkeit mit einem nachhaltigem Strukturwandel konfrontiert, der durch die 
zunehmende internationale und suprastaatliche Integration (insbesondere im 
Rahmen der EU) hervorgerufen wird. Hingegen dürften die durch innere 
Souveränitätsverluste ausgelösten Anpassungszwänge weitaus geringere 
Umstrukturierungswirkungen für die britische Staatlichkeit zur Folge haben, 
da "weiche" Instrumente - im Gegensatz zur ordnungsrechtlichen Interven- 
tionsphilosophie in Deutschland - schon immer ein wesentliches Element 
staatlicher Steuerung in Großbritannien bildeten. Diese Besonderheit erklärt 
sich weitgehend aus der eigenständigen Evolution britischer Staatlichkeit, 
die "isoliert" von der kontinentaleuropäischen Tradition verlief (Grimm 
1991: 122f). Will man dem Wandel britischer Staatlichkeit auf den Grund 
gehen, so darf vielmehr eine andere - gewissermaßen gegen den allgemeinen 
Trend laufende - Entwicklung nicht übersehen werden, die geradezu darauf 
ausgerichtet war (und immer noch ist), die äußere und innere Souveränität 
des britischen Staates zu bewahren und zu erweitern: die vehementen und in 
ihrer Radikalität für westliche Demokratien beispiellosen Versuche des 
Thatcherismus zur Neustrukturierung und Reorganisation des britischen 
Staates. Das Zusammenspiel dieses seit 1979 betriebenen "Bulldozing the 
State" und der zunehmenden suprastaatlichen Integration innerhalb der EU 
erscheinen daher als die bedeutsamsten Faktoren zur Analyse staatlichen 
Wandels in Großbritannien. 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht daher die Frage nach den konkre- 
ten Veränderungseffekten, die sich für die britische Staatlichkeit in diesem 
Kräfteparallelogramm suprastaatlicher und innenpolitischer Dynamik erge- 
ben. Welche Transformationen resultieren aus dem Zusammenwirken dieser 
Faktoren für Politikinhalte, Institutionen und Beziehungsmuster zwischen 
Staat und Gesellschaft? Welche Interdependenzen bestehen zwischen briti- 
scher und europäischer Staatlichkeit im Hinblick auf die britische Position 
im supranationalen Entscheidungsprozeß und welche Rückwirkungen hat 
dies wiederum auf nationale und europäische Politikstrategien? Diese Fra- 
gen werden anhand eines spezifischen Politikfelds aus dem Bereich regula- 
tiver Politik, konkret: der Luftreinhaltepolitik (stationäre Quellen), unter- 
sucht. 

Als zentrales Ergebnis stellt sich heraus, daß die wechselseitige 
Verstärkung europäischer und innenpolitischer Antriebskräfte eine Eigen- 
dynamik in Gang setzte, die zu tiefgreifenden Veränderungen der nationalen 
Politik führte. Großbritannien, welches in den achtziger Jahren noch als 
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"dirty man of Europe" tituliert wurde, nimmt nun in vielen Bereichen die 
Rolle eines europäischen "Saubermanns" ein. Der Anpassungsdruck su- 
prastaatlicher Maßnahmen, innenpolitische Reformideen und neokonserva- 
tive Politikstrategien ergänzten sich zu einem "explosiven" Gemisch und 
führten so eine institutionelle Umbruchsituation herbei: Die seit über 100 
Jahren bestehende informelle und nach außen abgeschottete Regulierungs- 
praxis wurde durch ein formaleres und interventionistischeres Konzept er- 
setzt. Einhergehend mit den umfassenden staatlichen Transformationen 
wandelte sich auch das britische Verhalten im europäischen Entscheidungs- 
prozeß. Anstelle des früher typischen "Bremsers" und Blockieren läßt sich 
nun vielfach eine britische "Schrittmacher "-Rolle konstatieren. Beide Ver- 
haltensmuster entspringen dabei gleichen Ursachen: dem Ziel, nationale 
Problemlösungstraditionen und -institutionen zu wahren und damit einher- 
gehend rechtliche Anpassungskosten an die europäische Gesetzgebung zu 
minimieren sowie Wettbewerbs- und Standortvorteile zu schaffen oder zu 
sichern. Die Vorzeichen, auf welche Weise diese Ziele zu realisieren sind, 
haben sich jedoch grundlegend geändert: So waren es in den achtziger Jah- 
ren vornehmlich die Deutschen, die mit Unterstützung der Kommission 
ihren ordnungsrechtlichen, am Stand der Technik orientierten Regulie- 
rungsansatz auf europäischer Ebene durchsetzen konnten. Dieses Konzept 
stand der flexibleren britischen Vorgehensweise jedoch diametral entgegen, 
sodaß die blockierende Haltung der Briten kaum überraschte. Großbritan- 
nien stand unter erheblichem Druck, seine eingeschliffene Regulierungspra- 
xis und die enge, eher informelle Zusammenarbeit mit der Industrie zu mo- 
difizieren. Seit einigen Jahren präsentiert sich jedoch ein anderes Bild: Nach 
der Modernisierung der nationalen Regelungen im Bereich der Luftreinhal- 
tepolitik ist es nun Großbritannien, welches seinen Regulierungsansatz, 
wiederum mit Unterstützung der Kommission, auf europäischer Ebene vor- 
antreibt und so als "Schrittmacher" die europäische Luftreinhaltepolitik mit- 
gestaltet. Die neue Rolle der Briten manifestiert sich insbesondere im Hin- 
blick auf Vorschriften, die auf die Offenlegung administrativer und industri- 
eller Entscheidungsprozesse abzielen. 

Wenn nun die Veränderung von Staatlichkeit unter dem wechselseitigen 
Einfluß konservativer Neustrukturierung und europäischer Integration im 
Mittelpunkt des Interesses steht, so stellt sich die Frage, welche Dimensio- 
nen von Staatlichkeit in diesem Zusammenhang von Bedeutung sind. Zu 
nennen ist zunächst die übergeordnete Problemlösungsphilosophie in einem 
Politikfeld. Sie ist meist fest in institutioneilen und kulturellen Traditionen 
verankert und daher relativ stabil gegenüber Veränderungsbestrebungen 
(Sabatier 1988). Eng verknüpft mit der Problemlösungsphilosophie sind die 
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vorherrschenden staatlichen Steuerungsinstrumente und rechtlichen Regeln. 
Ihre Ausgestaltung wird entscheidend durch die generelle Problemperzep- 
tion bestimmt. Aufschluß über die Qualität von Staatlichkeit bietet desweite- 
ren der Bereich der administrativen Interessenvermittlung, d.h. die Schnitt- 
stelle zwischen Staat und Gesellschaft. Neben typischen Interaktionsmustern 
zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren zählt hierzu auch die 
Einbeziehung von Verbänden bei der Formulierung und Implementation 
staatlicher Policies. Auch die Aggregation gesellschaftlicher Interessen über 
Parteien und deren Niederschlag in staatliches Handeln wird im Rahmen 
dieser Dimension erfaßt. Schließlich sind als vierte Dimension die zentralen 
Merkmale des Staatsaufbaus und staatlicher Organisation zu nennen. Diese 
umfassen beispielsweise den Grad der Zentralisierung oder Dezentralisie- 
rung politischer und administrativer Kompetenzen, administrative Praktiken 
und deren Beschaffenheit sowie die Verteilung finanzieller Ressourcen zwi- 
schen den verschiedenen politisch-administrativen Ebenen. Gemäß der Vor- 
stellung, daß Veränderungsprozesse aus der Interaktion zwischen europäi- 
scher und nationaler Staatlichkeit resultieren, werden diese vier Dimensio- 
nen auch im Rahmen des "Suprastaates" betrachtet. 

Die Hintergründe staatlicher Veränderung werden im Rahmen einer Po- 
licy-Netzwerkanalyse untersucht, mit der sich die unterschiedlichen theore- 
tischen Erklärungsperspektiven der Ressourcen-Tauschtheorie, des neuen 
politischen Institutionalismus, kognitiv-symbolischer Theorien sowie der 
Policy- Analyse verbinden lassen. Gegenstand der Erörterung sind also so- 
wohl institutioneile Strukturen als auch informelle Interaktionen, Tausch- 
und Verhandlungsstrategien sowie Problemlösungskulturen. Mit Hilfe der 
Netzwerkanalyse soll erklärt werden, warum und in welchem Ausmaß sich 
Problemlösungstraditionen, Policy-Instrumente, Regulierungsstil und staat- 
liche Organisationsstrukturen in der britischen Luftreinhaltepolitik gewan- 
delt haben und welche Effekte sich hieraus für die jeweilige Verhandlungs- 
position der Briten auf europäischer Ebene ergeben. Staatliche Veränderung 
wird dabei als wechselseitiger Beeinflussungsprozeß nationaler und europäi- 
scher Staatlichkeit begriffen, der gleichzeitig von den Auswirkungen innen- 
politischer Reformbestrebungen überlagert wird. Britische Staatlichkeit ver- 
ändert sich unter dem Anpassungsdruck europäischer Vorgaben und neo- 
konservativer Neustrukturierung und wirkt nun ihrerseits auf suprastaatliche 
Politikmuster zurück, die dadurch selbst einem Transformationsprozeß un- 
terworfen werden. 

Um staatliche Veränderungen in der britischen Luftreinhaltepolitik unter 
dem Einfluß konservativer Strategien und europäischer Integration zu erfas- 
sen und zu erklären, sind folgende Arbeitsschritte vorgesehen: In Kapitel 1 
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erfolgt zunächst eine generelle Darstellung des traditionellen britischen 
Staatsverständnisses und der zentralen Faktoren staatlicher Veränderung. 
Auf der Basis dieser Analyse läßt sich die Fragestellung der Arbeit ableiten 
und ausdifferenzieren. Nach der Erläuterung des theoretischen Bezugsrah- 
mens, des analytisches Ansatzes und des methodischen Vorgehens (Kapitel 
2) werden in Kapitel 3 die ursprünglichen Ausprägungen britischer Staat- 
lichkeit in der Luftreinhaltepolitik herausgearbeitet und in das allgemeine 
Bild des traditionellen britischen Staatsverständnisses eingeordnet. Als Be- 
zugszeitraum wird die Phase zu Beginn der achtziger Jahre gewählt. Dieser 
Ausgangspunkt bietet gewissermaßen eine neutrale Basis für die Untersu- 
chung, da einerseits typische Verhaltensmuster Großbritanniens auf EU- 
Ebene erst ab dieser Zeit beobachtbar sind (was nicht zuletzt auf die seither 
gestiegene Regulierungsaktivität der EU zurückgeführt werden kann) und 
auf der anderen Seite ab den achtziger Jahren verstärkte Bemühungen der 
seit 1979 amtierenden Thatcher- Regierung zur Neustrukturierung des briti- 
schen Staates zu verzeichnen sind. Ausgehend von den Ausprägungen briti- 
scher Luftreinhaltepolitik zu Beginn der achtziger Jahre wird versucht, die 
britische "Bremser"-Position im suprastaatlichen Entscheidungsprozeß zu 
erklären (Kapitel 4). Anhand der tiefgreifenden Diskrepanzen, die zwischen 
dem britischen und europäischen Regulierungsansatz deutlich werden, ma- 
nifestieren sich die Hintergründe der britischen Abwehrhaltung. Kapitel 5 
befaßt sich dann mit der Frage, wie es trotz dieser scheinbar ausweglosen 
Blockadesituation dennoch zu einem Wandel in Großbritannien kommen 
konnte. Das Zusammenwirken innenpolitischer und supranationaler Ände- 
rungszwänge begünstigte eine grundlegende Veränderung der bisherigen 
britischen Luftreinhaltepolitik. Beide Einflußvariablen werden hierbei in 
ihrer wechselseitigen Abhängigkeit analysiert. Das Ergebnis dieser Entwick- 
lung - die veränderte britische Staatlichkeit im Bereich der Luftreinhaltepo- 
litik - ist Gegenstand von Kapitel 6. Hier wird dargestellt, wie sich die Ef- 
fekte konservativer Neustrukturierung und europäischer Anpassungszwänge 
in den einzelnen Dimensionen von Staatlichkeit niederschlagen. Auf der 
Basis des neuen britischen Regulierungsansatzes und der von der EU ver- 
folgten Problemlösungsstrategien ist es nun möglich, das geänderte britische 
Verhaltensmuster unter dem Blickwinkel des suprastaatlichen Entschei- 
dungsprozesses zu betrachten. In Kapitel 7 steht daher das neue Verhältnis 
zwischen britischer und europäischer Staatlichkeit im Mittelpunkt. Hierbei 
wird deutlich, daß - anders als in den achtziger Jahren - nun eine weitge- 
hende Konvergenz der nationalen und supranationalen Politikmuster beob- 
achtet werden kann. Abschließend wird in einer weiterführenden Betrach- 
tung versucht, die Transformationen im Bereich der Luftreinhaltepolitik in 
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einen generellen Kontext staatlichen Wandels in Großbritannien einzuord- 
nen. Hierbei stellt sich gleichzeitig die Frage, welche allgemeinen Rück- 
schlüsse aus dem betrachteten Fall der Luftreinhaltepolitik für den Verlauf 
staatlicher Veränderung in Großbritannien gezogen werden können. Was 
sind die entscheidenden Faktoren staatlichen Wandels und wo liegen die 
Grenzen dieses Wandels. Die Beantwortung dieser Fragen erlaubt schließ- 
lich eine hypothetische Beurteilung typischer Konturen einer "neuen" briti- 
schen Staatlichkeit (Kapitel 8). 
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1. Kapitel 

Staatlichkeit und staatlicher Wandel in 
Großbritannien 



Staatlicher Wandel läßt sich nur dann begreifen und messen, wenn man - 
gewissermaßen als Bezugspunkt - mit den typischen Ausprägungen des tra- 
ditionellen britischen Staatsverständnisses vertraut ist. Erst auf dieser Basis 
werden die teilweise tiefgreifenden Veränderungseffekte deutlich, die von 
dem radikalen Programm des Thatcherismus und der fortschreitenden euro- 
päischen Integration für die britische Staatstradition ausgehen. Gleichzeitig 
bietet diese generelle Betrachtung einen wichtigen Hintergrund für die spä- 
tere Analyse staatlicher Transformationen in der Luftreinhaltepolitik. 



1 Das traditionelle britische Staatsverständnis 

Wenngleich zwischen verschiedenen Politikfeldern oftmals große Unter- 
schiede hinsichtlich der Art und Form staatlicher Intervention bestehen, ist 
es gleichsam unbestritten, daß sich für jedes Land - gewissermaßen vor die 
Klammer gezogen - typische national spezifische Ausprägungen von Staat- 
lichkeit beobachten lassen, die fest in rechtlichen, administrativen und poli- 
tischen Institutionen verwurzelt sind und im Zeitablauf eine große Bestän- 
digkeit aufweisen (van Waarden 1993: 206). Vor diesem Hintergrund 
scheint es für die Erfassung des traditionellen britischen Staatsverständnis- 
ses sinnvoll, neben der institutionellen Ausgestaltung des Regierungssy- 
stems auch das Rechtsystem und die Staats- und Verwaltungstradition näher 
zu untersuchen. 



1.1 Die Staats- und Verwaltungstradition 

In Großbritannien entwickelte sich keine ideologische Separierung von 
Staat und Gesellschaft wie etwa in der kontinentaleuropäischen Tradition. 
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Der Staat als politische Denkfigur mit einer inhärenten Verantwortlichkeit 
zur Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bzw. als kollektiver Akteur, der 
die Nation als Ganzes repräsentiert, wurde in dieser Form kaum thematisiert 
(Dyson 1980: 43; Wilks/Wright 1987: 279). Großbritannien wird daher 
vielfach als "stateless society” (Nettl 1968: 562) oder als "government by 
civil society” (Badie/Birmbaum 1983: 121) charakterisiert. Diese Tatsache 
läßt sich im wesentlichen auf die unterschiedliche historische Entwicklung 
seit dem Mittelalter zurückführen. Während in Kontinentaleuropa (Frank- 
reich, Preußen, Österreich, Rußland) der 'Ständestaat' zugunsten absolutisti- 
scher Herrscher abgelöst wurde, fand in Großbritannien zwar ebenfalls eine 
Zentralisierung politischer Macht statt; sie wurde jedoch nicht auf den Kö- 
nig, sondern auf das Parlament übertragen (van Waarden 1992: 20). In der 
'Glorious Revolution' von 1688 wurde der absolute Herrschaftsanspruch des 
Königs (Charles I.) gebrochen und die "Supremacy of Parliament” definitiv 
etabliert (Burmeister 1990: 214). 

Schon relativ früh (gegen Ende des 16. Jahrhunderts) basierte der politi- 
sche Prozeß auf Verhandlungen zwischen der Krone und Großgrundbesit- 
zern. "The monarch was not above or outside the community but was a 
member of the 'community of the realm"' (Dyson 1980: 38). Das House of 
Commons 1 , in dem Großgrundbesitzer und das aufstrebende Bürgertum ver- 
treten waren, etablierte sich als Organ, in dem sich territoriale Interessen 
artikulierten und aggregierten. Die 'Glorious Revolution' erfolgte vor diesem 
Hintergrund zur Sicherung bereits erworbener Rechte des Parlaments ge- 
genüber den zentralistischen Bestrebungen der Monarchie. "While the Con- 
tinental civil wars preceded absolutism which seemed to be the only means 
of restoring peace, in England, absolutism preceded the civil war, and the 
latter was fought to repulse it and to restore the traditional Order” (Grimm 
1991: 123). Das Ergebnis war eine monarchische Exekutive, die einem 
wachsenden Herrschaftsanspruch des Parlaments gegenüberstand: "An aloof 
monarchical executive, with a private, personalized and secretive conception 
of government, was made to coexist with (though making some Separation 
from) the increasingly public politics of Parliament" (Dyson 1980: 39). Zwar 
blieb die monarchistische Tradition erhalten, die Kontrolle der Exekutiv- 
macht wurde jedoch dem Parlament als Repräsentant der Gesellschaft unter- 
stellt (Badie/Birnbaum 1983: 122). Durch die Übertragung monarchischer 
Vorrechte auf das Parlament und die Verantwortlichkeit der Minister ge- 
genüber dem Parlament ("ministerial responsibility") kam es zu einer Perso- 
nifizierung staatlicher Entscheidungsmacht: "Powers were conferred by sta- 



1 Der Begriff 'Commons' stammt von 'Communes' (Landgemeinden). 
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tute on a named person, not on the impersonal state as a Corporation" 
(Dyson 1980: 41): "The State as such does not act in England. (...) There is 
a bündle of individual officials, each exercising a measure of authority under 
the cognizance of the Courts, but none of them, not even the Prime Minister, 
wielding the authority of the State" (Barker 1930: 173 zit. nach Dyson 1980: 
5). 

Entgegen der kontinentaleuropäischen Tradition entsprangen öffentliche 
Aktivitäten nicht zweckgerichtetem staatlichen Handeln, sondern der Kon- 
kurrenz gesellschaftlicher Gruppen, die versuchten, ihre jeweiligen Vorstel- 
lungen des allgemeinen Interesses über parlamentarische Repräsentation zur 
Geltung zu bringen: "Parliament, thus, became virtually a representation of 
the people, not an assembly of estates" (Grimm 1991: 123). Die große Be- 
deutung der Selbstregulierung der Gesellschaft begünstigte die Entstehung 
repräsentativer Regierungsformen und die Entwicklung des Marktes. Dies 
verhinderte die Herausbildung eines starken Staates, ja machte ihn sogar 
überflüssig: 

”Whereas in other countries such as France and Germany it was eco- 
nomic backwardness that led to the creation of a strong state, in 
Great Britain it was the very rapid growth of capitalism and the mar- 
ket that resulted in the backwardness of the state, with civil society 
maintaining its position of dominance. (...) In Great Britain the mar- 
ket reigns supreme, not the state” (Badie/Bimbaum 1983: 123f). 

Die Tradition einer "stateless society" bedingte, daß es in Großbritannien - 
trotz der früh einsetzenden Industrialisierung - erst vergleichsweise spät zur 
Herausbildung wohlfahrtsstaatlicher Konzepte kam. Selbsthilfe und 
Selbstverantwortung waren die charakteristischen Merkmale einer fragmen- 
tierten und reaktiven Sozialpolitik. Begünstigt wurde diese Entwicklung 
durch die Arbeiterbewegung, die lange Zeit selbstorganisierte Hilfe favori- 
sierte und staatliche Programme ablehnte (Esping-Andersen 1990: 214f). 
Auch verschiedene intellektuelle Strömungen, die in Großbritannien zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts eine wichtige Rolle spielten, unterstützten die 
Zurückhaltung des Staates in diesem Bereich. Zu nennen sind vor allem die 
"Evangelicals", die auf Eigenverantwortung und Eigeninitiative setzten und 
damit einem kollektivistischen Gesellschaftsverständnis entgegenwirkten, 
sowie der Utilitarismus von Jeremy Bentham (Ashford 1986: 64). Da Bent- 
ham und seine Schüler, deren Bestreben "a wholly rational state" war, die 
Probleme einer rationalen Herrschaftsausübung unterschätzten und die so- 
zialen Veränderungen im frühen Viktorianischen England ignorierten. 
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scheiterten ihre sozialpolitischen Gesetzgebungsvorschläge und damit auch 
ihr Versuch, eine staatliche Sozialpolitik zu befördern (ebd.: 65). 

Erst mit Beginn dieses Jahrhunderts setzte in Großbritannien eine nachho- 
lende wohlfahrtsstaatliche Entwicklung ein, die vor allem auf die wachsende 
Organisiertheit und Konfliktbereitschaft der Arbeitnehmerschaft zurückge- 
führt werden kann. Der Ausbau des Wohlfahrtsstaates wurde nach dem 
zweiten Weltkrieg vor allem durch die Labour Party vorangetrieben. Gleich- 
zeitig griff der Staat - wie auch in anderen Ländern Westeuropas - im Rah- 
men einer Keynesianisch orientierten Wirtschaftspolitik verstärkt in markt- 
wirtschaftliche Prozesse ein. Viele Wirtschaftsunternehmen wie etwa die 
Energieversorgung oder die Eisenbahnen wurden verstaatlicht. Dennoch 
blieben auch in dieser Phase zunehmender staatlicher Interventionen stets 
die Elemente der liberalen britischen Staatstradition erkennbar. So verblieb 
es in Großbritannien bei einem "residuellen" Wohlfahrtsstaat, welcher ein 
universalistisches Konzept sozialer Gleichheit beinhaltet 2 . Der Wohlfahrts- 
staat bedient auf diese Weise nur die Arbeiter und Armen ("flat-rate-Uni- 
versalismus"), während die besser gestellten Schichten auf private Versi- 
cherungssysteme zurückgreifen (Dualismus) (Esping- Andersen 1990: 26ff) 3 . 

Doch nicht nur die liberale Staatstradition wirkte sich auf die Reichweite 
sozialdemokratischer Globalsteuerung aus. Eine wichtige Rolle spielt hierbei 
auch die fragmentierte Verbändestruktur (Schmid 1993: 184, Budge/ 
McKay 1988: 22). Dadurch sind in Großbritannien relativ ungünstige insti- 
tutionelle und organisatorische Voraussetzungen zum Aufbau effektiver 
korporatistischer Arrangements gegeben. Die dezentrale Organisationsstruk- 
tur erschwert es den Tarifverbänden, ihre Mitglieder auf die Einhaltung der 
ausgehandelten Vereinbarungen verbindlich zu verpflichten. "The result of 
this failure has been continual oscillation among liberal, corporatist and di- 
rigiste strategies as the limits of each have become apparent" (Jessop 1988: 
25). 

Aufgrund der Betonung der gesellschaftlichen Selbstregulierung, dem re- 
lativ schwachen Staat sowie dem wenig kodifizierten Rechtssystem bildete 



2 Das universalisitische Konzept wird durch das britische Mehrheitswahlrecht 
begünstigt. Es erfordert eine stärkere Gemeinwohlorientierung der Parteien. 
Redistributive Maßnahmen sind daher nur mehrheitsfahig, wenn dadurch nicht 
zuviele Wähler benachteiligt werden. Insofern stellt ein Konzept, daß allen 
Bürgern gleiche Ansprüche einräumt, wahlstrategisch gesehen die bessere 
Alternative dar. 

3 Die "flate-rate" entwickelte sich unter der Labour Party auf ein relativ hohes 
Niveau, stagnierte jedoch in den achtziger Jahren. Die Folge ist eine zuneh- 
mende Dualisierung des Wohlfahrtsstaates (Esping- Andersen 1990: 31). 
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sich die öffentliche Verwaltung (Civil Service) in Großbritannien erst gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts heraus. Verglichen mit anderen Ländern ist die 
britische Bürokratie relativ klein. Die Ursache hierfür ist darin zu sehen, 
daß die Regierung viele Aufgaben durch temporäre Kommissionen und 
weniger durch eine permanente Bürokratie erledigte (Badie/Birnbaum 1983: 
124). Die Professionalisierung innerhalb des Civil Service ist gering. Dies 
ist vor allem auf das wenig ausgeprägte Verwaltungsrecht zurückzuführen, 
welches kaum juristische Spezialkenntnisse verlangt. Ein weiterer Faktor in 
diesem Zusammenhang ist die britische Kultur, die dem Amateur mit ho- 
hem Allgemeinwissen und humanistischer Bildung gegenüber dem Speziali- 
sten mit reinem Faktenwissen einen höherem Status zuweist. Die generali- 
stische Ausrichtung und die hohe interne Mobilität britischer Verwaltungs- 
beamter fuhren dazu, daß die Gefahr, von privaten Interessen "vereinnahmt" 
zu werden, eher als gering beurteilt wird (van Waarden 1992: 16). 

Die Tatsache, daß es - aufgrund des Lebenszeitprinzips - kaum Verwal- 
tungsbeamte gibt, die in die Privatwirtschaft oder die Politik überwechseln, 
begünstigte die Herausbildung einer administrativen Kultur, deren 
Schwerpunkt auf Neutralität und Loyalität - auf "serving the public in- 
ternst" - liegt (van Waarden 1992: 18). Die Neutralität und das hohe gesell- 
schaftliche Ansehen bewirken, daß Civil Servants seitens der Bevölkerung 
großes Vertrauen entgegengebracht wird (Vogel 1983: 102f). "The British 
public (...) perceives governmental officials as having sufficient integrity 
and competence to be able to represent its interests reasonably well, even if 
not all governmental decisions are subject to public scrutiny" (Vogel 1986: 
257). Umgekehrt ermöglicht es jedoch gerade dieses so "erworbene" Ver- 
trauen, daß die Verwaltung informelle Netzwerkbeziehungen aufbauen 
kann: "Thus administrators will have greater leeway in dealing with orga- 
nised interests. They are less fearful of cooperating with them and involving 
them formally in public policy (...), providing some with privileged access, 
or engaging in informal and secret relations" (van Waarden 1992: 18). 
Wenngleich vordergründig betrachtet kein direkter Anreiz für die Verwal- 
tung besteht, ihren Spielraum im Rahmen informeller und abgeschotteter 
Beziehungen auszuschöpfen, zeigt ein Blick auf das in Großbritannien nur 
schwach ausgeprägte Verwaltungsrecht (vgl. unten), daß der Verwaltung 
aufgrund fehlender Sanktionsmöglichkeiten letztlich gar keine andere Wahl 
bleibt (Vogel 1986: 83). Burmeister (1990: 215) sieht die "Supremacy of 
Parliament" als weiteren Grund für die relativ intransparente "geheimnis- 
umwitterte" Praxis der britischen Verwaltung. Das Parlament wollte keine 
Konkurrenz in Form einer sich unmittelbar an die Öffentlichkeit wendenden 
Verwaltung neben sich dulden. Rechtlich verankert wurde diese Verwal- 
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tungspraxis im Official Secrets Act von 1889, der die Geheimhaltung amtli- 
cher Daten in besonders weitem Umfang schützt 4 . Danach ist es verboten, 
geschützte behördliche Daten weiterzuleiten und entgegenzunehmen. 



1.2 Das Rechtssystem 

Die Entwicklung des britischen Rechtssystems (Common Law) ist eng ver- 
knüpft mit der Staatstradition Großbritanniens. Das Common Law, welches 
weitgehend auf der Beachtung traditioneller Praktiken der Zivilgesellschaft 
beruht, basiert im wesentlichen auf der Fortentwicklung der Rechtsprechung 
und ist kein kodiertes Recht. Im Vordergrund stehen weniger materielle 
Regelungen als Fragen des Verfahrens: "Common law relies on a strict set 
of procedural rules [Hervorh. d. Verf.]" (Badie/Birnbaum 1983: 123). 
Common Law wird nicht ‘gesetzt 1 , sondern anhand früherer Gerichtsent- 
scheidungen interpretiert (van Waarden 1992: 13). Es unterscheidet sich in 
seinem Charakter vollkommen von der kontinentaleuropäischen Tradition, 
welche durch das Römische Recht geprägt ist. Das Römische Recht, welches 
von Damaska (1986: 18) dem Idealtypus "hierarchical" zugeordnet wird, 
zeichnet sich durch Professionalisierung, Hierarchie, technische Standards 
der Entscheidungsfindung sowie logisch-deduktiven Legalismus aus. Ab- 
strakt-generelle Regelungen werden aus einem logischen Prozeß der Deduk- 
tion hergeleitet. Ihre Interpretation erfolgt durch professionelle Richter, die 
das Recht nicht nach eigener Überzeugung, sondern anhand objektiver Kri- 
terien auslegen. Das Justizsystem ist hierarchisch organisiert (van Waarden 
1992: 13). Auf diese Weise führte das Römische Recht zu einer Unterschei- 
dung öffentlicher und privater Angelegenheiten. Bezüglich des öffentlichen 
Bereichs entwickelte sich daraus verbindliches und staatlich erzwingbares 
Verwaltungsrecht als Ausdruck staatlicher Gewalt: "The law was conceived 
of and developed as the articulation of the state, as a distinctive, binding and 
enforceable System" (Dyson 1980: 42). 

Das Common Law, das dem "coordinate ideal" entspricht (Damaska 1986: 
23), zeichnet sich demgegenüber durch horizontale Machtverteilung, Laien- 
richter sowie eine eher subjektiv-moralische als legalistische Interpretation 
von Normen aus. Die Rechtsprechung erfolgt vielfach durch Laien und Ge- 



4 Der Official Secrets Act verbietet die Weiterleitung und Entgegennahme von 
geschützten behördlichen Daten. Insgesamt fallen unter die mit unbestimmten 
Rechtsbegriffen gespickten und unpräzise gefaßten Vorschriften mehr als 2000 
Pflichten bzw. Pflichtverstöße (Burmeister 1990: 215). 
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neralisten, die ihr Wissen hauptsächlich durch Training-on-the-job erwor- 
ben haben. Für Entscheidungen spielen technokratische Standards keine 
Rolle; vielmehr orientiert sich das Gericht an prozeduralen Fragen. Im 
Common Law ist entscheidend, ob bestimmte gesetzlich vorgegebene Ver- 
fahren eingehalten werden, unabhängig davon, welche Wirkung hieraus re- 
sultiert. Das britische Rechtssystem zeichnet sich außerdem durch eine star- 
ke Betonung von Kontinuität aufgrund der Orientierung an früherer Recht- 
sprechung aus. Diese Kontinuität ist typisch für den nur langsamen und 
inkrementalen Wandel britischer Institutionen: "Constitutonal developments 
have tended to come only gradually" (Tant 1990: 478). Veränderungen der 
Regulierungspraxis erfolgen deshalb nur in kleinen Schritten; Überzeugung 
und Konsensbildung spielen eine wichtige Rolle (van Waarden 1992: 14). 

Auch als das Common Law vom Statutory Law abgelöst wurde (als Aus- 
druck der "Supremacy of Parliament"), bildete sich weder ein System öf- 
fentlich-rechtlicher Prinzipien zur Anleitung des Verwaltungshandelns 
noch eine - mit der kontinentaleuropäischen Tradition vergleichbare - Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit heraus. "The Rule of Law became a narrow, for- 
mal concept of expressing a procedural philosophy" (Dyson 1980: 42). Zwar 
existieren in Großbritanien über 2000 "Adminstrative Tribunals", jedoch 
sind diese nicht in das allgemeine Justizsystem integriert. Sie fungieren eher 
als eine Art Schiedsgericht, an das sich Bürger wenden können, die sich von 
der Verwaltung ungerecht behandelt fühlen. Wenngleich diese "Tribunals" 
keine Kompetenzen zur Ausarbeitung eigener Rechtsgrundsätze haben, spie- 
len sie eine wichtige Rolle als erste Anlaufstelle bei Streitigkeiten zwischen 
Bürgern und Verwaltung. Kommt es dort allerdings zu keiner Einigung, 
wird die Angelegenheit an die herkömmlichen Gerichte - die sog. "Courts" 
weitergeleitet. Der Zuständigkeits- und Kompetenzbereich der "Tribunals" 
ist daher sehr begrenzt (Budge/McKay 1988: 170f; Meny 1993: 336f) 5 . 

Während das Römische Recht eher eine Separierung von Staat und 
Gesellschaft begünstigt, verdeutlicht das britische Recht die von der Staats- 
tradition her typische Verschmelzung beider Sphären. "The idea of law as 
’leading' society is typical for the hierarchical ideal. The coordinate ideal 
sees law more as 'trailing' social developments" (van Waarden 1992: 14): 



5 Die Schaffung dieser "Tribunals” ging zeitlich einher mit dem Ausbau des so- 
zialdemokratischen Wohlfahrtsstaates nach dem zweiten Weltkrieg. Den Bür- 
gern sollte die Möglichkeit verschafft werden, über diese "Quasi-Gerichte" 
ihre Ansprüche auf die verschiedenen staatlichen Leistungen durchzusetzen 
(Budge/McKay 1988: 170). 
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"It should therefore come as no surprise that European countries 
subject to a strong Roman influence, like France, were prone to 
establish particular strong States, whereas other countries like Eng- 
land, where the legal System was based largely on observation of the 
traditional practices prevalent in civil society and much less 
attention was paid to the definition of a separate public sphere, 
tended to construct much more limited States” (Badie/Bimbaum 
1983: 90f). 

Die Prinzipien des britischen Rechtssystems wirken sich unmittelbar auf den 
politisch-administrativen Bereich aus. Das "coordinate ideal" zeigt sich an 
der Präferenz für Generalisten innerhalb der öffentlichen Verwaltung, an in- 
formellem Verwaltungshandeln bei der Entwicklung und Durchführung 
staatlicher Maßnahmen sowie an der Einbeziehung von Interessengruppen 
bei der Formulierung und Implementation von Politik (van Waarden 1992: 
14). Der politische Prozeß läßt sich daher besser als Netzwerk informeller 
Beziehungen staatlicher und privater Akteure begreifen (Dyson 1 980: 42). 



1.3 Das Regierungssystem 

Wesentliche Merkmale des britischen Regierungssystems sind die unitari- 
sche Staatsform und die Suprematie des Parlaments: "The United King- 
dom is (...) a unitary not a federal state. No territorial assembly inside its 
frontiers enjoys a coequal Status to that of the Parliament of Westminster" 
(Finer 1970: 147f). Dadurch wird die Zahl der Arenen, innerhalb derer poli- 
tische Gruppierungen staatliche Aktivitäten in die Wege leiten können, stark 
eingeschränkt. Zwar finden sich auf lokaler und regionaler Ebene ebenfalls 
Parlamente (District bzw. County Councils); ihre Kompetenzen und Hand- 
lungsmöglichkeiten sind jedoch unmittelbar von einer jeweiligen Ermächti- 
gung des nationalen Parlaments abhängig. Es gibt in Großbritannien - im 
Gegensatz zur Bundesrepublik - keine verfassungsmäßig verankerte kom- 
munale Selbstverwaltungsgarantie. Die lokale Ebene muß jederzeit mit 
dem Entzug von Kompetenzen durch die Zentral regierung rechnen: "Local 
government in Britain lacks constitutional Status; it is subject to ultra vires , 
empowered to undertake those functions only deliberately granted it by 
Parliament" (King 1993: 217) 6 . 



6 Der Local Government Act 1835 sah erstmals gewählte Vertretungskörper- 
schaften auf lokaler Ebene vor und stattete diese mit entsprechenden Rechten 
und Handlungskompetenzen aus, die im Lauf der Zeit beständig erweitert 
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Diese Tatsache bewirkt allerdings nicht zwangsläufig, daß den Kommu- 
nen innerhalb des politischen Systems eine unbedeutende Rolle zukommt. 
Als "exekutiver Arm" der Zentralregierung verfugen die "local authorities" 
für die Umsetzung zentraler Politikvorgaben über einen beträchtlichen 
Spielraum (Rhodes 1991: 84): "The degree of centralization was consider- 
able depending on the degree of discretion allowed to local authorities in 
Parliament legislation or mandates, the absence of close national govern- 
ment inspection and auditing as well as on relatively wide scope for revenue 
raising" (Lane/Ersson 1991: 215f). Je nach Gestaltungsspielraum und jewei- 
liger Ressourcen- und Kompetenzausstattung ist es für die Kommunen daher 
grundsätzlich auch im unitarischen Staat möglich, eigene innovative Ak- 
zente zu setzen, was sich in "wide variations in Standards and practices in 
different parts of the country" (Steel 1979: 34) manifestiert. Die Ausstattung 
der Kommunen ist allerdings in hohem Maße von der "Gunst" der Zentral- 
regierung abhängig, was die grundsätzliche Asymmetrie im Austauschver- 
hältnis zwischen zentraler und lokaler Ebene verdeutlicht: "There is a recur- 
rent tension between this capacity for authoritative decision-making by cen- 
tral government and the interdependence of centre and locality" (Rhodes 
1991: 85). Zuweisungskürzungen waren in der Vergangenheit vor allem 
dann zu beobachten, wenn der Zentralstaat aufgrund seiner Haushaltslage zu 
Einsparungen gezwungen war 7 . Wenngleich sich somit je nach Spielraum 
der "local authorities" durchaus gewisse Ansatzmöglichkeiten zur Gestal- 
tung der kommunalen Politik bieten, erhöhen sich dadurch nicht zwangsläu- 
fig die Einflußchancen auf die Politik der Zentralregierung. Dies ist auf die 
traditionelle Trennung zentraler und lokaler politischer Eliten zurückzufüh- 
ren, welche innerhalb des britischen Regierungssystems gegeben ist 8 : 



wurden. Die Entwicklung der lokalen Behörden vollzog sich in Großbritannien 
einhergehend mit der durch die Industrialisierung zunehmenden öffentlichen 
Aufgaben (Infrastruktur, Gesundheits Vorsorge, öffentliche Sicherheit und 
Ordnung) (Stoker 1988: 3ff). 

7 So war die Labour- Regierung aufgrund der Wirtschaftsrezession in den 
siebziger Jahren gezwungen, Kredite beim Internationalen Wärungsfonds 
aufzunehmen. Bedingung für diese Kredite war eine Kürzung der öffentlichen 
Ausgaben, was sich nachhaltig auf die Finanzzuweisungen an die lokale Ebene 
auswirkte (Jones 1985: 4). 

8 Im Gegensatz zu Frankreich, wo die Zentralregierung mit dem Präfekten über 
einen Agenten zur Beeinflussung der regionalen Politik verfügt und wo gene- 
rell eine Verquickung zentraler und regionaler politischer Eliten zu beobachten 
ist, besteht in Großbritannien eine grundsätzliche Trennung beider Sphären 
(Rhodes 1991: 85). 
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"Central and local political elites have traditionally been insulated 
from each other. A dual polity has prevailed wherein the centre has 
distanced itself from sub-central govemments, giving them opera- 
tional autonomy in matters of 'Low Politics' (for example public 
health) in order to enhance his own autonomy in matters of 'High 
Politics' (for example foreign and defence policy)" (Budge/McKay 
1988: 136). 

Das Westminster-Modell mit seinem geschlossenen Verantwortungskreis- 
lauf hat zur Folge, daß Entscheidungen über substantielle Politikinhalte in 
Großbritannien letztlich von der Zustimmung weniger Personen im Bereich 
der Exekutive abhängen, der innerhalb des politischen Systems eine sehr 
starke Position zukommt. M Policy decisions have to pass the bottleneck of 
Whitehall [Hervorh. d. Verf ] (...), maybe ten or twelve persons, in each po- 
licy area, not even the House of Commons" (Interview AMA, Jan. 1993). 
Die hervorgehobene Stellung der Exekutive wird durch zwei Faktoren be- 
günstigt: die hohe Fraktionsdisziplin bei parlamentarischen Abstimmungen 
und das britische Mehrheitswahlrecht (Finer 1970: 159). Die 630 Abge- 
ordneten des House of Commons werden in Großbritannien traditionell nach 
dem Prinzip der relativen Mehrheit gewählt. Das gesamte Land wird in so 
viele Wahlkreise aufgeteilt, wie Abgeordnete zu wählen sind. Gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt, die anderen Stimmen fallen un- 
ter den Tisch ("Winner take all "-Prinzip). Dies fuhrt zwangsläufig zu ei- 
nem Verstärkereffekt für die Mehrheitspartei. Das Wahlsystem ermöglicht 
so relativ mächtige und stabile Kabinettsregierungen (Finer 1970: 159). 
Gleichzeitig besteht für kleine Parteien (wie z.B. die Green Party) kaum eine 
Chance, Sitze im Parlament zu erringen: "We have a Green Party in Britain 
but it doesnt have any effect because of our electoral law" (Interview 
Greenpeace, Jan. 1993). Die Parlamentsmitglieder werden in der Regel von 
den beiden großen Parteien Labour und Conservatives gestellt (Jesse 1992: 
176). Dieser Effekt reduziert die Chancen für breite politische Gruppierun- 
gen, als Partei Zugang zum politischen System zu erlangen. Für kleine Par- 
teien ist es nur unter erschwerten Bedingungen möglich, sich im Parlament 
zu etablieren. So gelang es bisher nur den Liberal Democrats (früher Social 
Democratic Party and Liberal Party), neben der Labour Party und den Kon- 
servativen als dritte Partei den Einzug ins Unterhaus zu schaffen. Die Libe- 
ralen nehmen eine bedeutende Rolle im Bereich der Umweltpolitik ein: "It 
was the centre parties which argued most strongly for higher Standards of 
environmental protection" (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 102, Inter- 
view DoE, Jan. 1993). Dadurch forderten die Liberalen - insbesondere im 
Süden des Landes, wo sie in den konservativen Hochburgen eine ernsthafte 
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Bedrohung darstellen - die Konkurrenz unter den Parteien hinsichtlich ihres 
Umweltimages (Grove- White 1992: 112). 

Ein weiteres Merkmal des britischen Regierungssystems ist die relativ un- 
bedeutende Rolle der Gerichte im politischen Prozeß. Dies ergibt sich zu- 
nächst aus dem Grundsatz der Suprematie des Parlaments, welcher dem 
Parlament die alleinige Autorität zuspricht, Gesetze zu erlassen bzw. für 
nichtig zu erklären. Es gibt in Großbritannien keine Verfassungsgerichts- 
barkeit, die von der Legislative verabschiedete Gesetze auf ihre Verfas- 
sungsmäßigkeit prüft; vielmehr fungiert das House of Lords formal als 
höchstes Gericht. "Parliament is regarded as the highest court in the land - 
this is how lawyers explain why the law courts cannot query or set aside its 
duly enacted Statutes; they argue that they are inferior courts to the 'High 
Court of Parliament'" (Einer 1970: 148). Interessengruppen sind so mehr auf 
konsensualen Umgang mit den Behörden angewiesen: "In countries where 
the road to the courts is absent, interest associations are more condemmed to 
reach an understanding with the regulatory authorities" (van Waarden 1992: 
15; vgl. auch Wilson 1989: 298). Ein weiterer Grund für die geringe Bedeu- 
tung der Gerichte liegt in den bereits erwähnten Besonderheiten der briti- 
schen Rechtstradition, in der sich keine ausgeprägte und eigenständige 
Verwaltungsgerichtsbarkeit herausbildete (Dyson 1980: 42). Das britische 
Regierungssystem unterscheidet sich in dieser Hinsicht fündamental von 
dem der USA, welches ebenfalls durch eine Common-Law-Tradition ge- 
prägt ist. Im Gegensatz zu Großbritannien spielen hier die Gerichte eine 
zentrale Rolle. Dieser Unterschied läßt sich sowohl mit institutioneilen als 
auch kulturellen Faktoren begründen. So existiert in den USA eine ausge- 
prägte und kulturell fest verankerte "Streitkultur", die auf eine direkte und 
offene Austragung von Konflikten abzielt: "The resulting conflicts are easily 
taken to court, hence the USA has been called a 'litigious society"' (van 
Waarden 1992b: 155). Der Stellenwert der Gerichte wird überdies dadurch 
erhöht, daß staatliches Handeln der Kontrolle eines unabhängigen Verfas- 
sungsgerichts unterliegt, welches seine Rechtsprechung an den Grundsätzen 
einer kodifizierten Verfassung ausrichtet. Gerade diese Voraussetzungen 
bilden einen wichtigen Bestandteil der aktuellen Diskussion über eine Ver- 
fassungsreform, die derzeit in Großbritannien ausgetragen wird 9 . 



9 Vgi. Kap. 8. 
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1.4 Typische Ausprägungen britischer Staatlichkeit 

Aus den dargestellten Besonderheiten britischer Staats-, Verwaltungs- und 
Rechtstradition ergeben sich im Hinblick auf die eingangs definierten Di- 
mensionen einige zentrale Charakteristika britischer Staatlichkeit. Die In- 
teraktion zwischen staatlichen und privaten Akteuren vollzieht sich in 
Großbritannien generell auf einer konsensualen und informellen, nach au- 
ßen abgeschotteten Basis. Das britische Staatsverständinis, nach dem öffent- 
liche Aktivität nicht zweckgerichtetem staatlichen Handeln entspringt, son- 
dern der Konkurrenz gesellschaftlicher Gruppen, die ihre Interessen in den 
politischen Prozeß einbringen, legt die Beteiligung privater Akteure an Poli- 
tikformulierung und Implementation nahe. Der Gesellschaft sollen von 
staatlicher Seite keine Maßnahmen einseitig aufgezwungen werden. Die 
staatlichen Instrumente orientieren sich daher mehr an "weichen" und weni- 
ger hierarchischen Steuerungskriterien. Jordan/Ri chardson (1982: 8 lf) 
schreiben: "Britain is best characterized as emphasising consensus and a 
desire to avoid the imposition of Solutions on sections of society. In that 
there is no particular priority accorded to anticipatory Solutions. (...) Under- 
lying the consultative/negotiative practice is a broad cultural norm that go- 
vernment should govern by consent." Unterstützt wird ein derartiges Vorge- 
hen durch das britische Rechtssystem, welches seinen Schwerpunkt in pro- 
zeduralen Regelungen hat und keine 'harten' Entscheidungskriterien im 
Rahmen eines hoheitlichen Verwaltungsrechts kennt. Dies führt oft zu ei- 
nem Aushandlungsprozeß zwischen Regulierenden und Regulierten, Kon- 
sens wird wichtiger als Zwang. Entsprechend besteht in der britischen Ver- 
waltung, der seitens der Öffentlichkeit ein hohes Vertrauen in ihre Neutrali- 
tät und Loyalität entgegengebracht wird, eine Vorliebe für Geheimhaltung 
und Informalität. 

Gleichwohl ist es auch aus gesellschaftlicher Sicht attraktiver, einen in- 
formellen und vertrauensvollen Umgang mit staatlichen Akteuren zu prakti- 
zieren. Dies ergibt sich vor allem aus den Besonderheiten der internen Or- 
ganisation des Staates. Die starke Position der Exekutive in einem unitari- 
schen Staatsgebilde, welches der lokalen Ebene aufgrund ihrer finanziellen 
und politischen Abhängigkeit von der Zentralregierung nur bedingt Spiel- 
räume für eigene Initiativen läßt, reduziert die Zahl politischer Arenen letzt- 
lich auf eine: das "Parliament of Westminster". Dieses wird - bedingt durch 
das britische Wahlrecht - von der Regierung dominiert und gewährt so der 
Opposition nur relativ geringe Einflußmöglichkeiten. Hinzu kommt, daß das 
britische Wahlsystem es relativ kleinen Parteien nahezu unmöglich macht, 
ins Parlament einzuziehen. Die faktischen Möglichkeiten, politische Initia- 
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tiven zu lancieren und zur Durchsetzung zu bringen, sind daher in Großbri- 
tannien sehr eingeschränkt. Auch der Weg über die Gerichte bietet hierfür 
keine guten Ansatzpunkte, da das britische Rechtssystem weder eine Verfas- 
sungs- noch eine ausgeprägte Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Anleitung und 
Überprüfung staatlichen Handelns kennt. 



2 Faktoren staatlicher Veränderung 

Daß die Bemühungen der seit 1979 regierenden Konservativen einen politi- 
schen und kulturellen Wendepunkt in der britischen Nachkriegsentwicklung 
bedeuten, ist in der sozialwissenschaftlichen Literatur unbestritten. In dieser 
heute allgemein mit dem Namen "Thatcherismus" belegten Periode 10 wurde 
und wird mit einer für westliche Demokratien beispiellosen Radikalität und 
Vehemenz in bestehende staatliche Strukturen und Prozesse eingegriffen, 
was der Economist sehr anschaulich mit dem Satz umschrieb: "Mrs. That- 
cher cannot see an institution without hitting it with her handbag" (29. April 
1989). Neben dieser von innenpolitischer Seite erfolgten "Thatcher Revolu- 
tion" (Jenkins 1987) sind gleichzeitig die Konsequenzen zu beachten, die 
sich für die britische Staatlichkeit aus der zunehmenden Integration im 
Rahmen der EU ergeben. Die Kompetenzabtretungen der Mitgliedstaaten an 
supranationale Institutionen bewirken, daß die Gestaltung nationaler Staat- 
lichkeit nicht mehr unabhängig von transnationalen Verflechtungen und 
Abhängigkeiten begriffen werden kann. 



2.1 Die fl r Thatcher- Revolution": Neustrukturienmg des Staates 

Schlagworte wie Privatisierung, Marktliberalisierung, Deregulierung, Kür- 
zung der öffentlichen Ausgaben oder Individualisierung der Gesellschaft 
("Consumers' Choice") beherrschen seit der Machtübernahme der Conserva- 
tive Party die innenpolitische Diskussion in Großbritannien. Sie bilden die 
Eckpfeiler der konservativen Ideologie, die nachhaltig von den neoliberalen 
Ideen Hayeks und Friedmans geprägt ist (Plant 1983: 15). Die radikale und 
konsequente Umsetzung eines 'freien Marktes' und eines neuen Staatsver- 



10 Der Begriff Thatcherismus steht für die besondere Ideologie, den typischen 
Politikstil und politische Programme der Konservativen Partei unter der Füh- 
rung von Margaret Thatcher (Gamble 1988: 20). 
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ständnisses war und ist nach Ansicht der Konservativen der einzige Ausweg 
aus der Krise des sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates in den siebziger 
Jahren, die Großbritannien mit seinen wirtschaftlichen Strukturproblemen 
in besonderem Maße getroffen hatte (Gamble 1988: 13). Im Unterschied 
zum französischen Marktverständnis erfolgt in Großbritannien eine klare 
Trennung von wirtschaftlicher und staatlicher Aktivität. Der Markt genießt 
dabei absoluten Vorrang vor dem Staat: "In the UK public policy is driven 
by the notion that markets and economic activity are exogenous to, and prior 
to, the state; in France policy is driven by the notion that markets and eco- 
nomic activity are produced, stimulated, and guided towards national goals 
by the state" (Dobbin 1993: 73). Die Effekte des radikalen Erneuerungspro- 
gramms oder der - wie Hall (1988: 39) plakativ formuliert - "Great Moving 
Right Show" auf das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft sind viel- 
fältig. So ist einerseits ein großangelegtes "rolling back the frontiers of the 
State" zu beobachten, um dem hochgelobten freien Markt zu seiner vollen 
Entfaltung zu verhelfen und bestehende staatliche Leistungen - nach der 
konservativen Philosophie überflüssige Relikte sozialdemokratischer Tradi- 
tion - zurückzufahren oder abzubauen. Der "Rückzug" des Staates vollzieht 
sich dabei hauptsächlich über die Privatisierung und Auslagerung staatlicher 
Aufgabenerfüllung und die Einführung marktwirtschaftlicher Konzepte im 
öffentlichen Sektor. Staatliche Regulierung soll durch die - von rationalen 
Wahlentscheidungen individueller Konsumenten gesteuerte - "unsichtbare 
Hand des Marktes" ersetzt werden. 

Auf der anderen Seite wird diese "Aufgabe staatlicher Aufgaben" (Offe 
1990) jedoch - paradoxerweise - von einem gegenläufigen Prozeß eines 
"rolling forward the frontiers of the new State" (Jessop 1988) überlagert. Die 
ungefilterte und ungebremste Weitergabe politischer Entscheidungen an die 
Gesellschaft setzt gleichzeitig eine Stärkung und Zentralisierung staatlicher 
Macht voraus: Die Umsetzung des radikalen Reformprogramms erfordert, 
daß alle Institutionen - seien dies Gewerkschaften, Berufsverbände oder lo- 
kale Behörden -, die diesen neoliberalen Zielen entgegenstehen, geschwächt 
oder umgangen werden. Der Rückzug des Staates vollzieht sich nicht als 
bloßes "Unterlassen", sondern als spezifische und einschneidende Interven- 
tion (Offe 1990: 17). Auch die Notwendigkeit gerechter Markt- und Wett- 
bewerbsbedingungen für die nun privatisierten Bereiche bringt einen Zu- 
wachs staatlicher Regulierung mit sich. Überdies unterliegen dem konserva- 
tiven Verständnis gewisse moralische Vorstellungen von 'Recht und Ord- 
nung' innerhalb der Gesellschaft. Um diese zu realisieren, ist ein autoritärer, 
eingreifender Staat gefordert. Gegenüber dem "schwachen" sozialdemokrati- 
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sehen Staat präsentiert sich somit nun ein reduzierter, aber durchaus 
"starker” Staat mit erweiterten hoheitlichen Eingriffsbefugnissen. 



Schaubild 1: Effekte Thatcheristischer Reformpolitik 
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2. 1. 1 Die Zentralisierung staatlicher Entscheidungsmacht : Eingriffe in die 
lokale A utonomie 

Ein starker Staat, der seine ehrgeizigen Ziele gegenüber der Gesellschaft 
durchsetzen will, kann nicht dulden, daß dieser Prozeß möglicherweise 
durch andere staatliche Akteure unterminiert wird (Harris 1989: 5). Insbe- 
sondere die lokalen Behörden sind der konservativen Regierung hierbei ein 
Dorn im Auge. Im Zusammenhang mit den neoliberalen Zielen der Reduk- 
tion öffentlicher Ausgaben, dem Abbau des Wohlfahrtsstaates und der 
Schaffung eines freien Marktes sind die "local authorities" zur Zielscheibe 
massiver Eingriffe in ihre finanzielle und administrative Autonomie ge- 
worden. Wenngleich auch frühere Regierungen zum Teil grundlegende Re- 
formen auf lokaler Ebene vorgenommen hatten 11 , "the changes (...) since 



11 1963 und 1974 erfolgten organisatorische Umstrukturierungen auf lokaler und 

regionaler Ebene. Die Zahl der lokalen Behörden verringerte sich, da viele 
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1979 represent cumulatively the most serious threat to its [local govern- 
ment's, d. Verf ] health and vitality which ha s been posed during its entire 
history" (Butcher et al. 1990: 28). 

Am stärksten manifestieren sich die zentralstaatlichen Interventionen im 
Bereich der lokalen Finanzautonomie Sie konzentrierten sich zunächst auf 
die allgemeinen Finanzzuweisungen an die Kommunen ("block grants"). 
Diese nicht zweckgebundenen Mittel wurden den Kommunen von der Zen- 
trale zur Finanzierung ihrer Aufgaben zur Verfügung gestellt und umfaßten 
etwa 60% der lokalen Einnahmen (Bramley 1991: 284). Die 1980 begon- 
nene Reform sah neben Kürzungen der zentralen Zuweisungen vor, daß die 
Zentralregierung festlegt, wieviel Geld von jeder einzelnen Gemeinde aus- 
gegeben werden darf und danach die Höhe der Zuweisung bestimmt. 
Gleichzeitig wurden "overspenders" über entsprechende Kürzungen bei der 
nächsten Mittelvergabe bestraft (Dunleavy/Rhodes 1983: 127f). Die Regie- 
rung griff auf diese Weise massiv in die bisherige Praxis ein, nach der die 
lokalen Behörden selbst entscheiden konnten, wieviel Geld sie für welche 
Zwecke verwenden wollten. Dadurch sollte eine umfassende Kontrolle der 
kommunalen Ausgaben durch die Zentral regierung erreicht werden. Insbe- 
sondere den Labour-regierten Councils, die nach wie vor an einer Keynesia- 
nischen Politik festhielten, sollte so "das Wasser abgegraben" werden: "You 
cannot have a free market government using public spending for doing what 
is properly done in the public domain and at the same time municipal socia- 
lism (...). So if they insist on municipal socialism we will redirect our 
resources away from local authorities" (Minister Nicolas Ridley, zit. nach 
Gyford et al. 1989: 332). Der Erfolg dieser Strategie war jedoch sehr be- 
grenzt, da die Gemeinden die entstandenen Einnahmenverluste über ent- 
sprechende Erhöhungen der kommunalen Steuern auszugleichen versuchten 
(Rhodes 1991: 86f). Es lag auf der Hand, daß die Regierung in der Folgezeit 
auch in diesem Bereich tiefgreifende Einschränkungen vornahm. 

"Die Finanzschlinge der Zentralregierung zur Drosselung kommunaler 
Ausgaben" (Uppendahl et al. 1988. 44) wurde mit Eingriffen in das lokale 
Steuerhebesatzrecht weiter zugezogen. Dieses sog. "rate-capping" brach 
ein weiteres ungeschriebenes Gesetz in den Beziehungen zwischen zentraler 



kleinere Behörden zu größeren Einheiten zusammengeschlossen wurden 
(Butcher et al. 1990: 22ff). Mit der Reform von 1974 wurden in England und 
Wales 47 Non-metropolitan Counties und 6 Metropolitan Counties eingerich- 
tet, die in jeweils 333 bzw. 36 Districts unterteilt sind. Zusätzlich bestand in 
London der Greater London Council, der in 32 Boroughs und die City of Lon- 
don unterteilt war Die lokalen Behörden in Schottland sind in 9 Regionen und 
53 Districts gegliedert (Meny 1993: 287f). 
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und lokaler Ebene: "Previously, it was accepted that local authorities had 
total discretion over the level of local taxation" (Butcher et al. 1990: 28). 
Eng verbunden mit den Eingriffen in die kommunale Steuerautonomie war 
die umstrittene Abschaffung des Greater London Council (GLC) und der 
sechs anderen Metropolitan Counties, die 1986 erfolgte 12 . Der Labour-do- 
minierte GLC hatte sich bewußt den zentral verordneten Ausgabebeschrän- 
kungen widersetzt und an seiner wohlfahrtstaatlich geprägten Ausgabenpoli- 
tik festgehalten (Budge/McKay 1988: 130). Der offene Konflikt zwischen 
zentraler und lokaler Ebene war somit vorprogrammiert: "A tier of local 
government which was to be a bulwark against centralism had proved to be 
too much of a nuisance for central government" (Butcher et al. 1990: 72). 
Die Folge der Auflösung des GLC war die Übertragung vieler lokaler Auf- 
gaben auf demokratisch nicht legitimierte ad-hoc-Körperschaften (ebd.). 

Ein weiterer Schritt zur Eindämmung der lokalen Finanzautonomie war 
die Einführung der "Poll Tax" ("Kopfsteuer") 1990. Sie ersetzte das alte 
Besteuerungssystem der Kommunen komplett und sollte einen direkten 
Zusammenhang zwischen der vom einzelnen Bürger zu entrichtenden Steu- 
er und der Qualität kommunaler Serviceleistungen herstellen. Die "Poll 
Tax" entsprach so eher einer Gebühr für staatliche Leistungen als einer all- 
gemeinen öffentlichen Abgabe. Sie wurde deshalb auch als "Community 
Charge" oder "Residente Charge" bezeichnet (Crick/van Klaveren 1991: 
408) 13 . Die lokalen Behörden sollten auf diese Weise gezwungen werden. 



12 In England und Wales bestehen daher seit 1986 nur noch 47 Counties, die in 
369 Districts unterteilt sind, sowie die 32 London Boroughs (Meny 1993: 
288). 

13 Vor der "Poll Tax" war eine kommunale Budgetautonomie dadurch möglich, 
daß die "local authorities" Zugriff auf eine feststehende und umfassende Ver- 
mögenssteuer hatten, die sog. "Rates". Diese "Rates" stammten zu über 50% 
von Unternehmen, der restliche Teil entfiel auf Privatpersonen in der Form 
einer monatlichen Einkommenssteuer. Diese Steuereinnahmen deckten ein 
Drittel bis die Hälfte der kommunalen Ausgaben, der Rest wurde durch zentra- 
le Zuweisungen ("block grants") ausgeglichen (Bramley 1991: 284). Ziel der 
Steuerreform war es, über landesweit einheitliche Untemehmenssteuem und 
einer nach den jeweiligen lokalen Bedürfnissen im Vorfeld fixierten jährlichen 
Zuweisung alle kommunalen Ausgabenerhöhungen von Erhöhungen der "Poll 
Tax" abhängig zu machen, die von allen Wählern - d.h. nicht nur 
vermögenden, sondern auch sozial schwachen Personen - zu entrichten war. 
Da die "Poll Tax" etwa 25% der lokalen Einnahmen ausmachen sollte, hätte 
eine Erhöhung der Kommunalausgaben um 1% im Idealfall eine 4%-ige 
Steigerung der "Poll Tax" bedingt. Lokale Ausgabenerhöhungen hätten so in 
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gegenüber ihrer Wählerschaft Rechenschaft ("Accountability") über ihre Po- 
litik abzulegen. Während mit der früheren lokalen Vermögenssteuer für die 
Kommunen progressive Umverteilungen möglich waren (Butcher et al. 
1990: 73), hatte die "Poll Tax", die von jedem Einwohner - unabhängig von 
seinen Vermögensverhältnissen - zu entrichten ist, eine stark regressive Ver- 
teilungswirkung. Daraus sollte für die lokalen Regierungen ein entsprechen- 
der Druck zur Reduktion ihrer Ausgaben entstehen. Gleichzeitig ging die 
konservative Regierung davon aus, daß die Bürger fortan eher fiskalisch 
konservative als ausgabefreudige Labour-Regierungen wählen (Offe 1990: 
32): "The poll tax aims to make local authorities more accountable to their 
electors by ensuring that the local electors know what the costs of their local 
Services are, so that armed with this knowledge they can influence the spen- 
ding decisions of their Council through the ballot box" (Rhodes 1991: 100). 
Sehr deutlich kommt in diesem Zusammenhang das klassische Schumpeter- 
sche Demokratieverständnis zum Ausdruck, gemäß dem "einzelne die Ent- 
scheidungsbefugnis vermittels eines Konkurrenzkampfes um die Stimmen 
des Volkes erwerben" (Schumpeter 1975: 428). In dieser Public-Choice-Per- 
spektive werden Wähler als Konsumenten betrachtet, die zwischen verschie- 
denen - von politischen Unternehmern - angebotenen Programmen auswäh- 
len (Downs 1968). 

Die Einführung der "Poll Tax" war für die Regierung jedoch ein Disaster. 
Die Steuer stieß in der Öffentlichkeit auf herbe Kritik (es kam zu zahlrei- 
chen Demonstrationen mit zum Teil gewalttätigen Auseinandersetzungen), 
so daß bereits 1992 ihre Abschaffung beschlossen wurde. An ihre Stelle trat 
1993 die "Council Tax" 14 , die wieder verstärkt an die individuellen Vermö- 
gensverhältnisse gekoppelt ist (Farrington/Lee 1992: 1; Bramley 1991: 
284ff). Wenngleich dadurch die Einführung einer unmittelbaren Rechen- 
schaftspflicht gegenüber allen Wählern wieder in den Hintergrund rückt, hat 
die Regierung ihr Ziel eines direkten, durch kommunale Autonomierechte 



überproportionaler Weise auf die Steuerbelastung "durchgeschlagen" und den 
Druck auf die "local authorities" zu Ausgabebeschränkungen verstärkt. 

14 Die zum April 1993 eingefuhrte "Council Tax" stellt eine Mischform von ei- 
gentums- und personenbezogener Steuer dar. Grundsätzlich richtet sie sich 
zwar ebenfalls an alle Einwohner über 18 Jahren, die Zahlungspflicht tritt je- 
doch nur unter bestimmten Voraussetzungen ein, die an die individuellen Be- 
sitz- und Vermögensverhältnisse gekoppelt sind. Die Regierung rückt damit 
von ihrem ursprünglichen Ziel ab, einen unmittelbaren Zusammenhang zwi- 
schen lokalen Ausgaben und Kosten für den Wähler herzustellen. Die "Council 
Tax" umfaßt nur 10-15% der lokalen Einnahmen. Der Hebesatz wird von den 
"local authorities" festgelegt. (Farrington/Lee 1992: 44f). 
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nicht mehr gebrochenen Zugriffs auf die lokalen Ausgaben weitgehend 
durchgesetzt, da nach dem neuen System 80% der kommunalen Einnahmen 
von der Zentral regierung bestimmt werden. Es besteht so die Tendenz einer 
Degradierung der "local authorities" zu bloßen "Erfüllungsgehilfen" der 
Zentralregierung, deren Gestaltungsmöglichkeiten immer weiter reduziert 
werden (Rhodes 1991: 108). 

Die Bemühungen der Konservativen nach mehr "Accountability" be- 
schränken sich jedoch nicht nur auf den Bereich der lokalen Finanzen. So 
legt die Citizen 's Charter von 1991 gewisse Mindeststandards für öffentliche 
Dienstleistungen fest und räumt den Bürgern einen Anspruch auf Kompen- 
sation ein, falls die Leistungen den definierten Qualitätskriterien nicht ent- 
sprechen (Oliver 1991: 25). Neben dieser Rechenschaftspflicht versucht die 
Zentralregierung durch weitere massive Eingriffe in die Art und Weise der 
lokalen Aufgabenerfullung eine Reduktion der öffentlichen Ausgaben zu er- 
reichen. So schreibt der Local Government Act 1988 vor, daß die kommuna- 
len Aufgaben im Bereich der Abfallbeseitigung, Straßen- und Gebäudereini- 
gung sowie Grundstücks- und Gebäudeinstandhaltung auf private Träger 
ausgelagert werden müssen - sog. "Contracting-out" (Rhodes 1991: 102). 
In ihrer Idealvorstellung sehen die Konservativen die "local authorities" als 
reine "contract authorities" oder "enabling authorities”, deren Aufgaben 
nur noch darin bestehen, lokale Dienstleistungen an den kostengünstigsten 
Träger zu vermitteln, die selbst jedoch keine Serviceleistungen mehr erbrin- 
gen (Butcher et al. 1990: 162f; Rhodes 1991: 108). 

Indem den Bürgern mehrere Auswahloptionen zwischen verschiedenen 
Leistungsanbietern offeriert werden, versucht die Regierung über Privatisie- 
rungen oder die Einrichtung von Quasi-Märkten einen verstärkten Wettbe- 
werb zu schaffen. Gemäß diesem individualistischen Verständnis werden 
Bürger nicht mehr als passive Empfänger staatlicher Leistungen betrachtet, 
sondern als aktive Konsumenten, die je nach ihrer Präferenzordnung zwi- 
schen verschiedenen Leistungsangeboten auswählen ("Consumerism"). 
Diese Sichtweise entspricht der neoliberalen Philosophie, welche die ge- 
samtgesellschaftliche Wohlfahrt von den Präferenzentscheidungen individu- 
eller Nutzenmaximierer abhängig macht und kollektivistische Problemlö- 
sungen als suboptimal betrachtet. "[This] shift away from collectivist Solu- 
tions in public policy" (Gamble 1988: 124) zeigt sich sehr deutlich in dem 
berühmten Thatcher- Ausspruch "There is no such thing as society. There 
are individual men and women, and there are families" (zit. nach Ofife 1990: 
10). Wie die folgenden Beispiele aus der Wohnungsbau-, Gesundheits- und 
Bildungspolitik zeigen, führt dieses Vorgehen oft zu Kompetenzverschie- 
bungen zugunsten der zentralen Ebene. 
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So räumt der Education Reform Act 1988 Eltern die Möglichkeit ein, ihre 
Kinder aus der lokalen Schulaufsicht herauszunehmen und auf eine private 
Schule zu schicken. Gleichzeitig wird den Kommunen die finanzielle Kon- 
trolle über die lokalen Schulen entzogen und auf von der Regierung ernann- 
te Schulleiter übertragen. Die Schulen erhalten außerdem nur dann staatli- 
che Zuweisungen, wenn sie bestimmte Kennziffern betriebswirtschaftlicher 
Effizienz erreichen (Gamble 1988: 138; Brown 1989: 38). Ein ähnliches 
Verfahren wird auch für die öffentlichen Krankenhäuser und Versorgungs- 
einrichtungen angewandt. Überdies sollen Patienten (etwa durch Kostener- 
stattung für Transportauslagen) dazu angeregt werden, nicht mehr nur ihr 
lokales Krankenhaus in Anspruch zu nehmen, sondern über Distriktgrenzen 
hinweg die öffentlichen Einrichtungen wie auf einem Quasi-Markt gegen- 
einander in Wettbewerb zu bringen (Jobling 1989: 92). Um die Zugriffsmög- 
lichkeiten der Zentrale auf die nicht selten widerspenstigen lokalen und re- 
gionalen Gesundheitsbehörden zu verbessern, wurde die bis dahin übliche 
Kollegialverwaltung, der die Abstimmung zwischen ärztlichen und admini- 
strativen Fragen oblag, durch alleinverantwortliche "general managers" ab- 
gelöst (Oflfe 1990: 28). Im sozialen Wohnungsbau sind seit 1979 die Zuwei- 
sungen der Zentralregierung drastisch zurückgefahren und gleichzeitig ein 
Großteil der Wohnungen zum Verkauf angeboten worden. Hierbei wurde 
den bisherigen Mietern neben erheblichen Preisnachlässen ein Vorkaufs- 
recht ("right-to-buy") zugestanden. Die Regierung wollte damit eine Reduk- 
tion kommunaler Ausgaben erreichen, da vor allem die Labour-dominierten 
Behörden einen großen Teil ihres Budgets für den öffentlichen Wohnungs- 
bau verwendeten. Die Kommunen verloren weitgehend ihre Kompetenzen in 
diesem Bereich, da der Wohnungsverkauf zentral gesteuert wird und die 
Zuteilung und Verwaltung der öffentlichen Wohnungen an die lokalen 
Agenturen einer zentralstaatlichen "Housing Corporation" übertragen wurde 
(Monk/Kleinman 1989: 23ff). 

Die Autonomie der "local authorities" wird somit nicht nur durch massive 
finanzpolitische Interventionen reduziert, sondern ist gleichzeitig erhebli- 
chen Umstrukturierungen in der Art und Weise der Aufgabenerfüllung aus- 
gesetzt. Die Vorstellungen der Thatcher-Regierung im Hinblick auf Privati- 
sierungsmaßnahmen, "Contracting-out", "Consumerism" und "Accountabi- 
lity" auf lokaler Ebene bewirken eine Aushöhlung und Umgehung ("by-pas- 
sing") der lokalen Aufgabenerfüllung. Die Reichweite und der Umfang 
kommunaler Aktivitäten reduziert sich dadurch beträchtlich: "The concep- 
tion of local authorities as representative bodies, responsible for the Overall 
economic, cultural and physical well-being of local communities has been 
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effectively displaced by a renewed narrow emphasis on their responsibility 
for particular Services” (Butcher et al. 1990: 29). 



2.1.2 Der Rückzug des "schwachen" Staates: "Rolling back the State" 

Die Privatisierung nationaler Industriezweige und staatlicher - vorwiegend 
kommunaler - Serviceleistungen bilden einen wichtigen Bestandteil der kon- 
servativen Bemühungen zur Neustrukturierung des britischen Staates. Auch 
der kontinuierliche Abbau des Wohlfahrtsstaates sowie die Reduktion des 
Civil Service spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle. Die 
Motivation zur Privatisierung staatlicher Industrien 15 entsprang hierbei 
nicht allein den neoliberalen Zielvorstellungen eines freien Wettbewerbs, 
sondern auch den finanziellen Bedürfnissen der Regierung, die sich auf 
Steuersenkungen und Beschränkungen der Nettokreditaufnahmen festgelegt 
hatte, gleichzeitig jedoch mit einem beachtlich wachsenden Ausgabenvolu- 
men konfrontiert war (Offe 1990: 14). "On the revenue side, the Govern- 
ment (...) found that the easiest way to increase its income was by selling 
public Companies” (Gamble 1988: 1 14). Diese Situation hatte zur Folge, daß 
Bestandteile des nationalen Kapitalstocks zur Finanzierung laufender Haus- 
haltsausgaben herangezogen wurden (und dies in einer Weise und einem 
Tempo, die keineswegs ökonomischen Effizienzkriterien entsprachen) 16 
(Offe 1990: 14). Um überhaupt Kaufinteressenten zu finden, wurden öffent- 
liche Monopolunternehmen anstatt einer entsprechenden Aufsplittung oft als 
komplette Einheit verkauft, was dem Ziel eines freien Wettbewerbs nicht 
unbedingt förderlich ist: "The goal of privatization came before that of libe- 
ralization" (Massey 1992: 493). 

Eine weitere Absicht der Regierung bei der Privatisierung staatlicher Un- 
ternehmen war es, innerhalb der Bevölkerung einen möglichst großen Kreis 
von Anteilseignern (” sharehol ders”) der privatisierten Unternehmen zu 



15 Zu den ehemals staatlichen und nun privatisierten Unternehmen zählen u.a. 
British Aerospace, British Petroleum, Jaguar, British Telecom, Britoil, British 
Gas, British Airways und der Central Electricity Generating Board (Cochrane 
1989: 81). Das jüngste Beispiel ist die britische Eisenbahn (British Rail), mit 
deren Privatisierung 1993 begonnen wurde. 

16 Britische Kommentatoren haben diese Privatisierungsvorgänge, denen ein ra- 
tionaler strukturpolitischer Sinn weithin fehlt und die eher eine symbolische 
Manifestation konservativer Ideologie bzw. haushaltspolitische Lückenbüßer 
darstellen, häufig mit der Metapher M disposing of the family silver" umschrie- 
ben (Hoover/Plant 1989: 187, zit. nach Offe 1990: 14). 
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schaffen; die "Denationalisierung” dieser Betriebe war "a way of boosting 
populär capitalism by increasing the number of shareholders" (Gamble 
1988: 116) 17 . Dies führte dazu, daß nationale Betriebe oftmals unter ihrem 
tatsächlichen Marktwert angeboten wurden, um den Kauf solcher Anteile 
möglichst attraktiv zu machen (Cochrane 1989: 82). Neben der 

"Umerziehung" der Gesellschaft hin zu individualistischen Werten spielte 
auch die Schwächung des politischen Gegners eine wichtige Rolle in der 
konservativen Strategie: "Der britischen Bevölkerung soll (...) beigebracht 
werden, daß sie ihre Erwerbs- und sonstigen Lebensinteressen (...) besser 
über den Markt als über den Staat verfolgen kann - und daß sie die so er- 
langten Vorteile einer Regierung zu verdanken hat, die deshalb auch bei 
Wahlen den Vorzug vor ihren 'kollektivistischen' Rivalen verdient" (Offe 
1990: 44). Konservativere Autoren sehen hingegen in der Betonung von Ei- 
genverantwortung und Eigeninitiative wichtige Impulse für wirtschaftliche 
und soziale Verbesserungen. Nach ihrer Auflösung wurden solche Werte 
durch die sozialdemokratisch orientierte Politik der Nachkriegszeit zu wenig 
gefordert, da man stets auf auf staatliche Leistungen zurückgreifen konnte 
(Loney et al. 1991: 208). So fordert Davies (1991: 256), "[that, d. Verf ] the 
state should not provide Services or goods directly; it should be an enabler, 
not a provider". 

Das von den Konservativen forcierte "rolling back the State" macht auch 
nicht halt vor dem Abbau wohlfahrtsstaatlicher Einrichtungen und 
kommunaler Serviceleistungen. Die hierbei eingesetzten Mittel reichen - 
wie oben dargestellt - von der Privatisierung oder dem Auslagern öffentli- 
cher Aufgaben auf private Träger ("Contracting-out", " Market- testing") bis 
zur Einführung betriebswirtschaftlicher Effizienzkriterien für staatliche Be- 
hörden und der Errichtung von Quasi-Märkten, auf denen "Konsumenten" 
nach Rationalitätsgesichtspunkten zwischen verschiedenen öffentlichen und 
privaten Serviceangeboten auswählen können. Die Reduzierung wohlfahrts- 
staatlicher Leistungen manifestiert sich insbesondere in den Bereichen 
Wohnungsbau, Gesundheits- und Bildungswesen: "The Government is pro- 
moting populär capitalism as a Substitute for the nanny State" (Jessop 1988: 
24). Bei der Privatisierung der öffentlichen Wohnungen spielte das Kalkül 
der Regierung, eine individualistisch orientierte "property-owning de- 
mocracy" zu schaffen, ebenfalls eine wichtige Rolle (Monk/Kleinman 1989: 



17 Der Anteil der " shareholders” stieg von 3 Millionen im Jahr 1979 auf 9 
Millionen 1987. Ein Großteil dieser Anteilseigner sind jedoch Firmen und 
nicht, wie von der Regierung beabsichtigt, individuelle Bürger (Gamble 1988: 
138). 
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21) 18 . Die Frage, welche langfristigen Konsequenzen sich aus der konserva- 
tiven Reformpolitik für die Gesellschaft ergeben, läßt sich derzeit nur 
schwer beantworten. Vieles deutet jedoch auf ein eher uneinheitliches Bild: 
So stellt Le Grand (1993: 242) für den Gesundheitssektor fest, daß die Aus- 
wirkungen der Reformen vielfach sehr gering sind. Es sind weder effizienz- 
steigernde Effekte noch Veränderungen im Hinblick auf gerechte und glei- 
che Leistungsansprüche zu konstatieren. Johnson verweist ebenfalls auf eher 
inkrementale Veränderungen im Bereich der Sozialpolitik. Zwar sind spe- 
ziell im sozialen Wohnungsbau weitreichende Einschränkungen zu ver- 
zeichnen, auf vielen anderen Gebieten blieb das staatliche Engagement je- 
doch unverändert: "The welfare state in its traditional form survives for the 
most part" (1991:227). 

Als weiteres Mittel zur Verringerung der Staatsquote konzentrierten sich 
die Bemühungen des Thatcherismus auf Einsparungen im Bereich des 
Civil Service. Hierbei sollte vor allem über effizientere Managementprakti- 
ken und organisatorische Umstrukturierungen eine Reduktion des Personal- 
bestandes erreicht werden. Zwischen 1979 und 1984 konnten auf diese 
Weise bereits über 100.000 Stellen eingespart werden (Metcalfe/Richards 
1987: 2). 1988 veröffentlichte die Regierung einen Bericht 19 , der weitere 
tiefgreifende organisatorische Umstrukturierungen vorsieht. Danach wird 
die nationale Verwaltung auf einen relativ kleinen Kern von Beamten redu- 
ziert, die vorwiegend in der Politikberatung und im allgemeinen Manage- 
ment der Ministerien tätig sind. Die Ministerien wiederum sind dabei ledig- 
lich als Koordinationsstelle für die Durchführung verschiedener Politikpro- 
gramme und Dienstleistungen verantwortlich, während die jeweils zuständi- 
gen Verwaltungsstellen in sog. "executive agencies” ausgelagert werden 
(Oliver 1991: 65). Bei diesen "agencies" handelt es sich um nicht-gewählte, 
von der Exekutive ernannte Körperschaften, die genau definierte (zumeist 
einzelne) Aufgaben für die Regierung wahrnehmen (Dunleavy/Rhodes 1983: 
110) 20 . Die Regierung erhofft sich dadurch nachhaltige Effizienzverbesse- 
rungen, da diese Behörden in der Verwendung ihrer Haushaltsmittel, Fragen 
der Stellenbesetzung und des Managements sowie in ihrer Aufgabenerfül- 
lung weitgehend unabhängig von politischen und ministeriellen Interventio- 
nen sind (Hennessy 1989: 118). Ein weiteres Kalkül der Regierung in die- 



18 Zu den insbesondere für sozial Schwache gravierenden Nebeneffekten der 
Wohnungsprivatisierung vgl. Offe(1990: 20ff). 

19 Improving Management in Government: The next Steps. 

20 Bis zum Jahr 2000 sollen rund 75% der Civil Servants in solchen Agencies tä- 
tig sein (Hennessy 1989: 1 19). 
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sem Zusammenhang ist, daß sie über die politische "Abschottung" dieser 
exekutiven Körperschaften von einer verbesserten Implementation ihrer Re- 
formstrategien ausgehen kann, da Einflußnahmen von Interessengruppen - 
denen der traditionell konsensual orientierte Civil Service meist offen ge- 
genübersteht - so über eine geringere Angriffsfläche verfugen (vgl. Harris 
1989: 5). 



2.1.3 Der A usbau des neuen " starken ” Staates : " Rolling forward the State " 

Betrachtet man die Effekte der konservatievn Neustrukturierung des briti- 
schen Staates, so ergibt sich das scheinbar widersprüchliche Bild "einer be- 
deutend geschrumpften Agenda anerkannter staatlicher Aufgaben, insbe- 
sondere der auf lokaler Ebene zu erfüllenden, bei gleichzeitig autoritär ge- 
steigerter Eingriffstiefe der Tätigkeit vor allem des Zentral staats" (Offe 
1990: 13). Wie läßt sich diese paradoxe Überlagerung eines "rolling back 
the frontiers of the State" und eines "rolling forward the frontiers of the new 
State" (Jessop 1988) erklären? Andrew Gamble unterscheidet vier Faktoren, 
die für diese Entwicklung eines "starken" Staates von Bedeutung sind: "The 
state must be strong firstly to unwind the coils of social democracy and 
welfarism which have fastened around the free economy, secondly to police 
the market Order; thirdly to make the economy more productive; and fourth- 
ly to uphold social and political authority" (Gamble 1988: 32). Während der 
erste Faktor auf das Beseitigen der alten, sozialdemokratischen Ordnung 
abzielt, beziehen sich die weiteren Kriterien auf die Notwendigkeit staatli- 
cher Interventionen zur Neustrukturierung des Staates gemäß der konserva- 
tiven Philosophie. 

Die Umsetzung der neoliberalen Vorstellungen eines freien Marktes und 
eines minimalistischen Staates setzen voraus, daß die etablierten Strukturen, 
die diesen Zielen entgegenstehen, zunächst neutralisiert oder beseitigt wer- 
den. Zu diesen Strukturen zählen nach Ansicht der Konservativen grund- 
sätzlich alle Institutionen, die als Puffer zwischen Staat und Gesellschaft die 
Bemühungen des Staates zur Schaffung einer individualistischen Marktord- 
nung unterminieren (Peele 1993: 22). 

"Since these institutions are more powerfül than individuals it is 
clearly the duty of a minimalist State to minimize their interference 
with market forces and this requires that this new State has to be 
stronger than they are. (...) The world must be remodelled so that 
civil society is identified with the market in a sense of an aggregation 
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of freely competing individuals, even though that initially means a 
massive exercise in State power" (Harris 1989: 4f). 

Die Aktivitäten der Konservativen gegen diese intermediären Institutionen 
werden von Offe (1991: 25) als "absichtsvolle Austrocknung der Funktionen 
von Professionen, kommunalen Körperschaften, Verbänden und Gewerk- 
schaften" beschrieben 21 , "deren Funktion ja sämtlich darin besteht, Interes- 
sen gesellschaftlicher Gruppen zu repräsentieren und zu rationalisieren". 
Gleichzeitig dienen solche institutioneilen Angriffe der Schwächung der 
Labour Party, die zu den Gewerkschaften sehr enge Verbindungen hat 
(Peele 1993: 23). Je mehr diese intermediären Kollektiv- Strukturen zerstört 
werden, desto geringer sind die Chancen für solche Akteure, an der Gestal- 
tung von Staatlichkeit mitzuwirken. Die Aufgabe staatlicher Aufgaben voll- 
zieht sich somit nicht als bloßes Unterlassen, sondern als spezifisches ein- 
schneidendes Tätigwerden des Staates (Offe 1990: 17). Dieses radikale 
Vorgehen der Thatcher-Regierung bedeutet eine grundlegende Abkehr von 
dem traditionell verhandlungs- und konsensorientierten britischen Politikstil 
- "the Conservatives' response (...) was to Substitute conviction for consensus 
politics" (Oliver 1991: 15). 

Die staatlichen Interventionen zur Schwächung oder Abschaffung inter- 
mediärer Institutionen reichen für sich allein noch nicht aus, um dem freien 
Markt zum vollen Durchbruch zu verhelfen. Vielmehr ist der neoliberale 
Staat gefordert, mit einer entsprechenden Wettbewerbsordnung eine regula- 
tive Basis für die individuellen Markttransaktionen zu schaffen. Diese 
Erfordernisse ergeben sich insbesondere aus der Privatisierungspolitik der 
Thatcher-Regierung, die - um Kaufinteressenten zu finden - oftmals öffent- 
liche Monopole ohne jegliche Aufsplittung privatisierte. Die Folge war, 
"that a System of regulation had to be introduced to prevent the exploitation 
of consumers via the abuse of monopoly power, and this neccessitated a 
continuation of government involvement in industrial decision-making" 
(Massey 1992: 494). Die Produktivität und Effizienz einer Volkswirtschaft 
hängt in hohem Maß von ihrem Innovationspotential ab. Da nach der neo- 
konservativen Sichtweise der Markt den besten Mechanismus zur Ressour- 



21 Lediglich der Familie gilt als einziger Institution der bürgerlichen Gesellschaft 
(natürlich abgesehen von der staatlichen Autorität) der uneingeschränkte 
Respekt der britischen Neokonservativen. Sie beziehen sich dabei auf die 
doppelte Funktion der (vollständigen) Familie als Sozialisationsagentur, die 
der staatlichen " La w-and-Order M -Politik gleichsam Vorschub leistet, und als 
Mikrosystem der sozialen Sicherung, das kollektivistische sozialpolitische 
Arrangements verzichtbar erscheinen läßt (Offe 1990: 10). 
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cenallokation darstellt und dieses Potential am ehesten stimulieren kann, 
konzentrierten sich die Konservativen außerdem auf eine möglichst weitrei- 
chende Einführung marktwirtschaftlicher Konzepte im öffentlichen Sektor. 
Dieses Vorgehen impliziert Reformen, deren Charakter - wie oben darge- 
stellt - höchst interventionistischer und zentralisierender Natur ist (Gamble 
1988: 35). 

Der "starke" neokonservative Staat manifestiert sich jedoch nicht nur im 
Hinblick auf die Schaffung einer freien Marktordnung. Staatliche Interven- 
tionen erfolgen mit gleicher Vehemenz auch auf einer moralpolitischen 
und wirtschaftsethischen Ebene. Sie zielen insbesondere auf eine 
"moralische Gesundung der britischen Gesellschaft von den Krankheiten 
und üblen Gewohnheiten der 'sozialistischen' Vergangenheit" (Oflfe 1990: 
1 1) ab: "The citizens have to be forced to be free and enterprising, otherwise 
there is no guarantee they will be so" (Gamble 1988: 35). Im Rahmen der 
neokonservativen Ideologie, die sowohl liberale als auch konservativ-morali- 
sche Komponenten enthält (Brake/Hale 1989: 148), fließen Werte von Pri- 
vateigentum und Eigenverantwortlichkeit nahezu ununterscheidbar mir de- 
nen von Recht und Ordnung ("Law-and-Order") zusammen 22 . Eigeninitiati- 
ve und Selbstverantwortung können sich nur dann voll entfalten, wenn - so 
konservative Autoren - in der Gesellschaft ein kultureller Wandel in Gang 
gesetzt wird, in dem Eigentums- und Persönlickeitsrechte stärker verankert 
werden. Der Staat kann über entsprechende Anreize oder Ge- und Verbote 
einen solchen Wandel initiieren und vorantreiben (Davies 1991: 255f). 

Nicht umsonst stellt der Bereich der Polizei- und Ordnungskräfte ein Auf- 
gabenfeld dar, das in den letzten Jahren im Hinblick auf seine Ressourcen- 
und Kompetenzausstattung am deutlichsten gewachsen ist. Mit verschiede- 
nen Gesetzen in den achtziger Jahren wurden die Rechte staatlicher Sicher- 
heitskräfte zum Eingriff in bürgerlichen Freiheitsrechte und die Privatsphäre 
deutlich erweitert: "Civil liberties in Britain are in a state of crisis" 
(Ewing/Gearty 1990: 255). Strenge kultur- und informationspolitische Regu- 
lierungs- und Zensurmaßnahmen gegenüber den Massenmedien 23 sind wei- 



22 Abgesehen von Thatchers Dauerbekundungen nationaler Eigenständigkeit im 
Rahmen der EU und der Phase des Falkland- Krieges trat ein nationales Motiv 
nur zeitweilig und zweitrangig zu der wirtschaftsethischen und moralischen 
Argumentation hinzu (Oflfe 1990: 1 lf). 

23 Die Angriffe der Konservativen richteten sich hierbei insbesondere gegen die 
staatliche BBC, wo gegenüber den radikalen Umstrukturierungsmaßnahmen 
der Regierung eine eher kritische Position vertreten wurde (Sparks/Taylor 
1989: 49). 
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tere Beispiele für den "cult of toughness, inflexibility and conviction poli- 
tics" (Gamble 1988: 109) der Thatcher-Regierung. Die Interventionen der 
Konservativen zur Schwächung intermediärer Institutionen, zur Schaffung 
einer freien Wettbewerbsordnung sowie die wirtschaftsethisch und moralpo- 
litisch gerechtfertigte Beschneidung bürgerlicher Freiheitsrechte vermitteln 
insgesamt das Bild eines starken Staates, dessen Durchgriffsmöglichkeiten 
auf die Gesellschaft - "die von ihrer schützenden Hülle aus assoziativen Ab- 
wehrkräften und institutioneilen Autonomien gleichsam entblößt ist" (Offe 
1990: 13) - wesentlich erweitert sind. 



2.1.4 Britische Staatlichkeit und Thatcherismus 

Welche Implikationen ergeben sich aus den Umstrukturierungsversuchen 
des Thatcherismus für das traditionelle britische Staatsverständnis? Welche 
Veränderungstendenzen lassen sich aus den dargestellten Entwicklungen im 
Hinblick auf die Interaktionsmuster zwischen Staat und Gesellschaft, die 
staatlichen Instrumente und die innere Organisation des Staates ableiten? 
Betrachtet man das Verhältnis zwischen staatlichen und gesellschaftlichen 
Akteuren, so verweisen die Bemühungen der Neokonservativen zur Ab- 
schaffung und Schwächung der intermediären Institutionen auf eine grund- 
legende Abkehr von den traditionellen Interaktionsmustern. Der konsens- 
orientierte "schwache Verhandlungsstaat", dessen Politik vorwiegend aus 
der Konkurrenz verschiedener gesellschaftlicher Interessen hervorging, 
scheint durch einen "starken Interventionsstaat" ersetzt zu werden, der als 
einziger ermächtigt ist, kollektive Interessen zu definieren und diese "von 
oben" der Gesellschaft aufzuerlegen. "Conviction" tritt zunehmend an die 
Stelle von "Consensus". Ralf Dahrendorf (1989: 198) sieht in der mit der 
Erhöhung individueller Wahlmöglichkeiten begründeten Schwächung in- 
termediärer Institutionen ein Paradox des Thatcherismus, da gerade die Au- 
tonomie dieser Institutionen aufgrund einer fehlenden geschriebenen Ver- 
fassung ein Garant individueller Freiheitsrechte darstellt. Der Rückzug des 
Staates, der sich zu einem großen Teil auf korporatisti sehe und wohlfahrts- 
staatliche Institutionen bezieht, bewirkt auf diese Weise gleichzeitig ein En- 
de der konsensuellen Umgangsformen zwischen Staat und Gesellschaft. 
Auch die Privatisierungspolitik der Thatcher-Regierung, die eine Auswei- 
tung individueller Wahlmöglichkeiten begünstigen soll, ändert an dieser 
Tatsache nichts. Es erfolgt zwar ein Abbau des öffentlichen Sektors zugun- 
sten marktwirtschaftlicher, "wahlfreiheitsstiftender Konzepte"; dieser wird 
jedoch gleichzeitig von einem Verlust demokratischer Kontrollmöglichkei- 
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ten begleitet: der Übertragung öffentlicher Aufgaben auf demokratisch nicht 
legitimierte "execuive agencies" oder privaten Träger. 

Das eher konfliktive Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft wirkt 
sich in entsprechender Weise auf die Wahl der Policy-Instrumente aus. Es 
besteht einerseits eine Tendenz, anstelle weitgefaßter Rahmenvorgaben auf 
detailliertere Regelungen zurückzugreifen. Zum anderen wird das bisher 
vielfach informale Verwaltungshandeln durch eher hierarchisch-interven- 
tionistische Steuerungselemente ersetzt. Die verstärkte Auslagerung öffentli- 
cher Aufgaben erfordert eine Ausdifferenzierung und Stärkung staatlicher 
Regulierungsinstrumente: Wenn der Staat etwas aus der Hand gibt, muß er 
jederzeit wirkungsvoll in die delegierte Aufgabenerfüllung eingreifen kön- 
nen. Ein weiterer Faktor ist, daß die frühere Beteiligung intermediärer Or- 
ganisationen bei der Ausgestaltung und Implementation politischer Pro- 
gramme nun seitens des Staates nicht mehr gewünscht wird. Während frü- 
her relativ offene Rahmenregelungen erlassen wurden, die in konsensualen 
Verhandlungen ausgefüllt werden konnten, greift jetzt der Staat mit detail- 
liert gefaßten Vorschriften "von oben" in die Gesellschaft ein. Auch die 
notwendigen Korrekturen der Wettbewerbsordnung, die durch die Privatisie- 
rung öffentlicher Monopole notwendig werden, erfordern umfangreiche 
staatliche Eingriffe in die Marktprozesse. Auch der Abbau des Wohlfahrts- 
staates läßt sich kaum über eine Selbstregulierung der betroffenen Akteure 
realisieren, sondern verlangt ebenfalls eine interventionistische Vorgehens- 
weise. 

Die Umsetzung der neokonservativen Strategie bringt gleichzeitig nach- 
haltige Änderungen für die innere Organisation des Staates mit sich. Grund- 
sätzlich läßt sich eine Machtverschiebung von der lokalen Ebene auf die tra- 
ditionell ohnehin starke Exekutive konstatieren. Die zentral verordneten Au- 
tonomiebeschränkungen für die lokale Ebene verdeutlichen diese Zentrali- 
sierungsefifekte eindrucksvoll. Die "local authorities" werden mehr und mehr 
zu Erfüllungsgehilfen von Whitehall, deren hauptsächliche Funktion künftig 
in der Bereitstellung lokaler Serviceleistungen durch Verträge mit privaten 
Anbietern bestehen soll. Die vor allem im lokalen Bereich sichtbare Ausla- 
gerung öffentlicher Aufgaben auf demokratisch nicht-legitimierte Träger 
reduziert die Einflußchancen der Öffentlichkeit auf die lokale Politik. Wäh- 
rend die Aktivitäten der Thatcher-Regierung tendenziell auf einen grundle- 
genden Wandel in den Interaktionsmustern zwischen Staat und Gesellschaft 
verweisen, so scheint sich im Hinblick auf die innere Organisation des Staa- 
tes das der britischen Verfassung inhärente Übergewicht des Zentralstaats 
wesentlich verschärft zu haben, nicht zuletzt aufgrund der Autonomiebe- 
schränkungen für intermediäre Institutionen und lokale Behörden. 
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2.2 Großbritannien und die Europäische Union: Effekte 
suprastaatlicher Integration 

Wenngleich dem Thatcherismus im Hinblick auf die Gestaltung und Neu- 
strukturierung britischer Staatlichkeit eine entscheidende Bedeutung zu- 
kommt, so darf nicht übersehen werden, daß diese innenpolitische Entwick- 
lung gleichzeitig von einem externen Veränderungsprozeß überlagert wird: 
dem zunehmenden Maß an transnationaler Verflechtung und suprastaatli- 
cher institutioneller Zusammenarbeit. Dieser Prozeß führt im Ergebnis dazu, 
daß die Definition von Staatlichkeit nicht mehr ausschließlich auf national- 
staatlicher Ebene erfolgt. Vielmehr erhöht sich die externe Definitionsmacht 
proportional mit dem Grad transnationaler Integration. Je enger und institu- 
tionalisierter diese Verflechtungen, desto weniger läßt sich innenpolitisches 
Handeln unabhängig von diesem suprastaatlichen oder internationalen Kon- 
text begreifen. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die 
Rolle der EU. 

Die EU ist in mehrfacher Weise über den Status einer internationalen Or- 
ganisation hinausgewachsen (Scharpf 1993: 31). Ihre Zuständigkeit ist im 
Vergleich zu anderen zwischenstaatlichen Einrichtungen umfassender defi- 
niert und greift tiefer in den Aufgabenbestand der Nationalstaaten ein. Die 
Mitgliedstaaten haben einen Teil ihrer nationalen Souveränität an su- 
prastaatliche Organe mit eigenen Kompetenzen und Ressourcen übertragen. 
Im Gegensatz zu internationalen Organisationen, deren Status eher dem ei- 
nes kollektiven Akteurs entspricht, lassen sich die suprastaatlichen Organe 
der EU als korporative Akteure charakterisieren (Kenis/Schneider 1987: 
438fif). Während die Interessen intergouvernementaler Akteure den aggre- 
gierten Einzelinteressen der Mitglieder entsprechen, verfolgen korporative 
Akteure neben solchen gemeinschaftlichen Zielen institutioneile Eigenin- 
teressen, die den Vorstellungen der Mitgliedstaaten durchaus zuwiderlaufen 
können. Der hieraus resultierende Anpassungsdruck ist für die jeweiligen 
Staaten weitaus höher als derjenige internationaler Organisationen, deren 
konzertierende Entscheidungen auf Freiwilligkeit oder dem Einstimmig- 
keitsprinzip basieren. Solche Aktivitäten bringen in der Regel allgemein 
gehaltene Vereinbarungen hervor, die faktisch für die nationale Politik nur 
eine geringe Bindungswirkung erzeugen. 

Die suprastaatlichen Kompetenzen der EU erstrecken sich mittlerweile 
neben der Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Währungspolitik auch auf weite 
Bereiche traditionell nationalstaatlicher Domänen, wie etwa Landwirt- 
schafts-, Medien-, Technologie- und Sozialpolitik oder Umwelt-, Gesund- 
heits- und Verbraucherschutz. Innenpolitisches Handeln läßt sich somit im- 
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mer weniger unabhängig von suprastaatlichen Verflechtungen und Ver- 
klammerungen im Rahmen des europäischen Integrationsprozesses begrei- 
fen. Es kommt zu einer Überlagerung und Verschachtelung von nationalen 
und supranationalen Policy-Netzwerken. Staatliches Handeln erhält dadurch 
eine neue Dimension: Entscheidungsbefugnisse und Handlungskompetenzen 
werden mit suprastaatlichen Akteuren und Institutionen geteilt. Das Recht, 
Politikinhalte innerhalb eines Territoriums zu gestalten ist nicht mehr aus- 
schließlich, was zu einem Verlust von Entscheidungsbefugnissen für die 
nationalstaatlichen Organe fuhrt. Der Einzelstaat verliert durch die Einbin- 
dung in das supranationale Netzwerk an Souveränität und Autonomie 
(Hrbek 1989: 99). 

Der Prozeß der suprastaatlichen Integration vollzieht sich allerdings kei- 
neswegs als bloßes hierarchisches "Überstülpen" einer neuen Suprastaat- 
lichkeit über die nationalen Staatlichkeiten. Vielmehr verläuft die Trans- 
formation nationaler Handlungskapazitäten auf hochgradig komplexen 
Bahnen, in denen subnationale, nationale und suprastaatliche Kompetenzen 
und Akteure auf höchst vielschichtige und keineswegs hierarchische Weise 
miteinander verklammert sind. Der Nationalstaat spielt hierbei eine ambiva- 
lente Rolle: Er verliert einerseits seine nationale Souveränität an suprastaat- 
liche Institutionen, ist aber als Wahrer nationaler Einheit und Repräsentant 
nationaler Interessen überall und jederzeit präsent: "Zugespitzt: Er erreicht 
als Nationalstaat nichts mehr, gegen ihn als Nationalstaat ist aber auch 
nichts zu erreichen" (Grande 1993: 64). 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus diesen Entwicklungen für die Ge- 
staltung und Veränderung nationaler Staatlichkeit? Es ist davon auszuge- 
hen, daß die Wahrnehmung suprastaatlicher Kompetenzen je nach Ausge- 
staltung und Abweichung von der jeweiligen nationalen Praxis unterschied- 
liche Anpassungs- und Umsetzungsreaktionen auf nationaler Ebene hervor- 
ruft, die im Ergebnis eine mehr oder weniger große Veränderung nationaler 
Staatlichkeit nach sich ziehen. Schreibt die EU beispielsweise genau defi- 
nierte Policy-Instrumente und detaillierte Verfahrensweisen vor und wei- 
chen diese weitgehend von der spezifischen nationalen Vorgehensweise in 
einem bestimmten Politikfeld ab, so kann die suprastaatliche Regelung tief- 
greifende Effekte haben im Hinblick auf die bisherigen Beziehungsmuster 
zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren, die verwendeten Po- 
licy-Instrumente und innerstaatliche Zuständigkeitsverteilungen. Umgekehrt 
dürften aus einer Rahmenregelung der EU, die den Mitgliedstaaten große 
Gestaltungsräume für die nationale Umsetzung beläßt, oder einer Maßnah- 
me, die grundsätzlich in Einklang mit der nationalen Praxis steht, nur ge- 
ringere Anpassungszwänge hervorgehen. Berücksichtigt man, daß auf euro- 
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päischer Ebene zwölf verschiedene "Staatlichkeiten” und die Vorstellungen 
supranationaler Akteure (insbesondere der Kommission) Zusammenwirken, 
erscheint es relativ unwahrscheinlich, daß europäische Maßnahmen exakt 
einer bestimmten nationalen Praxis entsprechen. Meist wird aus einer su- 
prastaatlichen Regelung ein mehr oder weniger starker Änderungseffekt für 
die nationale Staatlichkeit resultieren. Untermauert wird diese Vermutung 
durch die Tatsache, daß die einzelnen Mitgliedstaaten untereinander große 
Unterschiede in ihrer Staatstradition ("starke" Staaten wie Frankreich versus 
"schwache" Staaten wie Großbritannien) und ihren Rechtssystemen (Römi- 
sches Recht versus Common Law) aufweisen. 

Veränderungen nationaler Staatlichkeit müssen ihren Ursprung allerdings 
nicht zwangsläufig in suprastaatlichen Aktivitäten haben. Es ist genauso 
denkbar, daß nationale und subnationale Akteure über die EU einen entspre- 
chenden staatlichen Wandel auf einzelstaatlicher Ebene hervorbringen kön- 
nen. So stellt sich etwa die Frage, wie sich das neue "Zauberwort" der euro- 
päischen Integration - "Subsidiarität" - zu den Zentralisierungsbestrebungen 
des Thatcherismus verhält. Während das Subsidiaritätsprinzip vorsieht, daß 
staatliche Maßnahmen auf derjenigen Ebene (supranational, national, regio- 
nal, lokal) erfolgen sollen, die eine bestmögliche Aufgabenerfüllung garan- 
tiert, betreiben die Konservativen in Großbritannien eine rigide Aufgaben- 
und Kompetenzverlagerung zugunsten der Zentralregierung. Es erscheint 
vor diesem Hintergrund durchaus möglich, daß britische "local authorities", 
ebenso wie die vielen "gekappten" intermediären Institutionen und Interes- 
sengruppen, über Brüssel versuchen, sich gegenüber den "Kahl Schlägen" der 
Zentral regierung zur Wehr zu setzen und ihre angeschlagene Position zu 
verbessern. Insgesamt ergeben sich auf diese Weise vielschichtige Anknüp- 
fungspunkte für die Veränderung britischer Staatlichkeit im Rahmen einer 
sich vertiefenden europäischen Integration. 

Dies erscheint umso bemerkenswerter, da sich speziell Großbritannien 
immer als eines derjenigen Länder erwiesen hat, das sich "mit Händen und 
Füßen" gegen eine vertiefte europäische Integration gewehrt hat. Der EU- 
Beitritt 24 der Briten erfolgte rein aus ökonomischen Zwängen heraus und 
mangels anderer Alternativen; die britischen Interessen galten eher einer 
Kooperation mit den USA und der Aufrechterhaltung der Commonwealth- 
Beziehungen (Clinton-Davis 1991: 1 16ff). Die Haltung der Briten zu Euro- 



24 Großbritannien trat 1973 der EU bei. Zwei vorausgegangene Beitrittsesuche 
(1963 und 1967) scheiterten am Veto der de Gaulle-Regierung, die die Vor- 
machtstellung Frankreichs in Europa hierdurch gefährdet sah (Nicoll/Salmon 
1994: 250). 
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pa zeigt sich sehr deutlich in dem Ausspruch von Winston Churchill: "We 
are with them but not of them" (zit. nach Nicoll/Salmon 1994: 247). In 
Großbritannien besteht nach wie vor eine tiefgreifende Aversion gegenüber 
der Übertragung weiterer nationaler Souveränitätsrechte 25 auf Brüssel: 
"[Britain has] not successfully rolled back the frontiers of the state (...) only 
to see them reimposed at a European level, with a European super-state 
exercising a new dominance from Brussels" (Margaret Thatcher in ihrer 
berühmten Rede vor dem Europa-Kolleg in Brügge 1988, zit. nach 
Nicoll/Salmon 1994: 257). Ökonomische Überlegungen gaben auch den 
Ausschlag, daß Großbritannien den grundlegenden Neuerungen im europäi- 
schen Integrationsprozeß - der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) und 
dem Vertrag von Maastricht 26 - zustimmte, wenngleich diese weitere Souve- 
ränitätsverluste für die nationale Ebene beinhalten. Ein weiterer Grund für 
die grundsätzlich skeptische Haltung der Briten mag in der Tatsache liegen, 
daß sie der Gemeinschaft erst nachträglich beitraten und sich somit an ein 
bereits bestehendes und auf die Interessen der Gründerstaaten ausgerichtetes 
System anpassen mußten: "Britain as a late entrant has found it difficult to 
adjust politically and psychologically to a System it did not create" (Nicoll/ 
Salmon 1994: 263). 



3 Staatlicher Wandel in Großbritannien als 

Zusammenspiel nationaler Reformen und europäischer 
Integration 

Die bisherigen Ausführungen machen deutlich, daß das traditionelle briti- 
sche Staatsverständnis seit den letzten 15 Jahren mit zwei grundlegenden 
Herausforderungen konfrontiert ist, die sich zwar von ihrer Herkunft und 
möglicherweise ihrer Stoßrichtung, nicht jedoch in ihrem Umfang und ihrer 



25 Wenngleich Scharpf (1985) anführt, daß dieses Spann ungsverhältnis zwischen 
ökonomischer Integration und nationalem Souveränitätsanspruch grundsätzlich 
für alle Mitgliedstaaten gegeben ist, so scheint das britische Souveränitätsden- 
ken gegenüber integrationsorientierteren Staaten wie etwa der Bundesrepublik 
und Frankreich doch weitaus ausgeprägter. 

26 Beim Vertrag von Maastricht behielten sich die Briten allerdings eine "Opting- 
out"-Klausel vor. Auch die im Rahmen des Vertrags verabschiedete europäi- 
sche Sozialcharta wurde von Großbritannien als einzigem Mitgliedstaat nicht 
unterzeichnet. 
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Reichweite unterscheiden: das neokonservative "Bulldozing the State" und 
die sich vertiefende suprastaatliche Integration im Rahmen der EU. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Veränderungseffekte sich 
aus dem Zusammenspiel dieser beiden Faktoren für die britische Staatlich- 
keit ergeben. Wie und auf welche Weise wandeln sich typische Interak- 
tionsmuster zwischen Staat und Gesellschaft, staatliche Instrumente und die 
interne Struktur des Staates in diesem Kräfteparallelogramm aus suprastaat- 
lichem und innenpolitischem Änderungspotential? Kommt es zu wechselsei- 
tigen Verstärkungs- oder Abschwächungseffekten und wie können diese er- 
klärt werden? 

Zur Untersuchung dieser Fragen scheint es sinnvoll, sich insbeondere auf 
den Bereich regulativer Politik 27 zu konzentrieren. Regulative Maßnahmen, 
d.h. staatliche Verhaltensnormierungen für einzelne Gruppen oder die All- 
gemeinheit (vgl. Windhoff-Heritier 1987. 53), umfassen den weitaus größten 
Teil suprastaatlicher Aktivitäten. Wenngleich die EU über verschiedene 
Subventionen, Fonds und Förderprogramme ihr Budget hauptsächlich für 
Umverteilungsmaßnahmen verwendet, steht die regulative Politik - allein 
von der Anzahl der verabschiedeten Maßnahmen her - in zunehmendem 
Maße im Vordergrund ihrer Tätigkeit: Sie erstreckt sich neben dem umfang- 
reichen Harmonisierungsprogramm zum europäischen Binnenmarkt über 
Regulierungen im Bereich des Umwelt-, Verbraucher- und Gesundheits- 
schutzes bis hin zu sozialpolitischen Maßnahmen, Telekommunikation und 
technischer Standardisierung: "Regulation (...) has always represented a 
very significant proportion of the activities of the European Community" 
(Majone 1989: 159). Majone führt zwei wesentliche Faktoren für die stetig 
wachsende Regulierungstätigkeit der EU an: So liegt es einerseits in den 
institutioneilen Eigeninteressen der EU-Kommission, ihre Kompetenzen 
gegenüber den Mitgliedstaaten beständig auszudehnen. Da sie hierbei mit 
relativ knappen finanziellen Ressourcen auskommen muß, konzentriert sie 
sich verstärkt auf regulative Maßnahmen, die weitgehend "haushaltsneutral" 
sind. Auf der anderen Seite besteht vor allem seitens multinationaler Kon- 
zerne ein Interesse an konsistenten und einheitlichen regulativen Vorschrif- 
ten in verschiedenen Ländern (ebd.: 167). Dies hat zur Folge, daß sich die 
Kommission neue Politikfelder regelrecht "erschließt", auch wenn diese mit 
keiner Silbe in den Römischen Verträgen erwähnt sind. 



27 Regulative Politik bezieht sich zum einen auf die Eindämmung negativer 
Effekte, die aufgrund wirtschaftlicher und privater Tätigkeiten für Dritte er- 
zeugt werden; zum anderen umfaßt sie die Regulierung von Marktzugangs- 
chancen und Marktverhalten. 
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Die Umweltpolitik der EU verdeutlicht diesen Sachverhalt in besonderer 
Weise. Obwohl sie erst 1986 mit der EEA explizit in die Römischen Verträ- 
gen aufgenommen wurde, entwickelte sie sich bereits seit den frühen siebzi- 
ger Jahren zu einer eigenständigen Politik. So wurden seit 1973 fünf Akti- 
onsprogramme verabschiedet, die Strategien, Ziele und Grundzüge der eu- 
ropäischen Umweltpolitik definieren. Im Rahmen dieser Programme erging 
eine Fülle von Richtlinien und Verordnungen im Hinblick auf eine gemein- 
same EU-weite Strategie zur Bekämpfüng der Umweltverschmutzung. Ne- 
ben den oben bereits erwähnten Eigeninteressen der Kommission spielen die 
Harmonisierungsinteressen der Industrie in diesem Zusammenhang eben- 
falls eine wichtige Rolle, da die Regulierung von Schadstoffemissionen 
unmittelbare Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation der regulierten 
Industrie in einem integrierten Markt hat. Hinzu kommt, daß sich Probleme 
der Umweltverschmutzung vielfach über nationale Grenzen hinweg erstrek- 
ken und sich so dem Zugriff einzelstaatlicher Politik entziehen. Internatio- 
nale und suprastaatliche Formen der Problembearbeitung werden daher 
notwendig. So einfach und plausibel diese Gründe zunächst klingen, so 
schwierig gestaltet sich letztlich die Realisierung einer effektiven Umwelt- 
politik auf EU-Ebene. Abweichende nationale Interessenlagen sowie insti- 
tutioneile Hindernisse im supranationalen Entscheidungsprozeß (wie etwa 
das Einstimmigkeitsprinzip im Ministerrat) bedeuten oft langwierige Ver- 
handlungs- und Einigungsprozesse mit meist nur inkrementalen Verbes- 
serungen. Auch bewirken unterschiedliche nationale Rechts- und Verwal- 
tungskulturen eine von Land zu Land divergierende Implementationspraxis, 
was eine einheitliche europäische Umweltpolitik oder zumindest eine ge- 
wisse Konvergenz in diesem Bereich erschwert. 

Ein Feld, das in diesem Zusammenhang auf besonders markante Weise 
staatliche Veränderungen in Großbritannien verdeutlicht, ist die Luftrein- 
haltepolitik im Bereich stationärer Quellen. Großbritannien widersetzte sich 
bis in die späten achtziger Jahre vehement allen EU-Regelungen auf diesem 
Gebiet, die eine Änderung des bestehenden nationalen Kontrollregimes mit 
sich gebracht hätten. Zentraler Streitpunkt war hauptsächlich der unter- 
schiedliche Ansatz europäischer und britischer Politik: Während die EU 
versuchte, die Luftverschmutzung über gesetzlich fixierte Grenzwerte ein- 
zudämmen, beharrte Großbritannien auf der Beibehaltung seines flexiblen 
Kontrollsystems, welches nahezu ohne allgemein verbindliche Standards 
operierte. Die Briten wurden deshalb vielfach als "Bremser" einer euro- 
päischen Luftreinhaltepolitik betrachtet. Verstärkt wurde dieser Eindruck 
durch die in Großbritannien relativ intensiv praktizierte Politik hoher 
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Schornsteine, welche dem Land als größtem S0 2 -Exporteur innerhalb der 
EU-Staaten den Ruf "The dirty man of Europe" einbrachte. 

Vergleicht man die damalige Haltung Großbritanniens mit der aktuellen 
Situation zu Beginn der neunziger Jahre, so ergibt sich ein völlig anderes 
Bild, und zwar in zweifacher Hinsicht: Während die Briten auf EU-Ebene 
zuvor die meisten Richtlinienvorschläge zur Luftreinhaltepolitik ablehnten 
oder blockierten, so nehmen sie momentan in gewissen Bereichen die Hal- 
tung eines europäischen "Musterschülers" ein. Viele neue Maßnahmen wer- 
den von britischer Seite initiiert und forciert. Beispiele sind etwa die Richt- 
linien über den freien Zugang zu Umweltinformationen oder über Integrated 
Pollution Control (IPC), die allesamt wesentliche Innovationen für die bis- 
herige europäische Luftreinhaltepolitik bedeuten. Eine Veränderung ergab 
sich jedoch nicht nur hinsichtlich des britischen Verhaltens auf suprastaatli- 
cher Ebene, sondern auch im Bereich der nationalen Politik. Großbritan- 
nien, in früheren Jahren aufgrund seines laxen Kontrollregimes vielfach ge- 
scholten, verfugt heute über eines der innovativsten Systeme zur Regulie- 
rung der Luftverschmutzung innerhalb der EU. Seine Regelungen und insti- 
tutionellen Arrangements gehen weit über die bestehenden Anforderungen 
europäischer Richtlinien hinaus und sind vielfach weichenstellend für neue 
Entwicklungen. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung läßt sich die ein- 
gangs formulierte Fragestellung wie folgt konkretisieren: 

1. Welche Veränderungen von Staatlichkeit haben sich in Großbritannien 
unter dem Einfluß nationaler Neustrukturierung und suprastaatlicher In- 
tegration ergeben. Welche Transformationen ereigneten sich bezüglich 
der Problemlösungstradition, den Policy- Instrumenten und rechtlichen 
Regeln, der administrativen Interessenvermittlung und der internen 
Struktur des Staates innerhalb der britischen Luftreinhaltepolitik (sta- 
tionäre Quellen)? 

2. Welche Ursachen sind für diesen staatlichen Wandel verantwortlich? 
Wie gestaltet sich hierbei das Zusammenspiel der beiden zentralen Fak- 
toren staatlicher Veränderung in Großbritannien, Thatcherismus und eu- 
ropäische Integration? Wie ist ihr jeweiliger Einfluß zu gewichten? 

3. Welche Interdependenzen bestehen zwischen britischer und europäischer 
Staatlichkeit im Hinblick auf die britische Position im Rahmen suprana- 
tionaler Verhandlungen? Wie läßt sich in diesem Zusammenhang der 
britische Wandel vom "Bremser" zum "Musterschüler" erklären? 
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2. Kapitel 

Theoretischer Bezugsrahmen und 
analytischer Ansatz 



Auf der Basis der generellen Betrachtung von Staatlichkeit und staatlichem 
Wandel in Großbritannien ist es nun möglich, die staatlichen Transforma- 
tionen, die sich in der britischen Luftreinhaltepolitik unter dem Einfluß in- 
nenpolitischer Neustrukturierung und europäischer Integration ergeben ha- 
ben, näher zu untersuchen. Der theoretische und analytische Bezugsrahmen, 
an dem sich die Untersuchung orientiert, ist Gegenstand der folgenden Aus- 
führungen. 



1 Die Policy-Netzwerkanalyse zur Erklärung staatlichen 
Handelns 

Die Policy-Netzwerkanalyse gewinnt für die Untersuchung staatlichen Han- 
delns und staatlicher Veränderung in der Politikwissenschaft zunehmend an 
Bedeutung. Dies läßt sich im wesentlichen auf zwei Entwicklungen zurück- 
führen. So zieht sie die Aufmerksamkeit der Politikwissenschaft vor allem 
deshalb auf sich, weil sie "dem stereotypen Bild einer klaren Trennung von 
Staat und Gesellschaft und der Vorstellung des Staates als dem höchsten 
gesellschaftlichen Kontrollzentrum" (Mayntz 1993: 40) widerspicht. Diese 
neue Sichtweise, die öffentliche und private Akteure in gleicher Weise ein- 
bezieht, stellt jedoch nicht nur einen Paradigmenwandel im Hinblick auf ei- 
ne unveränderte soziale Situation dar. Vielmehr reagiert die Poltikwissen- 
schaft damit gleichzeitig auf eine tatsächliche Veränderung in den politi- 
schen Entscheidungsstrukturen: Bedingt durch die zunehmende funktionale 
Ausdifferenzierung und Komplexität moderner Gesellschaften sowie das 
wachsende Ausmaß transnationaler Verflechtungen und Interdependenzen 
kommt es zu staatlichen Autoritätsverlusten, die sich sowohl nach innen als 
auch im Außenverhältnis auswirken: "Anstatt von einer zentralen Autorität 
hervorgebracht zu werden, sei dies die Regierung oder die gesetzgebende 
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Gewalt, entsteht Politik heute oft in einem Prozeß, in den eine Vielzahl von 
sowohl öffentlichen als auch privaten Akteuren eingebunden ist" (ebd.). Im 
folgenden werden nun neben der begrifflichen Eingrenzung und der im 
Rahmen der Netzwerkanalyse anwendbaren theoretischen Erklärungsan- 
sätze auch kurz die Besonderheiten skizziert, die sich bei der Anwendung 
des Konzepts im europäischen Kontext ergeben. 



1.1 Policy-Netzwerke: Definition und begriffliche Abgrenzung 

Der Netzwerkbegriflf wird im Bereich der Sozialwissenschaften in vielfälti- 
ger Weise verwendet. Unterscheiden lassen sich im wesentlichen drei analy- 
tische Kategorien. So wird die Netzwerkanalyse vielfach als methodischer 
Ansatz im Bereich der Sozialstrukturanalyse zugrundegelegt. In diesem 
Sinne dienen Netzwerke der formalen Beschreibung von Beziehungen zwi- 
schen sozialen Einheiten. Im Unterschied zur herkömmlichen Vorgehens- 
weise in der empirischen Sozialforschung steht nicht die Einheit im Mittel- 
punkt, die mit bestimmten Individualmerkmalen dargestellt wird, sondern 
die formale Beziehung zwischen diesen Einheiten. Der Begriff der Bezie- 
hung umfaßt dabei tatsächliche oder potentielle Interaktionen, Tauschvor- 
gänge oder Kommunikation (Pappi 1993: 85f). Frans van Waarden (1992a) 
oder Grant Jordan und Klaus Schubert (1992) definieren hingegen Policy- 
Netze als Oberbegriff für verschiedene Arten der Beziehungen zwischen In- 
teressengruppen und Staat. Van Waarden unterscheidet mehrere Typen von 
Policy-Netzwerken, die wesentliche Kategorien derartiger Beziehungsmuster 
verdeutlichen. Die Spannweite reicht hierbei von "Statism" über "Plura- 
lism", "Corporatism" bis hin zu "Parential relations", "Iron triangles" und 
"Issue networks". Die Zuordnung zu diesen Oberbegriffen erfolgt nach der 
jeweiligen Ausprägung spezifischer Netzwerkmerkmale, welche die Berei- 
che Akteure, Struktur, Funktion und Institutionalisierung des Netzwerks 
ebenso miteinbeziehen wie typische Interaktionsmuster, Machtverteilungen 
und Regulierungsstrategien (van Waarden 1992a: 39ff). 

Im folgenden soll jedoch eine Begrififsdefinition zugrundegelegt werden, 
die Policy-Netzwerke als spezifisches Phänomen der politischen Steuerung 
begreift (Mayntz 1993, Scharpf 1993, Kenis/Schneider 1991; Döhler 1990). 
Unter einem Policy-Netzwerk wird danach ein sektorales System der Inter- 
essenvermittlung zwischen staatlichen und privaten Akteuren verstanden, 
welches durch Institutionen sowie eingeschliffene Verhaltensmuster und 
Tauschprozesse zwischen den Akteuren einen gewissen Grad an interaktiver 
und struktureller Stabilität erlangt hat (Döhler 1990: 34). Die beteiligten 
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Akteure in einem Netzwerk können Institutionen, Organisationen, Gruppen 
und Individuen (als Mitglieder von Organisationen) sein, die durch ein ge- 
meinsames Interesse an einem bestimmten Politikinhalt vereinigt werden: 
Es handelt sich um ein analytisches Konstrukt, das aus der Perspektive der 
Herstellung bindender politischer Entscheidungen ftir einen begrenzten Re- 
gelungsgegenstand (zum Beispiel Telekommunikationspolitik oder Luft- 
reinhaltepolitik) definiert wird. Die Zugehörigkeit der Akteure zu einem be- 
stimmten Pol icy- Netzwerk richtet sich danach, ob ihr Handeln "consequen- 
tial" (Laumann/Knoke 1987) ist, d.h. einen Einfluß auf den jeweiligen Poli- 
tikinhalt hat. Policy-Netzwerke können als spezifische strukturelle Arran- 
gements betrachtet werden, welche ein geändertes Beziehungsgeflecht zwi- 
schen Staat und Gesellschaft reflektieren, das sich insbesondere aus kom- 
plexitätssteigernden Phänomenen wie gesellschaftlicher Differenzierung, 
staatlicher Fragmentierung und zunehmender Internationalisierung von Po- 
litik ergibt: 

"Policy networks typically deal with pol icy problems which involve 
complex political, economic and technical task and resource interde- 
pendencies, and therefore presuppose a significant amount of exper- 
tise and dispersed policy resources. Policy networks are mechanisms 
of political resource mobilisation in situations where the capacity for 
decision-making, program formulation and implementation is widely 
distributed or dispersed among private and public actors" (Kenis/ 
Schneider 1991: 41). 

Staatliche Akteure benötigen politische Unterstützung, Information, Legiti- 
mation gegenüber anderen staatlichen Akteuren sowie die Mitwirkung pri- 
vater Akteure bei der Implementation von Policies. Umgekehrt versuchen 
private Akteure Zugang zum Politikformulierungs- und Implementations- 
prozeß zu erlangen, um eigene Interessen einbringen zu können. Diese un- 
terschiedlichen Interessen motivieren Tausch und Transaktionen zwischen 
den Akteuren. Über einen längeren Zeitraum hinweg können sich solche 
Tauschprozesse in der Form von Netzwerkstrukturen institutionalisieren. 
Solche einmal entstandenen Strukturen begrenzen wiederum das Set von 
Handlungsalternativen für die beteiligten Netzwerkakteure (van Waarden 
1992a: 31). Analytisch relevant sind die Verbindungen zwischen den ein- 
zelnen Akteuren, aus denen sich Rückschlüsse auf das jeweilige Verhalten 
ziehen lassen. Sie werden durch die Netzwerkstruktur determiniert, die an- 
hand des inneren Aufbaus des Netzwerks (Zentralisierung/Dezentralisie- 
rung) und der horizontalen Akteursverflechtung (Intensität, Häufigkeit, 
Formalität, Standardisierung von Beziehungen) analysiert werden kann 
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(Laumann et al. 1978: 464f; van Waarden 1992a: 39). Der Austausch von 
Ressourcen innerhalb dieser Verbindungen wird durch die dominanten sek- 
toralen Steuerungs- und Anreizmechanismen bestimmt. Diese "rules of the 
game" lenken die Tauschprozesse innerhalb des Netzwerks, indem sie den 
Akteuren Referenzpunkte zur Abwägung von Kosten und Nutzen bestimm- 
ter Handlungsalternativen bieten (Döhler 1990: 350). 

Die Interaktion zwischen den Netzwerkakteuren, die unterschiedliche, je- 
doch wechselseitig abhängige Interessen verfolgen, vollzieht sich überwie- 
gend auf informeller Ebene. Die Akteure interagieren auf der Basis einer 
relativen Autonomie, was durchaus auch dann der Fall sein kann, wenn 
diese Interaktion im Rahmen einer formal-hierarchischen Organisation er- 
folgt (Scharpf 1993: 67). Die relative Autonomie der Akteure schließt je- 
doch asymmetrische Machtbeziehungen nicht aus, die sich aus der Verfü- 
gung über unterschiedliche Ressourcen ergeben (Mayntz 1993: 47). Auto- 
nomie ist ein wesentliches Definitionsmerkmal dieses Netzwerkbegriffs. So- 
bald die einzelnen Netzwerkelemente in der Art und Weise einer Maschine 
fest verkoppelt sind, sei es technisch oder aufgrund einer Befehlskette, läßt 
sich das Netzwerkkonzept nicht mehr verwenden (ebd.: 43). Demzufolge 
kann nicht jegliche Form staatliches Handeln im Wege einer Netzwerk- 
analsye untersucht werden. Im Bereich der Fiskalpolitik beispielsweise ste- 
hen den beteiligten Akteuren aufgrund detaillierter rechtlicher Vorgaben nur 
minimale Gestaltungs- und Verhandlungsspielräume zur Verfügung, wäh- 
rend in anderen Politikfeldern wie etwa der Umweltpolitik die Ressourcen 
für die Lösung komplexer Policy-Probleme über eine Vielzahl verschiedener 
staatlicher und gesellschaftlicher Akteure gestreut sind. 

Die Policy-Netzwerkanalyse erlaubt es, verschiedene theoretische Ansätze 
zusammenzuführen, die das Handeln der Netzwerkakteure erklären (Wind- 
hoff-Heritier 1993b: 146). Sie füngiert als "toolbox" für ökonomische, insti- 
tutionalistische, symbolisch-interaktionistische und policy-analytische Er- 
klärungsmodelle. Berücksichtigt man die Tatsache, daß politische Verände- 
rungen und Phänomene letztlich viele Ursachen haben und kein Erklä- 
rungsansatz für sich allein all diese Faktoren erfaßt, so gewinnt dieser Vor- 
teil noch an Bedeutung. 



1.2 Relevante Erklärungstheorien 

Das Verhalten der Akteure im Netzwerk wird auf der Basis eines rationalen 
Ressourcentausches erklärt. Ökonomische Theorien wie etwa die Rational 
Choice Theorie oder die Spieltheorie gehen von der Grundprämisse nutzen- 
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maximierender Akteure aus, die versuchen, durch strategische Netzwerkin- 
teraktionen ihre Ressourcen und ihren Einfluß innerhalb des Netzwerks zu 
erhöhen. So geht die Ressourcen-Dependenz Theorie, wie sie von Howard 
Aldrich und Jeffrey Pfeffer entwickelt wurde, davon aus, daß rationale Ak- 
teure in einem Politikfeld interagieren, weil kein Akteur für sich allein in 
der Lage ist, ein bestimmtes Policy-Problem zu lösen (Aldrich/Pfeffer 1976: 
83). Sie bauen daher Tauschbeziehungen zu anderen Akteuren auf, die un- 
terschiedliche, für den kollektiven Output wichtige Ressourcen bereitstellen 
können: "Organizations engage in exchange because they need each other" 
(Laumann et al. 1978: 470). Jeder Akteur ist darauf bedacht, das Ergebnis 
der Tauschprozesse nach seinen Interessen zu beeinflussen; er hat jedoch 
gleichzeitig ein Interesse daran, eine kollektive Problemlösung zu erreichen. 
Die Ressourcen, die ohne Marktpreis im Rahmen von Verhandlungen zwi- 
schen den Netzwerkakteuren ausgetauscht werden, sind materieller oder 
immaterieller Natur, einschließlich politischer Unterstützung ("Generalized 
Political Exchange" (Marin 1990)). Die Etablierung von Austauschbezie- 
hungen ist auch unter dem Gesichtspunkt der Minimierung von Transak- 
tionskosten (Informations-, Entscheidungs-, Konsens-, Veränderungskosten) 
(Williamson 1985) rational: "Interest groups save costs of repeated efforts to 
gain access and influence by building a more permanent relation of trust and 
resource dependence. Administrators on the other hand save costs of infor- 
mation collection and efforts to acquire assistance and Cooperation" (van 
Waarden 1992: 31). Der Nutzen solcher Netzwerkbeziehungen erweist sich 
insbesondere für Transaktionen, die sich häufig wiederholen oder von Unsi- 
cherheit bedroht sind (Williamson 1985: 52). 

Die Perspektive eines unbegrenzten Ressourcentausches sowie einer freien 
rationalen Auswahl des Tauschpartners innerhalb des Netzwerks wird je- 
doch durch institutionelle Regeln und Verfahrensweisen, Traditionen, Rou- 
tinen und Vorschriften begrenzt. An dieser Stelle werden neo-institutionali- 
stische Erklärungsansätze relevant. Aus institutionalistischer Sicht ist politi- 
sches Handeln zu einem nicht unerheblichen Teil durch politische Institu- 
tionen als handlungsleitende Quelle geprägt. March/Olsen (1988: 9-3) defi- 
nieren politische Institutionen als "collections of interrelated rules and rou- 
tines that define appropriate actions in terms of relations between rules and 
situations". Dementsprechend gehen sie davon aus, daß Regeln und Routi- 
nen für die Beeinflussung politischer Entscheidungen eine wichtigere Rolle 
spielen als rein rationale ergebnisorientierte Kosten/Nutzen-Abwägungen. 
Sie stellen daher die "Rule of appropriateness" der "Rule of consequentiali- 
ty" entgegen (ebd.: 9-4): "Following rules and practices, that is, the norma- 
tively appropriate behavior in terms of duties and obligations of specific ru- 
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les, is more important than calculating the return expected from alternative 
choices. Trust, i.e. belief in the integrity and competence of other partici- 
pants, is more important than rational analysis of issues" (Olsen 1991: 90f). 
Institutionen bilden sich vielfach in gesellschaftlichen, wirtschaftlichen oder 
technischen Umbruchsituationen heraus - "crises in which the institutional 
capacities of the state are challenged by fundamental changes or disrup- 
tions" (Lehmbruch 1991: 142). In solchen Phasen des "Institutional water- 
shed" (Skowronek 1982) wird die Anpassung von Verfahrensregeln und 
Routinen erforderlich: "In order to change rules embedded in interorganiza- 
tional networks there has to be a performance crisis which attracts wide- 
spread attention and deviates from the expectations of large proportions of 
the participants and the on-lookers" (Olsen 1991: 94) 1 . Die auf diese Weise 
entstandenen neuen institutionellen Arrangements stabilisieren sich im 
Laufe der Zeit und schränken spätere Handlungsoptionen ein (Krasner 1988: 
67). 

Der rationale Ressourcentausch zwischen Netzwerkakteuren wird neben 
institutioneilen Regeln und Routinen auch noch durch andere "weiche" Fak- 
toren geprägt (Windhoff-Heritier 1993b: 149f), die sich unter einem symbo- 
lisch- interaktionisti sehen Erklärungsansatz zusammenfassen lassen. Hierbei 
ist insbesondere die in einem Politikfeld gegebene übergeordnete Problemlö- 
sungsphilosophie gemeint, die fest in ideologischen Leitbildern und Über- 
zeugungen verankert ist. Sie manifestieren sich in den "belief Systems" 
(Converse 1964) der beteiligten Akteure, die als "set of dimensions of values 
believed to be related in important ways to the policy issue at hand (...) and a 
set of causal relations believed to underlie the problem" (Jenkins- Smith 
1988: 171) verstanden werden können. Sabatier (1988: 149ff) führt an, daß 
sich "belief Systems" durch "policy-oriented learning" (Konfrontation des 
"belief Systems" mit neuen Ideen und Erkenntnissen) verändern können. Er 
unterscheidet "core beliefs", die fundamentale Policy- Strategien und Grund- 
positionen beschreiben und "secondary aspects", die instrumenteile Faktoren 
zur Umsetzung der "core beliefs" umfassen. Grundsätzlich wird davon aus- 
gegangen, daß die "core beliefs", gegenüber Veränderungen wesentlich resi- 
stenter sind. Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten, daß übergeordnete 
Problemlösungsphilosophien, die meist zu den "core beliefs" zu rechnen 



1 Olson (1991: 93) verweist umgekehrt darauf, daß sich Standard Operating 
Procedures nicht zwangsläufig ändern bzw. anpassen, wenn Organisationen 
ineffizient operieren. Um einen unmittelbaren Wandel zu ermöglichen, bedarf 
es im Normalfall ernsthafterer, die Existenz der Organisation bedrohende Kri- 
sen. 
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sind, nur in Ausnahmefallen einem abrupten Wechsel ausgesetzt sind. Die 
Problemlösungsstrategien der Netzwerkakteure bewegen sich im allgemei- 
nen innerhalb des Wertekonsensus dieser etablierten Problemsichten (Heri- 
tier 1993a: 434). 

Schließlich ist als weiteres Erklärungsraster innerhalb des Netzwerkansat- 
zes die Policy- Analyse von Bedeutung. Sie bietet ein analytisches Modell, 
welches den Policy-Prozeß in verschiedene Phasen der Problemdefinition, 
des Agendasetting, der Politikformulierung, der Implementation und Pro- 
grammevaluation einteilt (Windhoff-Heritier 1987: 64ff). Diese analytische 
Trennung ist von besonderer Relevanz für die Erklärung der Entstehung und 
Veränderung von Politikinhalten, da in jeder Phase des Policy-Zyklus der 
relative Einfluß von Netzwerkakteuren variiert. Es ist daher erforderlich, das 
jeweilige Policy-Netzwerk für jede Phase gesondert zu betrachten. Darüber 
hinaus geht die Policy- Analyse davon aus, daß zwischen Politikinhalt sowie 
der speziellen Problemnatur und dem Charakter des jeweiligen Policy-Netz- 
werks ein Zusammenhang besteht. So wird angenommen, daß redistributive 
Politik bestimmte Konfliktmuster innerhalb des Netzwerks hervorruft und 
daher nur über streng hierarchische Steuerungsmuster implementiert werden 
kann. Die strategischen Handlungsoptionen der Netzwerkakteure werden 
somit auch durch die besonderen Merkmale des Policy-Problems beeinflußt 
(Windhoff-Heritier 1993b). 



1.3 Die Anwendbarkeit der Netzwerkanalyse für die 

Untersuchung staatlicher Veränderung in Großbritannien 

Der Netzwerkansatz eignet sich in besonderer Weise als analytischer Be- 
zugsrahmen, um die staatlichen Veränderungen zu untersuchen, die sich in 
der britischen Luftreinhaltepolitik unter dem Einfluß nationaler und su- 
prastaatlicher Faktoren ergeben haben. Im Hinblick auf ein relativ komple- 
xes Politikfeld wie das der Luftreinhaltepolitik, welches durch ein hohes 
Maß an technischer und wissenschaftlicher Ambiguität und internationaler 
Verflechtung gekennzeichnet ist, erscheint es von besonderem Nutzen, die 
Vielschichtigkeit und Dynamik der Interaktionsbeziehungen zwischen den 
beteiligten Akteuren auf nationaler und europäischer Ebene zu untersuchen. 
Diese Beziehungen lassen sich in ihrer Komplexität mit einem rein auf 
staatliche Institutionen abhebenden Untersuchungsansatz kaum herausarbei- 
ten. Die Netzwerkanalyse hingegen betrachtet staatliches Handeln als Er- 
gebnis einer Verflechtung von Staat und Gesellschaft. Netzwerke verlaufen 
quer zu den formal-hierarchischen Strukturen; überlappende Sphären staat- 
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liehen und privaten Handelns werden in ihrer wechselseitigen Abhängigkeit 
erfaßt. Unabhängig davon bietet sich die Netzwerkanalyse vor dem Hinter- 
grund des traditionellen britischen Staatsverständnisses in besonderer Weise 
als Untersuchungsinstrument an. Wenngleich die Einbeziehung gesell- 
schaftlicher Akteure bei der Gestaltung und Implementation politischer Pro- 
gramme durch die Eingriffe der konservativen Regierung stark reduziert 
wurde, so stellt diese Vorgehens weise dennoch ein typisches Muster der 
britischen Regulierungspraxis dar. Policy-Netzwerke als Form politischer 
Steuerung haben in Großbritannien eine lange Tradition. 

Schließlich ist der Netzwerkansatz auch sehr gut für die Untersuchung der 
komplexen Verflechtungen geeignet, die sich durch das Hinzutreten der EU 
zwischen subnationalen, nationalen und suprastaatlichen Akteuren ergeben. 
Die Austauschbeziehungen zwischen den involvierten öffentlichen und ge- 
sellschaftlichen Akteuren verlaufen - wie bereits in Kapitel 1 angedeutet - 
keineswegs ausschließlich auf hierarchischen Wegen, sondern sind auf viel- 
fältige Weise miteinander verflochten. Überdies lassen die ausgeprägte Sek- 
toralisierung und funktionale Differenzierung europäischer Politik sowie die 
Tatsache, daß die Ausarbeitung von Problemlösungen im Rahmen von Ver- 
handlungen erfolgt, die EU geradezu als ideales Anwendungsfeld für die 
Netzwerkanalyse erscheinen. Allerdings ergeben sich mit der Einbeziehung 
der suprastaatlichen Ebene hierbei einige Besonderheiten. 

So ist zunächst zu beachten, daß europäische Netzwerke im Bereich der 
regulativen Politik durch eine höhere Akteursfluktuation sowie eine gerin- 
gere Stabilität und Institutionalisierung gekennzeichnet sind. Dies liegt da- 
ran, daß sie erstens "relativ jungen Datums sind" und zweitens vorwiegend 
"Netzwerke der Politikformulierung " darstellen, die sich für jede anstehende 
Entscheidungsfrage neu formieren (Heritier 1993a: 435). Abgesehen vom 
korporativen Charakter der EU-Kommission (Kenis/Schneider 1987) finden 
sich auf europäischer Ebene vorwiegend intergouvernementale Akteure, die 
die einzelnen Interessen der Mitgliedstaaten repräsentieren, selbst jedoch 
keine korporative Identität entwickeln (Heritier 1993a: 436). Die Kommis- 
sion, der im europäischen Politikformulierungsprozeß eine bedeutende Rolle 
zukommt, nimmt in dem grundsätzlich heterogenen und mehrstufigen Auf- 
bau europäischer Policy-Netze jedoch eine relativ zentrale Position ein. Auf- 
grund der Vielfalt der Netzwerkakteure, die von unterschiedlichen Problem- 
lösungsphilosophien geprägt sind und unterschiedliche Strategien und Ziele 
verfolgen, wird eine normativ-ideologische Integration und Identifikation 
erschwert. Die Vielfalt und Unterschiedlichkeit nationaler Problemlösungs- 
ansätze begünstigt gleichzeitig das Entstehen eines "administrativen und 
regulativen Wettbewerbs" (ebd.: 444), in dem die Nationalstaaten um die 
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Übertragung ihrer eigenen Regulierungsstile und Traditionen auf die euro- 
päische Ebene konkurrieren. Von Bedeutung für die supranationalen 
Netzwerkprozesse sind auch die gegenüber nationalen Netzwerken weitaus 
besseren Möglichkeiten eines vollständigen oder partiellen Exit, die sich 
vornehmlich aus dem intergouvernementalen Charakter europäischer Netz- 
werke ergeben (ebd.: 443). 



1.4 Zentrale Untersuchungshypothesen 

Unter Berücksichtigung der verschiedenen theoretischen Erklärungsansätze, 
die im Rahmen einer Netzwerkanalyse zum Tragen kommen, lassen sich im 
Hinblick auf die zugrundegelegte Fragestellung einige zentrale Hypothesen 
formulieren, die im Laufe dieser Untersuchung theoretisch zu begründen 
und empirisch zu untermauern sind. In diesem Zusammenhang zwei Berei- 
che abzudecken: die Veränderung von Staatlichkeit in Großbritannien und 
der Wandel des britischen Verhaltensmusters im Rahmen suprastaatlicher 
Verhandlungen. Bezüglich des britischen Verhaltensmusters im europäi- 
schen Entscheidungsprozeß impliziert dies sowohl die Frage nach den 
spezifischen Verhandlungsinteressen und -Strategien als auch den Bedin- 
gungen, die den Erfolg dieser Strategien begünstigen. 

Was die Verhandlungsinteressen anbelangt, so ist erstens davon auszu- 
gehen, daß Großbritannien grundsätzlich darauf bedacht ist, die aus euro- 
päischen Maßnahmen entstehenden rechtlichen und institutioneilen An- 
passungskosten für die nationale Praxis so gering wie möglich zu halten. 
Zweitens hat Großbritannien ein Interesse daran, daß die Wettbewerbs- 
situation seiner Industrie durch die europäische Gesetzgebung nicht beein- 
trächtigt wird. Es wird daher einerseits solche Maßnahmen ablehnen, die 
der Industrie höhere Kosten als die nationale Regulierung auferlegen und 
andererseits darauf drängen, die eigenen Standards auf europäischer Ebene 
verbindlich zu machen, falls diese strenger sind oder dadurch die Verkaufs- 
interessen der nationalen Umweltgüterindustrie gefördert werden. Falls die 
regulativen Vorgaben auf nationaler Ebene strenger sind als die europäi- 
schen Regelungen, so sind - drittens - die nationalen Umweltschutzbehörden 
darauf bedacht, die regulativen Vorschriften auf der europäischen Ebene den 
eigenen strengen Anforderungen anzugleichen, weil sie ansonsten an Ver- 
handlungs- und Durchsetzungsvermögen gegenüber der eigenen Indu- 
strie verlieren. 

Für die Verhandlungsstrategien auf supranationaler Ebene folgt aus 
diesen Annahmen, daß Großbritannien grundsätzlich versuchen wird, sei- 
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nen eigenen Regulierungsansatz auf europäischer Ebene durchzusetzen. 
Da diese Strategie auch von den anderen Mitgliedstaaten verfolgt wird, be- 
finden sich die Briten in einem "regulativen" oder "administrativen" Wett- 
bewerb (Heritier et al. 1994) auf europäischer Ebene, in dessen Verlauf die 
Mitgliedstaaten versuchen, sich gegenseitig in ihren Regulierungsvorschlä- 
gen zu überbieten. Je nach dem, ob die Briten als Gewinner oder Verlierer 
aus diesem Wettstreit hervorgehen, werden sie darauf bedacht sein, ihre In- 
teressen als "Schrittmacher” oder "Bremser" europäischer Regulierung 
zu wahren. Im einzelnen bedeutet dies, daß sie zur Minimierung rechtlicher 
und institutioneller Anpassungskosten solche Maßnahmen blockieren, die 
sich grundlegend von nationalen Regeln und Traditionen unterscheiden. 
Auch für den Fall, daß die europäische Gesetzgebung Wettbewerbsnachteile 
für die heimische Industrie mit sich bringt, werden sie zu einem solchen 
Verhalten neigen. Umgekehrt forcieren sie hingegen solche Regelungen, die 
mit der eigenen Staatlichkeit kompatibel sind und die geeignet sind, die 
Wettbewerbssituation der nationalen Wirtschaft zu sichern oder zu verbes- 
sern. Das Interesse, rechtliche und institutioneile Anpassungszwänge zu 
minimieren, bezieht sich auch auf die Implementation europäischer Politik: 
Großbritannien wird daher - selbst, wenn es als Verlierer aus dem regulati- 
ven Wettbewerb hervorgeht - versuchen, die Verhandlungen so zu beeinflus- 
sen, daß es zur Umsetzung der Maßnahmen auf bestehende nationale Rege- 
lungen zurückgreifen kann. 

Die Frage, inwieweit es Großbritannien gelingt, seine Interessen im euro- 
päischen Entscheidungsprozeß erfolgreich durchzusetzen, hängt von ver- 
schiedenen Bedingungen ab. Um sich im regulativen Wettbewerb mit Er- 
folg zu behaupten, ist es - von den nationalen Voraussetzungen her gesehen 
- erforderlich, über ein entwickeltes nationales Regelwerk und einschlä- 
gige Expertenerfahrungen zu verfügen. Diese Voraussetzungen erlauben 
es, einen Vorschlag auf der europäischen Ebene vorzulegen und damit den 
"Vorteil des ersten Schrittes" zu genießen, der in einem erweiterten Ge- 
staltungsraum gegenüber den anderen Mitgliedstaaten besteht. Die Kom- 
mission begrüßt regulative Vorstöße der Einzelstaaten, weil sie selbst mit 
relativ wenig Personal ausgestattet ist und daher gerne auf die praktische 
Erfahrung und das Experten wissen der Mitgliedsländer zurückgreift. Vor- 
aussetzung dafür ist natürlich, daß sich die von den Ländern vorgeschlage- 
nen Direktiven und Verordnungen in die übergreifenden Zielvorstellungen 
der Kommission einfügen. Auch die Frage, ob die nationalen Regelungen 
generell mit dem durch internationale Abkommen ausgelösten Hand- 
lungsdruck vereinbar sind, spielt in diesem Zusammenhang eine wichtige 
Rolle. Die existierende nationale Regulierung muß außerdem (als Voraus- 
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Setzung für die Beeinflussung der europäischen Gesetzgebung) auf die Un- 
terstützung von Industrie und Umweltgruppen im eigenen nationalen 
Netzwerk stoßen. Weiter erhöhen sich die Durchsetzungschancen auf su- 
prastaatlicher Ebene, wenn in den jeweiligen Arbeitsgruppen Experten aus 
anderen Mitgliedstaaten als Koalitionspartner gewonnen oder auf Mini- 
sterratsebene politische Koalitionen gebildet werden. Schließlich ist es für 
die Realisierung von nationalen Standpunkten von entscheidender Bedeu- 
tung, wie das Entscheidungsumfeld auf europäischer Ebene gestaltet ist. 
Möglicherweise lassen sich im Wege von Tausch- oder Paketlösungen über 
mehrere Sachfragen oder Poltikfelder hinweg bestimmte Zugeständnisse der 
Verhandlungspartner erzielen. 

Im Hinblick auf die zweite Fragestellung, welche sich mit staatlichen 
Transformationen unter dem Einfluß neokonservativer Neustrukturie- 
rung und europäischer Integration befaßt, lassen sich sowohl Annahmen 
über das Ausmaß staatlicher Veränderungen als auch über das Zusam- 
menspiel innenpolitischer und europäischer Entwicklungen ableiten. 

Bezogen auf den Umfang staatlichen Wandels steht zu vermuten, daß 
dieser mit dem Grad der kulturellen und institutionellen Verankerung 
staatlicher Ausprägungen variiert. Die dominante Problemlösungsphiloso- 
phie, die tief in normativen und ideologischen Werten verwurzelt ist, oder 
die festgefügte institutionelle Struktur des Staates sind gegenüber Verände- 
rungstendenzen weitaus resistenter als etwa staatliche Instrumente und In- 
teraktionsmuster zwischen Regulierenden und Regulierten, die in der Regel 
nicht den "policy core" darstellen, sondern eher instrumentellen Charakter 
im Hinblick auf die Realisierung solcher "core beliefs" haben (Sabatier 
1988). Neben der unterschiedlichen Stabilität staatlicher Dimensionen ist 
das Ausmaß staatlichen Wandels auch von der Zielrichtung innenpoliti- 
scher und europäischer Einflußkräfte abhängig. So dürften weitreichende 
Effekte vor allem in solchen Bereichen zu beobachten sein, wo sich beide 
Faktoren verstärken, während es möglicherweise zu neutralisierenden Wir- 
kungen kommt, wenn sie sich in ihrer Stoßrichtung entgegenstehen. Der 
Anpassungsdruck europäischer Politik und damit die Veränderung briti- 
scher Staatlichkeit ist dabei umso höher, je größer die Divergenzen von na- 
tionaler und europäischer Staatlichkeit sind. 

Was das Zusammenwirken innenpolitischer und suprastaatlicher Faktoren 
betrifft, so sind zwei generelle Wechselwirkungen denkbar. Einerseits be- 
steht die Möglichkeit, daß sich beide Entwicklungen gegenseitg abschwä- 
chen. Im suprastaatlichen Netzwerk ergeben sich neue Interaktions- und 
Koalitionsoptionen, die sich über alle Ebenen, aber auch über funktionale 
Differenzierungen und Ländergrenzen hinweg erstrecken. Sie eröffnen die 
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Chance, Policy-Ziele umzusetzen, die im nationalen Kontext allein nicht 
realisierbar wären. Vor allem für die lokalen Behörden und intermediären 
Institutionen, die in besonderem Umfang den Eingriffen der konservativen 
Regierung ausgesetzt waren und sind, können so aktive Kontakte zum su- 
prastaatlichen Zentrum, d.h. der Kommission oder dem Europäischen Ge- 
richtshof knüpfen, um gegen die Zentralregierung für politische Innovatio- 
nen und eine gewissenhafte Implementation Unterstützung aus Brüssel zu 
gewinnen. Auf der anderen Seite ist es jedoch genauso denkbar, daß aus 
dem Zusammenwirken beider Einflußfaktoren weitreichende Synergieeffekte 
resultieren, die zu einer Dynamisierung staatlicher Transformation führen. 
Europäische Anpassungszwänge können eine staatliche Veränderungsent- 
wicklung hervorbringen und auf diese Weise das Einflußpotential innenpo- 
litischer Faktoren auf den einmal in Gang gesetzten Prozeß erhöhen. Umge- 
kehrt können innenpolitische Umstrukturierungen den nationalen Hand- 
lungskontext im suprastaatlichen Entscheidungsprozeß grundlegend verän- 
dern und die Zustimmung zu Maßnahmen erleichtern, die bis dahin auf- 
grund ihrer hohen institutionellen und rechtlichen Anpassungskosten strikt 
abgelehnt worden waren. 



1.5 Dimensionen staatlicher Veränderung 

Um die staatlichen Transformationen zu erfassen, die sich in Großbritannien 
unter dem Zusammenwirken neokonservativer Reformen und europäischer 
Integration ergeben, werden - für analytische Zwecke - vier Dimensionen 
von Staatlichkeit unterschieden. Sie umfassen im einzelnen die Bereiche der 
Problemlösungsphilosphie, der Policy- Instrumente und rechtlichen Rege- 
lungsstruktur, der administrativen Interessenvermittlung und der zentralen 
Merkmale des Staatsaufbaus und staatlicher Organisation. Generell ist fest- 
zuhalten, daß die einzelnen Dimensionen sachlich sehr eng miteinander 
verknüpft sind und sich gegenseitig bedingen. So vollziehen sich etwa 
Transformationen der staatlichen Strukturen und Steuerungsinstrumente 
nicht im "luftleeren Raum", sondern ergeben sich aus Interaktionen und 
Tauschprozessen zwischen verschiedenen Netzwerkakteuren. Umgekehrt 
sind diese institutionellen und instrumenteilen Voraussetzungen wiederum 
handlungsleitende Orientierung für die beteiligten Akteure. 

Ein staatlicher Wandel ist zunächst gegeben, wenn sich die in einem 
Politikfeld vorherrschende Problemlösungsphilosophie verändert. So kann 
beispielsweise ein Ansatz, der staatliche Regulierungsmaßnahmen in der 
Luftreinhaltepolitik nur auf der Basis nachgewiesener wissenschaftlicher 



67 




Erkenntnisse nahelegte, durch Elemente eines vorsorgeorientierten Kon- 
zepts abgelöst werden. Dieses sieht staatliches Eingreifen unabhängig von 
exakten wissenschaftlichen Kausalitätsbeweisen vor. 

Auch Veränderungen im Bereich der Steuerungsinstrumente und recht- 
lichen Regeln verweisen auf staatliche Transformationseffekte. Solche Ef- 
fekte können sich daran zeigen, daß eine konsensorientierte Aushandlungs- 
praxis durch hoheitliche staatliche Intervention (Ge- und Verbotssteuerung) 
ersetzt wird. 

Staatlicher Wandel impliziert auch Veränderungen an der Schnittstelle 
zwischen Staat und Gesellschaft, d.h. dem Bereich der administrativen In- 
teressenvermittlung. Sowohl in der Politikformulierung als auch der Poli- 
tikimplementation verändert sich in diesem Fall die Zusammenarbeit mit 
den einschlägigen Verbänden, aber auch einzelnen Klienten. Dies geschieht 
beispielsweise, wenn eine detaillierte staatliche Überwachung von Schad- 
stoffemissionen an die Stelle von Selbstregulierung und Selbstkontrolle der 
Anlagenbetreiber tritt. Auch die Abkehr von informellen Regulierungsprak- 
tiken zugunsten erweiterter Partizipations- und Informationsmöglichkeiten 
an industriellen und administrativen Entscheidungsprozessen fallt in diese 
Kategorie. Neben Interessengruppen und Verbänden spielen auch politische 
Parteien als intermediäre Institutionen eine wichtige Rolle im Prozeß der 
politischen Interessenaggregation. Wenngleich das britische Mehrheitswahl- 
recht sehr restriktive Zugangs- und Etablierungschancen einräumt, ist es 
durchaus möglich, daß das Auftreten neuer Parteien die Konkurrenzbedin- 
gungen innerhalb des etablierten Parteiensystems verändert. Gleichzeitig 
kann der Erfolg neuer Parteien den Verhandlungskontext von Interessen- 
gruppen innerhalb des poltisch-administrativen Systems verbessern. 

Schließlich lassen sich staatliche Veränderungen auch an dem Ausmaß 
festmachen, um das sich Verschiebungen im Staatsaufbau und der staatli- 
chen Organisation ergeben. Sie können sowohl in der Zentralisierung als 
auch der Dezentralisierung politischer und administrativer Kompetenzen re- 
sultieren. Dezentralisierende Effekte manifestieren sich, wenn politisch- 
administrative Entscheidungskompetenzen und finanzielle Ressourcen von 
der zentralen auf die lokale Ebene verlagert werden. Eine Zentralisierung 
stellt sich umgekehrt als eine Konzentration politisch-administrativer Kom- 
petenzen und finanzieller Ressourcen auf der zentralen Ebene dar. 
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2 Variablenset und Analyseraster 



Aus der doppelten Fragestellung, die der Untersuchung zugrundeliegt, ergibt 
sich ein zweistufiges Variablenset. Erklärt werden soll sowohl der Wandel 
des britischen Staatsverständnisses als auch das britische Verhaltensmuster 
im supranationalen Entscheidungsprozeß. Ausgehend von der ersten Frage- 
perspektive läßt sich die Veränderung britischer Staatlichkeit als abhän- 
gige Variable konzipieren, die es zu erklären gilt. Untersucht wird dieser 
Wandel entlang der oben skizzierten vier Dimensionen von Staatlichkeit, 
d.h. der Problemlösungsphilosophie, den Steuerungsinstrumenten und der 
rechtlichen Regelungsstruktur, der administrativen lnteressenvermittlung 
sowie den zentralen Merkmalen des Staatsaufbaus. Es wird davon ausge- 
gangen, daß staatliche Veränderungen in Großbritannien entscheidend 
durch zwei Faktoren beeinflußt werden: dem Anpassungsdruck europäischer 
Gesetzgebung und den konservativen Bemühungen zur Neustrukturierung 
des Staates. Die entsprechenden Dimensionen europäischer Staatlichkeit 
einschließlich ihrer Auswirkungen für die britische Staatlichkeit und die 
neokonservative Reformpolitik bilden daher unabhängige Variablen im 
Hinblick auf die zu untersuchenden staatlichen Transformationen. Die zen- 
tralen Elemente des umfassenden Thatcherstischen Reformprogamms - De- 
regulierung, Zentralisierung, Privatisierung, Reduktion der Staatsquote - 
lassen sich in diesem Zusammenhang als politikfeldübergreifende Fakto- 
ren klassifizieren. 

Für die Betrachtung dieser Veränderungsprozesse am Beispiel der Luft- 
reinhaltepolitik ist jedoch auch eine Reihe von politikfeldspezifischen Fak- 
toren relevant, die als unabhängige Variablen eine wichtige Rolle für die 
Erklärung von Staatlichkeit und staatlichem Wandel in diesem Bereich 
spielen. Sie sind von entscheidender Bedeutung für die Frage, ob und auf 
welche Weise Luftverschmutzung als politisches F*roblem wahrgenommen 
wird; sie beeinflussen so die generelle Problemlösungsphilosophie und die 
Wahl der Policy-Instrumente in diesem Politikfeld, was sich wiederum auf 
die Interaktionsmuster zwischen gesellschaftlichen und privaten Akteuren 
auswirkt. Die typischen Ausprägungen britischer Staatlichkeit im Bereich 
der Luftreinhaltepolitik ergeben sich daher nicht allein aus der Staats-, Ver- 
waltungs- und Rechtstradition sowie den institutioneilen Besonderheiten des 
Regierungssystems, sondern werden auch durch diese politikfeldspezifischen 
Faktoren bestimmt. Die politikfeldspezifischen und politikfeldübergreifen- 
den Faktoren wirken auf die nationalen Netzwerkprozesse ein und sind mit- 
telbar dafür verantwortlich, daß bestimmte Policy-Lösungen herbeigeführt 
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werden. Erst über die politische Interpretation und Gestaltung, die diese 
Faktoren in den Netzwerkprozessen erfahren, kann unmittelbar erklärt wer- 
den, warum welche Rahmenbedingungen zu welchen politischen Maßnah- 
men fuhren. 

Die politikfeldspezifischen Variablen lassen sich in lang- sowie mittel- 
und kurzfristige Faktoren unterteilen. Von den langfristigen Faktoren wird 
angenommen, daß sie im Zeitablauf relativ konstant bleiben oder sich nur 
langsam und graduell wandeln. Sie sind daher von besonderer Bedeutung 
für die Prägung der nur schwer veränderlichen "core beliefs", welche gene- 
rell in der übergeordneten Problemlösungsphilosophie zum Ausdruck kom- 
men. Sie sind grundsätzlich eher für die Erklärung institutioneller Bestän- 
digkeit als zur Illustration staatlichen Wandels relevant. Zu dieser Gruppe 
zählt neben der geographischen Lage, der Siedlungs- und Industriebesatz- 
struktur auch die Energiepolitik und die Struktur des Energiesektors. Die 
geographische Lage hat unmittelbaren Einfluß auf die Emissions- und Im- 
missionssituation eines Landes und damit auf den Grad der Belastung, der 
ein Staat durch weiträumige Luftverschmutzung ausgesetzt ist. Auch die 
Bevölkerungsdichte und die Verteilung industrieller Ballungszentren, wel- 
che im Rahmen der Siedlungs- und Industriebesatzstruktur betrachtet wer- 
den, bestimmen die Art und Form der Problemwahrnehmung und damit 
auch der Problembearbeitung. So legt beispielsweise eine regional divergie- 
rende Verteilung von Emissionsquellen eher ein qualitätsorinetiertes Vorge- 
hen nahe, während eine relativ homogene Belastungssituation national ein- 
heitliche Emissionsreduktionen an der Quelle begünstigt. Schließlich spielt 
auch die Frage der Energieerzeugung eine wichtige Rolle für die Wahl der 
Policy-Instrumente. Bezieht ein Land seine Energie vorwiegend aus "emis- 
sionsintensiven" fossilen Energieträgern, wird es entsprechend strengen 
Reduktionsvorgaben aus Kostengründen weitaus skeptischer gegenüber- 
stehen als ein Staat, der hauptsächlich auf nukleare Energieversorgung setzt. 

Zur Gruppe der kurz- und mittelfristigen Variablen zählen solche Fakto- 
ren, die im Zeitablauf relativ schnell veränderbar sind. Sie sind daher vor- 
wiegend für die Erklärung staatlichen Wandels von Bedeutung. Zu erwäh- 
nen ist in diesem Zusammenhang zunächst die allgemeine wirtschaftliche 
Situation eines Landes. Sie beeinflußt in einem gewissen Rahmen den Spiel- 
raum der Regierung, der Industrie über strengere Reduktionsvorgaben Ko- 
sten für modernere Vermeidungstechnologien zuzumuten. Auch muß be- 
rücksichtigt werden, inwieweit umweltrelevante nationale "Schockereignis- 
se" den Staat möglicherweise zu einer Änderung seiner bisherigen Regulie- 
rungspraxis nötigen. Eng verbunden mit diesem Faktor ist die Rolle, die 
Um Weltorganisationen im politischen Prozeß spielen sowie die Ausprägung 
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des in der Öffentlichkeit vorherrschenden Umweltbewußtseins. Doch es sind 
nicht nur nationale Handlungszwänge, die für eine Veränderung der Luft- 
reinhaltepolitik verantwortlich sein können. Aufgrund der grenzüberschrei- 
tenden Effekte von Luftverschmutzung ist es ebenso denkbar, daß von inter- 
nationaler Seite her (etwa über die Vereinten Nationen) ein entsprechender 
Problemdruck für nationale Regierungen entsteht. Schließlich können sich 
aus der Entwicklung des wissenschaftlichen und technologischen Fort- 
schritts neue Erkenntnisse ergeben, die zu einer Änderung des bisher ver- 
folgten Regulierungsansatzes führen. Nicht übersehen werden darf hierbei, 
daß mit technologischen Neuentwicklungen gleichzeitig das Interesse der 
Umweltschutzgüterindustrie verbunden ist, diese Produkte abzusetzen, was 
wiederum nur möglich ist, wenn der Staat über entsprechende Vorschriften 
die Anwendung dieser Technik verbindlich macht. Veränderungen auf dem 
Umwelttechnologiemarkt sind deshalb in diesem Zusammenhang ebenfalls 
von wichtiger Bedeutung für die staatliche Regulierungspolitik. 



Tabelle 1: Übersicht der politikfeldspezifischen Variablen 



langfristig 


ku rz-/mittelf ristig 


- geographische Lage 

- Siedlungs- und 
Industriebesatzstruktur 

- Struktur des Energiesektors 


- wirtschaftliche Lage 

- umweltrelevante Ereignisse 

- öffentliches 
Umweltbewußtsein und 
Umweltbewegung 

- internationale Umweltpolitik 

- Entwicklung des wiss. und 
technolog. Fortschritts 

- Entwicklungen auf dem 
Umwelttechnologiemarkt 



Für den zweiten Teil der Fragestellung wird die Veränderung des briti- 
schen Verhaltensmusters bei der Gestaltung suprastaatlicher Politik als 
abhängige Variable betrachtet. Es wird angenommen, daß die jeweilige 
britische Position entscheidend von den entsprechenden Ausprägungen 
britischer und europäischer Staatlichkeit bestimmt wird. Je mehr nationale 
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und suprastaatliche Problemlösungsphilosophien, Policy-Instrumenten und 
die sich daraus ergebenden Implikationen für die administrative Interessen- 
vermittlung und die staatliche Organisation miteinander kompatibel sind, 
desto eher wird Großbritannien als "Schrittmacher" in der europäischen Po- 
litikgestaltung auftreten. Umgekehrt ist eine britische Blockade umso wahr- 
scheinlicher, je mehr sich die jeweiligen Ausprägungen von Staatlichkeit 
entgegenstehen. Die Dimensionen europäischer und britischer Staatlich- 
keit dienen somit als unabhängige Variablen 2 zur Erklärung dieser Ver- 
haltensmuster. Die britische Position im suprastaatlichen Entscheidungspro- 
zeß wird jedoch nicht allein durch diese Merkmale bestimmt. Von Bedeu- 
tung sind darüber hinaus die verschiedenen - bereits erwähnten - politik- 
feldspezifischen und politikfeldübergreifenden Faktoren. In ihrem Ein- 
wirken auf nationale Netzwerkprozesse haben sie nicht nur mittelbare Effek- 
te auf die Gestaltung britischer Staatlichkeit, sondern gleichzeitig auch auf 
das britische Verhalten im suprastaatlichen Entscheidungsprozeß. 

Die Veränderungen britischer Staatlichkeit und des britischen Verhal- 
tensmusters vom "Bremser" zum "Schrittmacher" können innerhalb eines 
netzwerktheoretischen Bezugsrahmens als Ergebnis von Netzwerkprozessen 
erklärt werden, die ihrerseits wiederum durch politikfeldspezifische und po- 
litikfeldunabhängige Variablen beeinflußt werden. Es wird zugrundegelegt, 
daß die Netzwerkakteure untereinander Tauschbeziehungen etablieren, die 
in ihrer Art und Form nachhaltig durch die jeweiligen Policy-Instrumente 
als Referenzpunkt zur Kosten/Nutzen- Abwägung bestimmt werden. Gleich- 
wohl sind sowohl Akteursstrategien als auch Policy-Instrumente in einen 



2 Die Ausführungen in Kapitel 1 verweisen darauf, daß die Veränderungen na- 
tionaler und europäischer Politik einem komplexen und vielschichtigen Wech- 
selspiel unterliegen, das keineswegs auf hierarchischen Bahnen verläuft. So 
wird jeder Nationalstaat versuchen, entsprechend auf die suprastaatlichen Ak- 
teure einzuwirken, um so seine eigenen Regulierungsinteressen in möglichst 
weitem Umfang einzubringen. Gleichzeitig versuchen verschiedene subnatio- 
nale Akteure, ihre Ziele im Rahmen europäischer Verhandlungen verstärkt zur 
Geltung zu bringen. Der Einfluß der EU auf nationale Politikmuster vollzieht 
sich somit nicht als "Einbahnstraße"; vielmehr unterliegt die europäische Poli- 
tik gleichzeitig den vielfältigen Einflußversuchen nationalstaatlicher Akteure, 
wobei insbesondere den nationalen Regierungen durch ihre Repräsentation im 
suprastaatlichen Entscheidungsprozeß eine entscheidende Rolle zukommt. 
Hinblichtlich der Erklärung des britischen Verhaltensmusters auf europäischer 
Ebene muß daher der Status der britischen und europäischen Staatlichkeit als 
unabhängige Variablen relativiert werden, da sie sich wechselseitig beeinflus- 
sen. Gleiches gilt für die Einstufung der EU als unabhängige Variable zur Er- 
klärung der Veränderungen der britischen Staatlichkeit. 
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institutioneilen Hintergrund eingebettet, der über Routinen, Traditionen und 
Verfahrensregeln die Handlungsfähigkeit der Netzwerkakteure auf ein ver- 
bleibendes "feasible set" (Elster 1986) reduziert. 



Schaubild 2: Zugrundegelegtes Analyseraster 
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Die generelle Problemlösungsphilosophie spielt eine entscheidende Rolle für 
die Frage der Problemdefinition, mit der oftmals bestimmte Lösungswege 
vorgegeben bzw. ausgeschlossen werden. Die Interaktionsbeziehungen be- 
schränken sich jedoch nicht auf das nationale Netzwerk. Vielmehr muß die- 
ses immer in Interaktion mit dem supranationalen Netzwerk gesehen wer- 
den, dessen Akteure und institutionelle Struktur die Dimensionen des natio- 
nalen Netzwerks in ganz spezifischer Weise beeinflussen und umgekehrt 
gleichsam dem Einfluß dieser nationalen Netzwekdimensionen ausgesetzt 
sind. Die folgende Darstellung verdeutlicht nochmals die zugrundegelegten 
Variablen und ihre analytische Verknüpfung im Zeitablauf. 



3 Methodisches Vorgehen 

Die Daten die erforderlich sind, um die Fragen nach der Veränderung von 
Staatlichkeit in Großbritannien und dem Wandel des britischen Verhal- 
tensmusters im suprastaatlichen Entscheidungsprozeß zu beantworten, wur- 
den über die Methoden des Intensivinterviews, des Leitfadeninterviews und 
der Literatur- und Dokumentenanalyse erhoben. Um alle netzwerkrelevanten 
Positionen abzudecken wurden in Großbritannien 41 Akteure und in euro- 
päischen Institutionen 16 Akteure befragt. Die zentralen Fragestellungen der 
Leitfadeninterviews richteten sich im wesentlichen auf Institutionen, Prozes- 
se und Inhalte britischer und europäischer Luftreinhaltepolitik. Auch die im 
supranationalen Entscheidungsprozeß verfolgten Strategien sowie die Aus- 
wirkungen der europäischen Politik auf die britische Staatlichkeit bildeten 
einen zentralen Bestandteil des Fragenkatalogs. 

Interviews wurden im Zeitraum von drei Jahren (Sept. 1991 bis März 
1994) mit Angehörigen folgender Institutionen durchgeführt: der Europäi- 
schen Kommission, dem Europäischen Umweltbüro, dem britischen Parla- 
ment, dem Umweltministerium, der durchführenden Regulierungsbehörden 
auf zentraler Ebene, der Fachinstitute, der Sachverständigengremien (Royal 
Commission on Environmental Pollution), der zuständigen kommunalen 
Verwaltungen und kommunalen Verbände, der wichtigsten Parteien, der In- 
dustriefachverbände, einzelner Unternehmen, parastaatlicher Organisatio- 
nen, von wissenschaftlicher Einrichtungen, Bürgerinitiativen und Umwelt- 
organisationen. Von den Interviews wurden Tonbandaufzeichnungen ge- 
macht, die dann im Hinblick auf die Fragestellung mittels einer qualitativen 
Inhaltsanalyse ausgewertet wurden. 
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3. Kapitel 

"Chummmess" und "Secrecy": die britische 
Luftreinhaltepolitik zu Beginn der achtziger 
Jahre 



Politische Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft haben in Großbritannien 
eine lange Tradition. Bereits 1863 wurde mit dem Alkali Act ein Gesetz 
verabschiedet, welches die Reduktion industrieller Emissionen zum Ziel 
hatte. Diese Maßnahme war weltweit die erste gesetzliche Regelung im Be- 
reich der Luftreinhaltepolitik. Die im Alkali Act verankerten Policy-Instru- 
mente und die sich daraus entwickelnden Implementationsstile haben sich 
im Laufe der Zeit nur graduell verändert und bildeten bis in die späten 
achtziger Jahre dieses Jahrhunderts die Eckpfeiler des britischen Regulie- 
rungskonzepts. Sie sind weitgehend durch zentrale Elemente der britischen 
Staats- und Verwaltungstradition sowie institutioneile Besonderheiten des 
britischen Regierungssystems geprägt. Die traditionelle Informalität und 
Konsensorientierung der Verwaltung, der prozedurale und wenig kodifi- 
zierte Charakter des Rechtssystems, die fehlende Verfassungsgerichtsbar- 
keit, die nur ansatzweise entwickelte verwaltungsrechtliche Kontrolle, die 
dominante Rolle der Zentralregierung im unitarischen Staat sowie das große 
Parteien begünstigende Mehrheitswahlrecht haben die britische Luftreinhal- 
tepolitik auf spezifische Weise beeinflußt. Dies kommt insbesondere im 
Verhältnis zwischen Regulierungsbehörden und Industrie zum Ausdruck, 
das auf flexiblen, nach außen abgeschotteten Verhandlungen beruht. Gleich- 
zeitig erlaubt es diese "kameradschaftliche" und "geheimnisumwitterte" Pra- 
xis der Öffentlichkeit nur in sehr begrenzetem Umfang, Zugang zum Ge- 
nehmigungsprozeß zu erhalten. Insbesondere politische Interessengruppie- 
rungen haben es aufgrund der mangelnden Vielfalt politischer Bühnen, der 
schwachen Verwaltungsgerichtsbarkeit und dem Mehrheitswahlrecht 
schwer, politische Initiativen und staatliche Aktivitäten zu generieren. 

Neben diesen institutionellen Faktoren spielen verschiedene politikfeld- 
spezifische Besonderheiten eine wichtige Rolle für die Art und Form staatli- 
cher Intervention im Bereich der Luftreinhaltepolitik. So sind es vor allem 
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die geographische Randlage, die stark variierende Siedlungs- und Industrie- 
besatzstruktur sowie eine Energieversorgung, in der vorwiegend einheimi- 
sche Kohle als Brennstoff verwendet wird, die ein qualitätsorientiertes Pro- 
blemlösungsverständnis begünstigen. Gemäß diesem Ansatz kommt der lo- 
kalen Umweltqualität eine entscheidende Bedeutung zu. Staatliche Maß- 
nahmen werden nur dann ergriffen, wenn zwischen ihren wirtschaftlichen 
Kosten und ökologischen Nutzen ein ausgewogenes Verhältnis besteht und 
ein wissenschaftlich erwiesener Kausalzusammenhang zwischen Schadstoff- 
emission und Umweltbeeinträchtigung gegeben ist. Diese britische Pro- 
blemsicht wurde bis Mitte der achtziger Jahre durch neuere mittel- und 
kurzfristige Entwicklungen eher bestätigt als in Frage gestellt. Aus der un- 
günstigen wirtschaftlichen Lage, fehlenden umweltrelevanten "Schock"-Er- 
eignissen, einer traditionellen Werten verhafteten britischen Umweltbewe- 
gung, unsicheren wissenschaftlichen Kausalitätszusammenhängen sowie ei- 
ner nicht vorhandenen Umweltschutzgüterindustrie bestand für Großbri- 
tannien keinerlei Anreiz, auf den zunehmenden internationalen Druck zu 
reagieren und sein Regulierungskonzept entsprechend umzustellen. 

Die folgende Analyse der britischen Luftreinhaltepolitik zu Beginn der 
achtziger Jahre entlang der eingangs skizzierten staatlichen Dimensionen 
dient einerseits als Bezugspunkt, an dem sich die erfolgten staatlichen Ver- 
änderungen messen lassen. Auf der anderen Seite bietet sie eine Grundlage 
für das Verständnis der britischen Verhandlungsposition im suprastaatlichen 
Entscheidungsprozeß. 



1 Die Problemlösungsphilosophie: Umweltqualität, 
wissenschaftliche Kausalität und ökonomische 
Verhältnismäßigkeit 

Das britische Verständnis von Umweltverschmutzung stellt die Qualität der 
Umwelt und nicht - wie dies etwa in der Bundesrepublik der Fall ist - die 
Quantität von Schadstoffen in den Vordergrund. Im Zentrum steht nicht die 
bloße Frage des Vorhandenseins gewisser gefährlicher Substanzen 
("Pollution as an undesirable material"), sondern inwieweit diese Stoffe 
nachteilige Effekte für die Umwelt hervorrufen ("Pollution as an effect"). 
"From this, it follows that undesirable materials present in low concentra- 
tions, widely dispersed or transformed by natural processes may turn out to 
be quite harmless" (Boehmer-Christiansen/Skea 1991. 1 5f); oder um es mit 
den Worten des Chief Inspectors der zuständigen Kontrollbehörde zu sagen: 
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"There are no harmful substances, only harmfül concentrations" (zit. nach 
Knoepfel/Weidner 1985: 24). Inhärent ist diesem qualitätsorientierten Kon- 
zept die Prämisse, die Umwelt könne durchaus eine gewisse Emissionsbela- 
stung absorbieren, ohne daß hierbei schädliche Nebeneffekte auftreten 
(Boehmer-Christiansen 1988: 7). Insofern gewinnt eine auf Kosten/Nutzen- 
Aspekten basierende Argumentation an Bedeutung: Die Zielsetzung lautet 
nicht Emissionsvermeidung um (fast) jeden Preis, sondern Definition der 
"kostenoptimalen" Umweltinanspruchnahme, welche je nach lokalen Ge- 
gebenheiten, Kosten der Vermeidungstechnologie und ökonomischer Situa- 
tion des Betriebs anders ausfallen kann. Entsprechend diesem Verständnis 
hat es keinen Sinn, in emissionsmindernde Technologien zu investieren, 
solange wissenschaftlich der Nutzen solcher Maßnahmen für die Umwelt 
zweifelhaft bleibt: "Scientific uncertainty about the harmful effects of pol- 
lutants on the environment and human health is also used as an argument by 
the British government as to why abatement measures are therefore econo- 
mically unreasonable as well as unnecessary from an environmental per- 
spective" (Weidner 1987: 116). Der Wissenschaft und nicht der Technik 
kommt daher eine entscheidende Bedeutung zu, was aufgrund von Unsi- 
cherheit und Ambiguität wissenschaftlicher Erkenntnisse reaktive Politik- 
muster ("wait-and-see-approach") begünstigt 1 . 

Der übergeordnete Problemlösungsansatz in der britischen Luftreinhalte- 
politik setzt somit für staatliche Intervention einen eindeutigen wissen- 
schaftlichen Nachweis der Kausalität von Schadstoffemissionen für ent- 
sprechende Umweltschäden voraus. Eng mit diesem wissenschaftszentrier- 
ten Ansatz verbunden ist eine Kosten/Nutzen-orientierte Betrachtungsweise, 
d.h. die exakte Abwägung zwischen nachweisbaren nachteiligen Effekten 
von Luftverschmutzung und eventuellen Kosten von Vermeidungsmaßnah- 
men. Dieser Ansatz kann anhand verschiedener lang- und mittel- bzw. kurz- 
fristiger politikfeldspezifischer Einflußfaktoren erklärt werden. 



1 Eine interessante Darstellung, wie sich unterschiedliche kulturelle Werte und 
Sichtweisen der deutschen und britischen Problemlösungsphilosophie auch in 
der jeweiligen Landessprache niederschlagen, bietet Boehmer-Christiansen 
(1988). Es zeigt sich, daß in Deutschland anhand der Bedeutung bestimmter 
Worte wie 'Schadstoff oder ’lmmissionsschutz’ eine wesentliche höhere Um- 
weltbedrohung empfunden wird, vor der es die Natur zu schützen gilt ('W 
guard and protect our environment "), während in Großbritannien lediglich das 
Bedürfnis zum Ausdruck kommt, die Umwelt zu verwalten bzw. kontrollieren 
(”we manage our environment"). 
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1.1 Langfristige Faktoren der Problemperzeption 

Als langfristige Variablen, die sich im Zeitablauf gar nicht oder nur graduell 
verändern, sind in diesem Zusammenhang insbesondere die geographische 
Lage, die Siedlungs- und Industriebesatzstruktur sowie die Struktur des 
Energiesektors als Einflußfaktoren für die britische Problemperzeption von 
Bedeutung. 



1.1.1 Die geographische Lage: Emissions- und Immissionssituation 

Die Besonderheiten der geographischen Lage Großbritanniens spielen eine 
wichtige Rolle. Seine Insellage und die meist vorherrschenden günstigen 
Windverhältnisse bewirken, daß Großbritannien - verglichen mit seinen 
kontinentaleuropäischen Nachbarländern - weitaus weniger mit Problemen 
grenzüberschreitender Luftverschmutzung konfrontiert wird. Wie aus den 
Tabellen 2 und 3 hervorgeht, exportiert Großbritannien in hohem Umfang 
Schadstoffe in andere Länder. Rund 65% der britischen S0 2 -Emissionen 
und nahezu 90% der NO x -Emissionen werden durch weiträumige Luftströ- 
mungen nach Mittel-, Nord- und Osteuropa transportiert. Großbritannien ist 
daher einer der größten Schadstoff-Exporteure Europas. Demgegenüber um- 
faßt der britische Schadstoff-Import aus anderen Staaten einen vergleichs- 
weise geringen Anteil. Die Briten verfugen folglich hinsichtlich ihrer 
Schadstoffemissionen über große "Außenhandelsüberschüsse". Die Aus- 
maße dieser Bilanz verdeutlicht ein Vergleich mit der Bundesrepublik 
(ebenfalls ein Land mit hohem S0 2 - und NO x - Ausstoß): Hier sind der Im- 
und Exportanteil von S0 2 mit jeweils etwa 62% der Gesamtemissionen re- 
lativ ausgeglichen (EMEP-Studie, zit. nach Boehmer-Christiansen/Skea 
1991: 5). Die geographische Randlage Großbritanniens bewirkt auf diese 
Weise, daß Emissionen aus eigenen Quellen die nationale Umwelt weniger 
stark beeinträchtigen, vor allem dann, wenn - wie in den siebziger Jahren 
geschehen - durch entsprechend hohe Schornsteine für eine weitreichende 
Dispersion der Emissionen gesorgt wird. Die geographischen Besonder- 
heiten erklären, warum das Problem der Luftverschmutzung trotz des 
beträchtlichen Umfangs der britischen Schadstoffemissionen (vgl. Tabelle 4) 
nicht politisiert wurde. 
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Tabelle 2: 



Bilanz von Schwefeldioxid für Großbritannien 
-100 Tonnen Schwefel/ Jahr - 



Land 


Importe 


Exporte 








1985 


1988 


1991 


Belgien 


54 


33 


53 








Deutschland 


132 


64 


1 75 1 








Frankreich 


85 


34 


107 






1^1 


Italien 


2 


1 


2 






D 


Jugoslawien 


3 


0 


1 






37 


Niederlande 


41 


20 


27 






164 


Norwegen 


2 


1 


1 








Österreich 


1 


0 


1 








Polen 


48 


18 


33 






B 


Schweden 


4 


1 


2 








T schechoslowakei 


45 


10 


31 




o 


o 


UdSSR 


16 


2 


11 






273 | 



1) Werte nach der deutschen Wiedervereinigung 

Quelle: EMEP/MSC-W Report 1/1992 und eigene Berechnungen. 



Eine wichtige Rolle in diesem Zusammenhang spielten überdies die zum 
Teil beträchtlichen Emissionsreduktionen, die in Großbritannien zwischen 
1975 und 1990 erreicht wurden. Sie sind größtenteils auf die vermehrte 
Verwendung von schwefelarmen Brennstoffen im Hausbrandbereich zu- 
rückzuführen 2 . So verringerten sich die Emissionen von Staub und S0 2 
während dieses Zeitraums um nahezu 30%. Während sich die Emissionen 



2 Die Verwendung sog. rauchfreier Brennstoffe im Hausbrandbereich kann von 
den lokalen Behörden seit 1956 in bestimmten Gebieten ihres Zuständigkeits- 
bereichs gesetzlich vorgeschrieben werden. Dieses Instrument, aber auch Ver- 
änderungen in den Lebensgewohnheiten, bewirkte einen zurückgehenden An- 
teil von Kohlefeuerung in den privaten Haushalten (Interview IEEP, Dez. 
1991). 
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von C0 2 demgegenüber nur gering verminderten (4%), war lediglich 
hinsichtlich NO x ein Anstieg von 24% zu verzeichnen, was hauptsächlich 
durch das gestiegene Verkehrsaufkommen bedingt ist. 



Tabelle 3: Bilanz von oxidiertem Stickstoff ßr Großbritannien 

-100 Tonnen Stickstoff Jahr - 



Land 


Importe 


Exporte 


1985 


1988 


1991 








Belgien 


16 


14 


20 


ra 


59 


48 


Deutschland 




54 


98i 




QI 


312i 


Frankreich 


ra 


54 


89 






258 


Italien 


■a 


1 


2 


58 


ra 




Jugoslawien 


n 


0 


0 


ra 


ra 


H 


Niederlande 


ra 


22 


36 


ra 




ra 


Norwegen 


b 


2 


3 


ra 


206 




Österreich 


1 


0 


1 


62 


45 


ra 


Polen 


D 


7 




115 


147 


110 


Schweden 


n 


3 


6 


143 


161 


198 


T schechoslowakei 


ra 




10 


75 


55 


ra 


UdSSR 


6 


1 


8 


272 


189 


QI 



1) Werte nach der deutschen Wiedervereinigung 

Quelle: EMEP/MSC-W Report 1/1992 und eigene Berechnungen. 



1.1.2 Die Siedl ungs- und Industriebesatzstruktur 

Obwohl Großbritannien aufgrund seiner Siedlungs- und Industriebesatz- 
struktur mehrere industrielle Ballungszentren (Greater London, Birming- 
ham, Leeds, Manchester, Liverpool) und eine relativ hohe Bevölkerungs- 
dichte (ca. 242 Einwohner pro km 2 ) aufweist, schlug sich dies keineswegs 
in einer höheren Problemsensibilität nieder. Mögliche Gründe hierfür sind 
erhebliche Verbesserungen der Luftqualität seit den frühen sechziger Jahren 
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durch das Instrument der "smokeless areas" sowie eine zum Teil hohe Be- 
reitschaft in traditionellen Bergbauregionen, Beeinträchtigungen durch 
Luftverschmutzung aus ökonomischen Erwägungen hinzunehmen 3 (Inter- 
view IEEP, Dez. 1991). Die ungleichmäßige Verteilung industrieller Re- 
gionen innerhalb des Landes legt eher ein qualitätsorientiertes Vorgehen 
nahe, welches der jeweiligen lokalen Umweltbelastung Rechnung trägt. Lan- 
desweit einheitliche Emissionsgrenzwerte würden den lokal stark variieren- 
den Belastungsniveaus nicht in ausreichendem Umfang Rechnung tragen. 



1.1.3 Die Struktur des Energiesektors 

Wenngleich die obigen Faktoren durchaus plausible Erklärungen für die 
gering ausgeprägte Problemsensibilität im Bereich der Luftreinhaltung bie- 
ten, so überrascht diese Haltung dennoch vor dem Hintergrund der Struktur 
des britischen Energiesektors. Fossile Brennstoffe, insbesondere britische 
Kohle und Nordseeöl, sind von herausragender Bedeutung für die Energie- 
erzeugung in britischen Kraftwerken. Hingegen spielt die nukleare Energie- 
versorgung in Großbritannien eine untergeordnete Rolle. Aufgrund des ho- 
hen Anteils fossiler Brennstoffe verursachen die Energieversorgungsunter- 
nehmen den größten Teil der britischen S0 2 -Emissionen. 

Verstärkt wird dieser Effekt durch ein Abkommen zwischen dem größten 
Stromerzeuger in Großbritannien, dem Central Electricity Generating Board 
(CEGB), und der British Coal Corporation (BCC), welches die Flexibilität 
des CEGB nachhaltig einschränkte. Danach verpflichtete er sich, jährlich ei- 
ne bestimmte Menge britischer Kohle zur Energieerzeugung in seinen 
Kraftwerken zu verwenden. So beläuft sich der Anteil britischer Kohle, wel- 
che einen relativ hohen Schwefelgehalt aufweist, an den vom CEGB einge- 
setzten Brennstoffen auf über 80%. (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 
142f). Die Struktur des Energiesektors bedingt somit einen Großteil der bri- 
tischen Luftverschmutzung, da trotz des hohen Schadstoff-Exports noch eine 
relativ große Menge an S0 2 in Großbritannien verbleibt (etwa 1600 Kilo- 
tonnen gegenüber 1300 in der Bundesrepublik). Aufgrund dieser Tatsache 
wäre zu erwarten, daß der hohe S0 2 - Ausstoß der Energieversorgungsunter- 
nehmen zumindest ansatzweise eine Politisierung des Problems bewirken 
würde. 



3 Der Grund hierfür liegt in der Tatsache, daß Bergwerksarbeiter verbilligte 
Kohle erhielten und diesen Vorteil preiswerter Beheizung durch ein mögliches 
Verbot der Verwendung von Kohle im Hausbrandbereich gefährdet sahen. 
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Schadstoffemissionen in Großbritannien 
- 1000 Tonnen/Jahr - 



Schadstoff/Jahr 



B 

B 

B 



Verkehr 
Hausbrand 
Kraftwerke 
Industrie 
Sonstige Quellen 



Schwefeldioxid 

- Verkehr 

- Hausbrand 

- Kraftwerke 



- Industrie 



- Sonstige Quellen 



Stickoxide 



- Verkehr 



Hausbrand 



Kraftwerke 

Industrie 



- Sonstige Quellen 




Kohlendioxid 


165000 


164000 


154000 


158000 


159000 


- Verkehr 


22000 


24000 


28000 


34000 


34000 


- Hausbrand 


23000 


23000 


24000 


22000 


24000 


- Kraftwerke 


57000 


58000 


52000 


54000 


53000 


- Industrie 


63000 




40000 


39000 


- Sonstige Quellen 


9000 


10000 


IBEBI 


8000 


9000 



Quelle: Digest of Environmental Protection and Water Statistics (1992) 
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1.2 Mittel- und kurzfristige Faktoren der Problemperzeption 

Die Problemperzeption wird auch durch verschiedene mittel- und kurzfri- 
stige Faktoren beeinflußt, welche im einzelnen die Bedingungen wirtschaft- 
liche Lage, umweltrelevante Ereignisse, öffentliches Umweltbewußtsein und 
Umweltbewegung, internationale Umweltpolitik, umwelttechnologischer 
Fortschritt und Veränderung des Umwelttechnologiemarktes umfassen. 



1.2.1 Die wirtschaftliche Situation 

Während die wirtschaftliche Lage Großbritanniens bis 1973 noch durch 
relativ hohe Wachstumsraten und eine vergleichsweise moderate Inflation 
und Arbeitslosigkeit gekennzeichnet war 4 , verschlechterten sich die 
ökonomischen Eckdaten nach dem ersten Ölpreisschock im Herbst 1973 
zusehends. Hohe Inflationsraten, geringes Wachstum und 
Massenarbeitslosigkeit waren die Folge. Im Vergleich zu anderen Ländern 
Westeuropas wirkte sich die Krisensituation in Großbritannien am stärksten 
aus (Scharpf 1988: llf). Eine mögliche Ursache hierfür mag in den 
strukturellen Nachteilen liegen, welche die britische Wirtschaft gegenüber 
anderen Staaten wie etwa der Bundesrepublik und Japan aufweist. So konnte 
sich die deutsche Industrie, die nach dem zweiten Weltkrieg zu einer völ- 
ligen Neustrukturierung gezwungen war, besser an neue technologische 
Entwicklungen anpassen, während die Briten weiterhin auf die 
überkommenen Strukturen des "Empire" und "Commonwealth" vertrauten 
(Grove- White 1992: 102; Interview DoE, Sept. 1993): "At a time when 
Germany and the United States were innovating and investing in the new 
growth industries associated with Chemicals, electronics and transport, 
Britain, lumbered with an outmoded technology inherited from the past, was 
unable to maintain productive efficiency" (Doherty 1989: 14, vgl. auch 
Jessop 1988: 15). 

Darüber hinaus erfolgten in Großbritannien nur in geringem Maße lang- 
fristige Anlageinvestitionen, was sowohl auf den teilweise kurzen Pla- 
nungshorizont der Wirtschaftsunternehmen als auch auf die Verstaatli- 
chung wichtiger Industriezweige zurückgeführt werden kann, die aufgrund 
ihrer hohen Verschuldung kaum die Möglichkeit für umfangreiche Zu - 



4 Das Brutto inlandsprodukt stieg 1973 um 7,6%, bei einer Inflationsrate von 
7,1% und einer Arbeitslosenquote von 3,0% (OECD Historical Statistics 1960- 
1984). 
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kunftsinvestitionen hatten (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 119ff). So be- 
trug das durchschnittliche Wachstum des Bruttosozialprodukts zwischen 
1973 und 1979 nur 1,5%, bei einer gleichzeitigen Inflationsrate von durch- 
schnittlich 16% und einer Arbeitslosenquote von 5% (OECD Statistics 
1960-1984). Diese Situation verschlechterte sich nach der zweiten Ölkrise 
1979 erneut; erst ab 1982 schien die Talfahrt der britischen Wirtschaft vor- 
erst beendet. So betrug das durchschnittliche Wachstum zwischen 1973 und 
1982 nur 0,7% (verglichen mit 1,5% von 1973-1979 und 3,0% von 1982- 
1987) 5 . 



Tabelle 5: Rahmendaten zur wirtschaftlichen Lage in Großbritannien 

- prozentuale Veränderung gegenüber dem Vorjahr - 





1973 


1975 


1978 


1981 


1984 


1987 


1990 


Wirtschaftswachstum 


7,7 


-0,6 


D 


B 




IB 




Arbeitslosigkeit 


2,2 


3,2 


B 








B 


Inflation 




24,2 


B 






KO 


B 



Quelle: OECD Historical Statistics 1960-1990 (1992) 



Diese schlechten wirtschaftlichen Bedingungen minderten die Chancen für 
umweltpolitische Forderungen, eine hohe Priorität auf der politischen 
Agenda einzunehmen. Investitionen in verbesserte Kontroll- und Vermei- 
dungstechnologien waren in dieser Phase politisch schwer durchsetzbar. 
Hinzu kam, daß in Großbritannien aufgrund der besonderen geographischen 
Situation eine andere Kosten/Nutzen-Relation für Umweltschutzmaßnahmen 
gegeben ist als in anderen Ländern. Es können vergleichsweise mehr Schad- 
stoffe emittiert werden, ohne daß nachteilige Auswirkungen auf Umwelt 
oder Gesundheit auftreten. Auf diesen Wettbewerbsvorteil wollte die briti- 
sche Industrie nicht verzichten: "Italy economically benefits from the 
amount of sunshine it receives each year. Why should not our industry be 



5 Quelle: Annual Abstract of Statistics, London. HMSO (nach Boehmer-Christi- 
ansen/Skea 1991. 1 17) sowie OECD Statistics 1960-1984. 
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able to take similar advantage of our long coastline, high winds and rapidly 
flowing rivers?" (Industrievertreter zit. nach Vogel 1986: 103). 



1.2.2 Umweltrel evan te lireign isse 

Zu der ungünstigen wirtschaftlichen Situation kommt der Umstand hinzu, 
daß kein durch umweltrelevante Ereignisse ausgelöster Problemdruck für 
umweltpolitisches Handeln gegeben war. Die Effekte grenzüberschreiten- 
der Luftverschmutzung wirken sich in Großbritannien aufgrund seiner spe- 
zifischen geographischen Lage weniger nachteilig aus als in Kontinentaleu- 
ropa. Während Ereignisse wie Saurer Regen und Waldsterben in skandina- 
vischen Ländern und der Bundesrepublik sehr schnell zu politisch brisanten 
Themen wurden, zeichnete sich in Großbritannien in diesem Bereich keine 
Politisierung ab. Verfechter strengerer Umweltregulierungen konnten somit 
nicht von "external shocks" profitieren, wie etwa 1952 bei der Smog-Kata- 
strophe von London, die zur Einführung der M smokeless areas" im Rahmen 
des Clean Air Act von 1956 führte (Ashby/ Anderson 1981: 103ff) 6 . 



1.2.3 Das öffentliche l Jmwelthewußtsein und die Umweltbewegung 

Aufgrund der ungünstigen wirtschaftlichen Situation und fehlender "exter- 
nal shocks" durch umweltrelevante Ereignisse bildete sich innerhalb der Be- 
völkerung kein entsprechendes Umweltbewußtsein im Hinblick auf weit- 
räumige Luftverschmutzung heraus wie etwa in der Bundesrepublik anläß- 
lich des Waldsterbens. Auch die Aktivitäten der britischen Umweltorgani- 
sationen vermochten an diesem Bild zunächst nur wenig zu ändern. Dieses 
wurde hauptsächlich durch das relativ "lautlose" Arbeiten der britischen 
Umweltgruppen bestimmt, welche ihre politische Einflußnahme im wesent- 
lichen an den gegebenen institutionellen Spielregeln von Vertraulichkeit 
und Diskretion ausrichten. Dadurch erfolgte keine Polarisierung im Politik- 
feld Umweltschutz - eine Strategie, die angesichts der institutionellen Vor- 
aussetzungen im Rahmen des britischen Regierungssystems auch nicht un- 
bedingt erfolgversprechend erscheint (Interview EURES, Aug. 1993; Grove- 
White 1992: 114ff). 

Denn die Chancen zur Generierung politischer Initiativen sind - dies 
zeigten die Ausführungen in Kapitel 1 - in Großbritannien sehr einge- 



6 Vgl. unten. 
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schränkt. Die starke Position der Zentralregierung in einem unitarischen 
Staatsgebilde reduziert die Zahl politischer Arenen letztlich auf eine: das 
"Parliament of Westminster", welches aufgrund des britischen Wahlrechts 
von der Regierung dominiert wird und so der Opposition nur wenig politi- 
schen Einfluß gewährt. Auch macht es das britische Wahlsystem relativ 
kleinen Parteien nahezu unmöglich, ins Parlament einzuziehen. Die fakti- 
schen Möglichkeiten, politische Initiativen zu lancieren und zur Durchset- 
zung zu bringen, sind daher in Großbritannien sehr eingeschränkt. Der Weg 
über die Gerichte bietet hierfür ebenfalls keine guten Ansatzpunkte, da das 
britische Rechtssystem weder eine Verfassungsgerichtsbarkeit noch eine 
umfassend entwickelte Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Anleitung und Über- 
prüfung staatlichen Handelns kennt. 

Hinzu kommt, daß die traditionellen britischen Um Weltorganisationen von 
ihrer Zielrichtung her eine völlig andere Wertorientierung zugrundelegen. 
Im Zentrum steht nicht die Luftreinhaltung, sondern der Natur- und Land- 
schaftsschutz - traditionelle viktorianische Werte, die sich in Schlagworten 
wie "amenity of life" oder "pleasant countryside" manifestieren (Vogel 1986: 
46ff). Die eher traditionell ausgerichteten Umweltgruppen operieren gegen- 
über der Regierung daher auf einer konsensualen, kooperativen Ebene. Sie 
stellten das bestehende System nicht in Frage: "Less tinged with utopian 
ideals and emotional protest, traditional British groups were arguably less 
able on a cultural level, and institutionally ill prepared, to have an impact on 
the large-scale international issues of the 1970s" (Boehmer-Christian- 
sen/Skea 1991: 77). 

Mitte der sechziger Jahre erfolgte in Großbritannien wie auch in anderen 
Industrienationen eine verstärkte Politisierung der Umweltproblematik. 
Neue Pressure Groups entstanden, die sich von dem herkömmlichen 
"conservation movement" hinsichtlich Stil und Grundpositionen deutlich 
abhoben. Organisationen wie Friends of the Earth (FoE) oder Greenpeace, 
die sich 1970 bzw. 1976 in England etablierten, versuchten ihre Interessen 
auf radikalere Weise, durch offene Konfrontation und öfifentlichkeitswirk- 
same Aktionen, durchzusetzen (ebd.: 80). Die Polarisierungsstrategie der 
neuen Umweltgruppen schlug sich allerdings zunächst nicht in einem ge- 
steigerten Umweltbewußtsein der Bevölkerung oder verstärkten umweltpoli- 
tischen Aktivitäten der Regierung nieder. Der Grund hierfür liegt haupt- 
sächlich in den institutioneilen Gegebenheiten des britischen Regierungssy- 
stems, die eher eine konsultations- denn konfrontationsorientierte Strategie 
nahelegen. 
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1.2.4 Die internationale Umweltpolitik 

Seit Mitte der fünfziger Jahre wurde in Skandinavien eine stetige Zunahme 
des Sauren Regens festgestellt. So ermittelten schwedische Wissenschaftler 
zwischen 1955 und 1968 eine Zunahme des Säuregehalts in der Nieder- 
schlagsmenge um das Vierzigfache (Vogel 1986: 104). Dieser Anstieg 
wurde als entscheidende Ursache für Waldschäden und Rückgänge des 
Fischbestandes betrachtet, welche vor allem in Schweden und Norwegen ab 
diesem Zeitraum vermehrt beobachtet worden waren. 1968 traten skandina- 
vische Wissenschaftler erstmals mit der Vermutung an die Öffentlichkeit, 
daß das Phänomen des Sauren Regens weitgehend durch britische und 
kontinentaleuropäische S0 2 -Emissionen hervorgerufen wird. Schweden und 
Norwegen versuchten daraufhin verstärkt, über internationale Organisatio- 
nen (OECD, UNECE) Druck auf die Emittenten- Staaten auszuüben - das 
Problem weiträumiger grenzüberschreitender Luftverschmutzung wurde 
zum Issue auf der internationalen Agenda. Als erste Reaktion auf den ge- 
stiegenen Problemdruck führte die OECD 1972 eine Studie über den weit- 
räumigen Transport von Schadstoffen in der Atmosphäre durch. Das Er- 
gebnis der Untersuchung bestätigte die Aussagen der Skandinavier: 77% des 
norwegischen und 70% des schwedischen Schwefelgehalts in der Atmo- 
sphäre wurden auf "importierte" S0 2 -Emissionen zurückgeführt; der Anteil 
britischer Schadstoffe lag den OECD-Messungen zufolge zwischen 26-47% 
bzw. 11-16%. Großbritannien war somit einer der Hauptexporteure von 

so 2 

Die Umweltkonferenz von Stockholm, die noch im selben Jahr von 
Schweden und Norwegen initiiert wurde, markiert den Beginn einer inter- 
nationalen Umweltpolitik (Hohmann 1989: 29). Die von den Skandinaviern 
vorgetragenen wissenschaftlichen Erkenntnise über den weiträumigen 
Transport von Schadstoffen in der Atmosphäre und die dadurch hervorgeru- 
fenen Umweltbeeinträchtigungen wurden von den anderen Teilnehmerstaa- 
ten weitgehend angezweifelt. Insbesondere Großbritannien nahm eine sehr 
skeptische Haltung ein - "Britain turned out to be the major sceptic" 
(Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 25). Dennoch einigten sich alle Teil- 
nehmer auf die Verabschiedung einer Deklaration, die wichtige Prinzipien 
für die Eindämmung grenzüberschreitender Luftverschmutzung definierte. 
"States have (...) the responsibility to ensure that activities within their ju- 
risdiction or control do not cause damage to the environment of other States 
or of areas beyond the limits of national jurisdiction" (zit. nach Wetsto- 
ne/Rosencranz 1983: 134). 
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Trotz dieser internationalen Aktivitäten machte die politische Zusammen- 
arbeit bei der Bekämpfung von Luftverschmutzung in den siebziger Jahren 
nur geringe Fortschritte. Während einerseits die weltweite wirtschaftliche 
Rezession sowie die durch den Ölpreisschock 1973 ausgelöste Energiekrise 
für strengere luftreinhaltepolitische Regulierungen in den einzelnen Län- 
dern nur wenig Spielraum ließen, so erwiesen sich auf der anderen Seite die 
Aktivitäten der OECD schon deshalb als unzureichend, weil sie die gesam- 
ten Ostblockstaaten nicht miteinbezogen (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 
25). Der Fokus skandinavischer Initiativen verlagerte sich so zunehmend auf 
die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE), 
deren Zielsetzung es ist, die wirtschaftliche, technische und ökologische 
Zusammenarbeit zwischen Ost und West zu fordern. Neben Nordamerika, 
Kanada und den westeuropäischen Staaten waren auch alle damaligen Ost- 
blockländer in dieser Organisation vertreten (Hohmann 1989: 35). Auslöser 
für die skandinavische Initiative war der Vorschlag der Sowjetunion auf der 
KSZE-Konferenz 1975 in Helsinki, die Ost- West Zusammenarbeit in den 
Bereichen Transport, Energie und Umweltschutz zu intensivieren. Wenn- 
gleich diese Ankündigung weitgehend als taktischer Schachzug betrachtet 
wurde, um von Menschenrechtsverletzungen in der Sowjetunion abzulen- 
ken, so nutzten Schweden und Norwegen diese Chance und initiierten ent- 
sprechende Verhandlungen auf UNECE-Ebene. Das Ergebnis war die Gen- 
fer Konvention über weiträumige grenzüberschreitende Luftverschmut- 
zung, die 1979 verabschiedet wurde. Das Abkommen sieht vor, daß die Ver- 
tragsstaaten so weit wie möglich versuchen, Schadstoffemissionen in die 
Atmosphäre zu begrenzen und schrittweise zu reduzieren. 

Aufgrund einer gering ausgeprägten Politisierung im Umweltbereich, feh- 
lenden umweltrelevanten Ereignissen sowie der ungünstigen wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen hatte der zunehmende internationale Druck nur ge- 
ringe Auswirkungen für die britische Position. So Unterzeichnete Großbri- 
tannien zwar die Genfer Konvention über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverschmutzung, aber nur deshalb, weil es in den Verhandlungen in 
Koalition mit anderen Ländern durchgesetzt hatte, daß keine verbindlichen 
Reduktionsziele für S0 2 vorgegeben wurden (Vogel 1986: 104). 



1.2.5 Die Entwicklung des wissenschafllichen und technologischen 
Fortschritts 

Ein weiterer Faktor der Problemperzeption stellt die Entwicklung des wis- 
senschaftlichen und technologischen Fortschritts dar, aus der sich jedoch 
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zunächst keine Impulse für ein weitergehendes staatliches Eingreifen erga- 
ben. Hierbei zeigt sich die starke Betonung wissenschaftlicher Erkenntnis 
als Handlungsvoraussetzung und die ausgeprägte Kosten/Nutzen-Orientie- 
rung der britischen Problemlösungsphilosophie. So wurden die Aussagen 
skandinavischer Länder und die Ergebnisse einer wissenschaftlichen Unter- 
suchung der OECD von 1972, die Großbritanniens S0 2 - und NO x -Emissio- 
nen als wesentliche Ursache für Umweltschäden in Skandinavien identifi- 
zierten, von britischen Untersuchungen (vor allem durch eigene Forschun- 
gen des CEGB) nicht bestätigt (Blowers 1987: 289). Angezweifelt wurde vor 
allem die Frage der Reichweite der Emissionen, die Proportionalität von 
Emissionsreduktion und Schadensverminderung sowie die Ursächlichkeit 
der Emissionen für die festgestellten Umweltbeeinträchtigungen. Diese wis- 
senschaftliche Ambiguität wurde erst durch weitere Untersuchungen Mitte 
der achtziger Jahre teilweise ausgeräumt (Interview DoE, Jan. 1993; Boeh- 
mer-Christiansen/Skea 1991: 43f). Darüber hinaus war man beim CEGB 
hinsichtlich der Verwendung von Rauchgasentschwefelungsanlagen sehr 
skeptisch. Schon seit den dreißiger Jahren waren in Großbritannien solche 
Anlagen erprobt worden, allerdings mit geringem Erfolg. 



1.2.6 Die Veränderung des Umwelttechnologiemarktes 

Die Skepsis gegenüber neuen Vermeidungstechnologien und wissenschaftli- 
che Zweifel bewirkten, daß der Entwicklung des Umwelttechnologiemarktes 
in diesem Bereich sehr geringe Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Ver- 
stärkt wurde diese Haltung durch Annahmen des CEGB, daß sich das Pro- 
blem der Emissionen aus Kohlekraftwerken in den neunziger Jahren auf- 
grund der zunehmenden Nutzung von Kernenergie von selbst lösen würde 
(Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 146f). Sowohl ökonomische als auch 
wissenschaftliche Gesichtspunkte legten somit kein weiteres staatliches Ein- 
greifen nahe. Hinzu kommt, daß in Großbritannien eine Umweltschutzgü- 
terindustrie - der einzige Industriezweig, der ein potentielles Interesse an 
strengeren Umweltstandards hat - so gut wie nicht vorhanden ist: "The mar- 
ket for air pollution abatement technologies in the UK has remained relati- 
vely small" (Weidner 1987: 97). 

Das Zusammenwirken der verschiedenen lang-, mittel- und kurzfristigen 
Faktoren begünstigte ein britisches Problemlösungsverständnis, welches 
staatliche Intervention in der Umweltpolitik an zwei notwendige Bedingun- 
gen knüpft: das Vorliegen wissenschaftlicher Evidenz und ökonomischer 
Verhältnismäßigkeit. Eine solche Handlungsweise ergibt sich für Großbri- 
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tannien schon angesichts seiner besonderen geographischen Situation: Die 
günstigen Windverhältnisse sorgen dafür, daß die britischen Emissionen in 
großem Umfang exportiert wurden. Da auf diese Weise kein durch externe 
Ereignisse hervorgerufener Problemdruck gegeben war, hatte die Regierung 
von strengeren Umweltstandards nichts zu gewinnen, zumal die Umwelt- 
schutzgüterindustrie - der einzige Industriezweig, der hiervon profitiert hätte 
- in Großbritannien nur eine marginale Rolle spielt. Für die Briten war da- 
her kein Anreiz gegeben, ohne gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen zur Reduktion von Schadstoffemis- 
sionen zu ergreifen, da aufgrund des hohen Schadstoffexports hieraus für die 
Umweltqualität im eigenen Land keine großen Verbesserungen resultiert 
hätten. Hinzu kam, daß eine solche Vorgehensweise angesichts der Wirt- 
schaftsrezession Ende der siebziger Jahre, welche sich in Großbritannien be- 
sonders stark auswirkte, gegenüber der Industrie kaum durchsetzbar war. An 
dieser Situation vermochte auch der zunehmende internationale Druck zu- 
nächst nur wenig zu ändern - nicht zuletzt deshalb, weil sich die Briten er- 
folgreich auf die Ambiguität der bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
berufen konnten. Die britische Problemperzeption begünstigt(e) auf diese 
Weise eine eher ablehnende Haltung Großbritanniens im Hinblick auf stren- 
gere supranationale Regelungen zur Reduktion grenzüberschreitender Luft- 
verschmutzung. 



2 Zentrale Akteure in der britischen Luftreinhaltepolitik 

Die Frage, auf welche Weise ein bestimmtes Policy- Problem wahrgenom- 
men wird, hängt nur mittelbar von den jeweiligen politikfeldspezifischen 
Einflußvariablen ab. Entscheidend ist vielmehr, wie diese Einflußfaktoren 
innerhalb des Netzwerkes verarbeitet und umgesetzt werden. Zum Ver- 
ständnis dieser Prozesse erscheint es sinnvoll, sich zunächst einen Überblick 
über die zentralen Netzwerkakteure zu verschaffen. 



2.1 Staatliche Akteure 

Als wichtige staatliche Akteure bei der Formulierung bzw. Implementation 
der britischen Luftreinhaltepolitik sind neben dem Umweltminsterium sowie 
den zentralen und lokalen Regulierungsbehörden auch die Royal Commis- 
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sion on Environmental Pollution (RCEP) und die lokalen Dachverbände zu 
erwähnen. 



2.1.1 Das Department ofthe Environment 

Das britische Umweltministerium (DoE) ist primär zuständig für die For- 
mulierung und Implementation der Umweltpolitik in Großbritannien 
(Lummis 1976: 87). Es entstand 1970 als Reaktion auf verschiedene Um- 
weltkatastrophen durch eine Fusion der Departments of Housing and Local 
Government, Transport sowie Public Buildings and Works 7 . Ziel dieser 
Umorganisation war es, raumplanerische sowie regional- und verkehrspoliti- 
sche Belange innerhalb eines Ministeriums zu bündeln und so eine umfas- 
sendere Betrachtung der Umweltproblematik zu ermöglichen. Trotz der Be- 
zeichnung als Umweltministerium spielt die Umweltpolitik in Relation zum 
gesamten Aufgabenspektrum dieser Behörde eine eher untergeordnete Rolle. 
Die Hauptaktivitäten konzentrierten sich (und tun es noch immer) auf die 
kommunale Verwaltungs- und Wohnungspolitik (Grove- White 1992. 108). 
Der Begriff Umwelt ist daher in einem sehr weitläufigen Sinne zu interpre- 
tieren: Er umfaßt sowohl Gebäude als auch die natürliche Lebensumwelt 
(Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 109). Innerhalb des DoE werden luft- 
reinhaltepolitische Aufgaben von der Abteilung Environmental Protection 
wahrgenommen. Sie ist in vier Direktorate gegliedert, von denen zwei im 
Bereich Luft von Bedeutung sind: Das Central Directorate on Environmen- 
tal Pollution (CDEP) ist hauptsächlich mit Querschnittsaufgaben befaßt 
(Statistik, Policy-Koordination mit anderen Ministerien). Das Directorate for 
Air, Noise and Waste (DAWN) ist für alle luftreinhaltepolitischen Angele- 
genheiten zuständig (Knoepfel/ Weidner 1985: 212f). 

Wenngleich dem DoE eine um weltpolitische Primärzuständigkeit zu- 
kommt, werden viele Aufgaben in diesem Bereich von Behörden wahrge- 
nommen, die anderen Ministerien zugeordnet sind. So wird beispielsweise 
die Reinhaltung von Küsten- und Meeresgewässern durch das Ministry for 
Agriculture, Fishery and Food (MAFF) überwacht. Auch die staatliche Kon- 
trollbehörde im Bereich der Luftreinhaltung, das Alkali Inspectorate (AI), 
operierte bis Mitte der achtziger Jahre unter der Health and Safety Executive 
(HSE), welche wiederum dem Arbeitsministerium untersteht (ebd.: 1 10). 

Die weite Fragmentierung umweltpoliti scher Zuständigkeiten bringt es 
mit sich, daß dem DoE bei der Implementation umweltpoliti scher Maßnah- 



7 1974 wurde das Transportministerium wieder abgespalten. 
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men eher eine koordinierende denn kontrollierende Rolle zukommt 
(Lummis 1976: 87). Verstärkt wird dieser Faktor durch das geringe Spe- 
zialwissen britischer Ministerialbeamter, was auf die generalistische Ausbil- 
dung und die hohe interne Mobilität innerhalb des Civil Service zurückzu- 
führen ist. Diese Situation bewirkt, daß in allen wichtigen Fragen der Luft- 
reinhaltepolitik intensive Konsultationen mit dem AI stattfinden, das seinen 
Sitz im gleichen Gebäude hat (Knoepfel/Weidner 1985: 213). Die Möglich- 
keiten des DoE, seine umweltpolitischen Vorstellungen erfolgreich in den 
Prozeß der Politikformulierung einzubringen, waren bis in die späten acht- 
ziger Jahre hinein relativ eingeschränkt. Gegenüber einflußreichen Ministe- 
rien wie dem Treasury oder den Departments of Trade and Industry (DTI), 
Energy (DEn) oder Transport (DoT) befand es sich in der schwächeren Po- 
sition, zumal diese Ministerien teilweise über eine wesentlich besser organi- 
sierte bzw. organisationsfahigere Klientele verfüg(t)en (Boehmer-Christian- 
sen/Skea 1991: lllf). Hinzu kam, daß die knappe Ressourcenausstattung 
der mit umweltpolitischen Fragen befaßten Abteilungen die Ausarbeitung 
innovativer Policy-Konzepte erschwerte. Deren Ressourcen, so eine interne 
Studie des DoE, "are more or less adequate for routine administration of exi- 
sting legislation, but are generally insufficient for new policy initiatives or to 
allow more than a reactive approach to new environmental problems and in- 
ternational developments" (ENDS 1985/123: 3). 



2.1.2 Das Alkali Inspectorate 

Das AI fungiert als staatliche Regulierungsbehörde für alle Emissionen aus 
technisch komplexeren Anlagen. Es war zunächst dem 1970 gegründeten 
Umweltministerium unterstellt. Es wurde bereits 1863 eingerichtet. Grund- 
lage hierfür war der Alkali Act, der eine Reaktion auf die zunehmende Belä- 
stigung durch Salzsäureemissionen war, welche bei der Produktion alkali- 
scher Stoffe (Soda) anfielen. Es wurde zunächst nur ein Inspektor einge- 
stellt, welcher - und dies war eine absolute Neuerung - Zugang zu den ent- 
sprechenden Fabriken hatte, um die dort anfallenden Emissionen zu kon- 
trollieren 8 (Ashby/ Anderson 1981: 21f). Seit dieser Zeit wurde die Anzahl 
der zu kontrollierenden Prozesse und damit einhergehend die Zahl der In- 
spektoren beständig erweitert. Das AI, für dessen Organisation keine ge- 
setzlichen Regelungen bestehen, hat sich so im Laufe der Jahre seine eigene 



8 Der Alkali Act wurde zunächst als Experiment betrachtet und auf fünf Jahre 
(bis zum 1.7.1868) befristet (Ashby /Anderson 1981: 23). 
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Organisationsstruktur geschaffen (Knoepfel/Weidner 1985: 53). Es gliedert 
sich in eine Zentrale in London, in der sieben Inspektoren tätig sind (ein 
Chief Inspector, drei Stellvertreter sowie drei Assistenten) und 15 Distrikte 9 , 
in denen insgesamt 40 Inspektoren arbeiten, wobei jeweils ein District In- 
spector die Leitung innehat (ebd.: 137) 10 . Die Inspektoren sind technisch 
hochqualifiziert. Sie müssen ein Chemie- oder Ingenieursstudium absolviert 
haben und eine fünfjährige Berufspraxis in der Industrie aufweisen (Vogel 
1986: 71). Hill (1983: 90f) beschreibt das AI als professionelle Organisation, 
in deren Innenverhältnis Autonomie und Solidarität kombiniert werden: 

"The chief inspector, with the help of his deputies lays down the 
broad national policies and provided they keep within their broad 
lines, inspectors in the field have plenty of flexibility to take into ac- 
count local circumstances and make suitable decisions. They are 
given plenty of autonomy and are trained as a team of decision- 
takers with as much as responsibility and authority as possible. 
Nevertheless, they keep the head office staff well informed about the 
works under their control." 

1974 wurde das AI - wie oben erwähnt - in die HSE integriert, einer quasi- 
autonomen Körperschaft, welche der Health and Safety Commission unter- 
steht. Dadurch verlagerte sich die ministerielle Kontrolle des AI vom Um- 
welt- auf das Arbeitsministerium. Ziel dieser Umstrukturierung war, "to ra- 
tionalize industrial inspection", indem das AI mit der Gewerbeaufsicht (dem 
Factory Inspectorate) zusammengelegt wird. Die HSE sollte damit als ein- 
heitliche Behörde sowohl für arbeits- als auch umweltschutzrelevante Fra- 
gen zuständig sein (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 159). Der Zusam- 
menschluß beider Behörden fand jedoch nicht statt, da die Regierung zuvor 
die Stellungnahme von der RCEP abwarten wollte. Diese sprach sich in ih- 
rem Bericht jedoch gegen eine solche Verschmelzung aus 11 , sodaß das AI 
zwar selbständig blieb, jedoch fortan der formalen Kontrolle des Arbeitsmi- 
nisteriums unterstand (McLoughlin 1982: 14). Diese Zuständigkeitsverlage- 
rung blieb jedoch nicht ohne Folgen für die Tätigkeit des AI: "(...) staff re- 
mained deeply unhappy about the institutional framework within which they 
operated. Institutional wrangling, political neglect and isolation from the 



9 Die Distrikte sind nicht identisch mit den Verwaltungsgrenzen auf lokaler 
Ebene (local districts). 

10 Die Relation zwischen Inspektoren und zu kontrollierenden Betrieben ent- 
sprach in etwa dem Verhältnis von 1:50 (Hill 1983: 90). 

1 1 Zu den Gründen vgl. im einzelnen Kap. 5. 
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policy process ha s characterised the Inspectorate (...)" (Boehmer-Christian- 
sen/Skea 1991: 159). Insbesondere die Tatsache, daß sich die HSE sehr stark 
an industriellen Interessen orientiert, erschwerte es dem AI, Belange des 
Umweltschutzes in angemessener Form zur Geltung zu bringen: Vielmehr 
wurde es als "pimple on the face of HSE" betrachtet (Generaldirektor der 
HSE, zit. nach Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 159). 



2.1.3 Die lokalen Behörden 

Im Bereich der lokalen Verwaltung lassen sich in Großbritannien grund- 
sätzlich zwei Ebenen unterscheiden. Die Counties, die in etwa den deut- 
schen Landkreisen entsprechen, nehmen eher strategische und planerische 
Aufgaben wahr, während die Districts bzw. Metropolitan Authorities stärker 
mit der Bereitstellung kommunaler Serviceleistungen betraut sind. Was die 
Luftreinhaltung anbelangt, verfügen die Counties über keine gesetzlichen 
Kontrollkompetenzen. Dies bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, daß sie in 
diesem Bereich völlig untätig sind. Je nach ihren personellen und finanziel- 
len Spielräumen besteht durchaus die Möglichkeit, auf freiwilliger Basis tä- 
tig zu werden und neue innovative Konzepte voranzutreiben - vorausgesetzt, 
daß dadurch bestehende gestzliche Vorgaben nicht tangiert werden 12 . Die 
Kontrolle der Emissionen aus stationären Quellen, die nicht unter die Zu- 
ständigkeit des AI fallen, erfolgt somit durch die Environmental Health De- 
partments auf District-Ebene: 

M Domestic sources of air pollution as well as the pollution of the 
30.000 to 50.000 plants not registered by the Inspectorate are under 
the jurisdiction of some 450 environmental health departments. 

These departments which are appointed by various local authorities 
have a wide ränge of responsibilities, including food inspection, pest 
control and the maintenance of drainage Systems; pollution control 
accounts for about 10 percent of their activities" (Vogel 1986: 71). 

Die organisatorische Ausgestaltung der Departments obliegt dabei den de- 
mokratisch gewählten Vertretungskörperschaften auf lokaler Ebene 
(Councils). Je nach Größe des Districts sowie seiner Bevölkerungsdichte 



12 Insbesondere in den neunziger Jahren können solche Entwicklungen verstärkt 
beobachtet werden (vgl. Kapitel 6). 
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variiert die Anzahl der Environmental Health Officers, welche eine tech- 
nisch-wissenschaftliche Ausbildung haben 13 (Interview IEHO, März 1992). 

Die Kommunen, die als "exekutiver Arm" der Zentralregierung vornehm- 
lich mit der Implementation staatlicher Policies betraut sind, versuchen vor 
allem über ihre Dachorganisationen Einfluß auf den Prozeß der Politikfor- 
mulierung zu nehmen. Es ist üblich, diese Organisationen bei allen politi- 
schen Neuerungen, welche die lokale Ebene betreffen, zu konsultieren. Ins- 
gesamt existieren drei verschiedene Dachverbände: die Association of 
County Councils ( ACC ), die Association of Metropolitan Authorities (AMA) 
und die Association of District Councils (ADC). Hinsichtlich der Luftrein- 
haltepolitik sind insbesondere AMA und ADC von Bedeutung. Alle Ver- 
bände sind ähnlich organisiert und haben das gemeinsame Problem einer 
relativ geringen Ressourcenausstattung, die bedingt, daß sie generell nur auf 
politische Entwicklungen reagieren, selbst jedoch keine aktive Politik be- 
treiben können. Dies manifestiert sich beispielsweise darin, daß Probleme 
nur dann systematisch behandelt werden, wenn massive Interessen der 
Kommunen betroffen sind, wie etwa der Entzug von Kontrollkompetenzen 
(Knoepfel/ Weidner 1985: 214ff). Die Tatsache, daß AMA von der Labour 
Party und ADC von den Konservativen dominiert wird, tritt, verglichen mit 
dem Ziel, die Interessen der Kommunen gegenüber der Zentralregierung zu 
vertreten, in den Hintergrund: "These groups have a common interest that 
goes beyond party political problems" (Interview Local Authority Bexley, 
Sept. 1993). 



13 Der Berufsverband der kommunalen Umweltschutzbeamten - The Institution 
of Environmental Health Officers (IEHO) - besteht seit 1883 und hat ca. 6000 
Mitglieder, was einem Organisationsgrad von 80% entspricht. Der Verband 
nimmt hauptsächlich wissenschaftliche Beratungsaufgaben wahr und arbeitet 
in der Aus- und Fortbildung der Environmental Health Officers mit: "We have 
to promote the spread of knowledge of Environmental Health and maintain 
high Standards in practice and Professional conduct" (Interview IEHO März 
1 992). IEHO ist vorrangig daran interessiert, den Kompetenzbereich der Envi- 
ronmental Health Officers gegenüber Zentralisierungsbestrebungen der Regie- 
rung zu sichern und zu erhalten. Der Verband wird generell in umweltpoliti- 
schen Fragen, die die lokale Ebene betreffen vom DoE konsultiert. Verbindun- 
gen bestehen überdies mit dem Department of Health, MAFF, dem AI, der 
HSE, den lokalen Dachorganisationen, der Confederation of British Industry, 
der European Federation of Environmental Professionals und der Weltgesund- 
heitsorganisation (WHO) (ebd ). 
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2. 1.4 Die Royal Commission on Environmental Pollution 

Die Bildung der RCEP erfolgte 1970 zeitgleich mit der Schaffung des DoE. 
Beide Maßnahmen waren eine politische Reaktion auf den angesichts zahl- 
reicher Umweltkatastrophen (wie etwa die Torrey Canyon Ölverschmut- 
zungskrise) gestiegenen Problemdruck (Grove- White 1992: 108). Die RCEP 
fungiert als ständiger und unabhängiger Ausschuß, der die Regierung in 
Fragen des Umweltschutzes berät. Ihr Bezugsrahmen ist sehr weit gesteckt 
und umfaßt neben der nationalen und internationalen Umweltpolitik auch 
die Antizipation künftiger Entwicklungen und das Setzen von Forschungs- 
schwerpunkten. Ein besonderes Augenmerk richtet sie dabei auf langfristige 
Probleme, die von der Regierung - vielfach aus wahlstrategischen Erwägun- 
gen heraus - nicht aufgegrififen werden. Ihre Mitglieder (zur Zeit 14), die 
von der Queen auf Vorschlag des Premierministers ernannt werden, sind 
hochrangige Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft - "the 
Great and the Good". Das breite Mitgliederspektrum soll eine objektive, am 
Gemeinwohl orientierte Berichterstattung der RCEP gewährleisten: "[The 
members, d. Verf ] serve as individuals and not as representatives of organi- 
zations or professions" (RCEP 1991: 2). 

Die Berichte der RCEP dienen oft als Basis für die künftige Politikformu- 
lierung, denn es ist üblich, daß die Regierung zu den Vorschlägen der RCEP 
in einem ausführlichen Pollution Paper Stellung nimmt und über die Konse- 
quenzen informiert, die sie aus den Expertenratschlägen ziehen wird (ebd.: 
3). Zwischen der Veröffentlichung des Berichts, der Antwort der Regierung 
und der tatsächlichen Umsetzung der Vorschläge können jedoch lange Zeit- 
räume liegen. So vergingen beispielsweise sechs Jahre, bis die Regierung in 
einer - größtenteils ablehnenden - Stellungnahme auf die innovativen Vor- 
schläge eines RCEP-Berichts von 1976 reagierte. Danach sollte es noch wei- 
tere acht Jahre dauern, ehe diese Ideen tatsächlich aufgeriffen und umgesetzt 
wurden. 



2.2 Wirtschaftliche Akteure 

Als wichtige wirtschaftliche Akteure, welche die Politikgestaltung und -Um- 
setzung im Bereich der Luftreinhaltepoltik beeinflussen, sind insbesondere 
der Dachverband der britischen Industrie, die einzelnen Branchen verbände 
sowie die staatlichen Unternehmen zu erwähnen. 
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2.2. 1 Die industriellen Dachverbände 



Die Confederation of British Industry (CBI) ist der größte und wichtigste 
Dachverband der britischen Industrie. 1980 umfaßte sie 180 Branchenver- 
bände und über 13.000 Einzelbetriebe. Innerhalb der Organisation bestehen 
mehrere Arbeitsgruppen, die sich mit um weltpolitischen Fragen befassen; 
unter anderem gibt es eine spezielle Gruppe für den Bereich Luftverschmut- 
zung, deren Geschäftsfüher als Environmental Health Officer ausgebildet 
ist. Es ist üblich, daß CBI- Vertreter in allen wichtigen Umweltfragen von 
entsprechenden Regierungsstellen konsultiert werden. Im Bereich der Luft- 
reinhaltepolitik bestehen für die CBI prinzipiell zwei Möglichkeiten, indu- 
strielle Interessen in den politischen Prozeß einzubringen, einerseits über 
Konsultationen mit dem DoE, auf der anderen Seite auf indirektem Weg 
über das DTI, zu dem die CBI sehr enge Beziehungen pflegt: "Industrial in- 
terests lobbying the government would expect the DTI to provide a reason- 
ably sympathetic ear" (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: lllf). Hauptinter- 
esse des Dachverbandes ist die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
britischen Industrie. Bezogen auf die Umweltpolitik bedeutet dies, daß die 
CBI generell bemüht ist, regulative Kontrol 1 Vorgaben abzuwehren, die für 
die Industrie eine höhere Kostenbelastung implizieren. 

Neben dem Dachverband CBI bestehen in Großbritannien für jeden indu- 
striellen Sektor Branchenverbände, die in der Regel ebenfalls in die Konsul- 
tationsprozesse einbezogen werden. Auch diese Verbände verfügen - je nach 
Branche - über großen Einfluß im DTI oder im DEn. Von Bedeutung sind 
im Bereich Luft hauptsächlich die Chemical Industries Association (CIA), 
die Chamber of Coal Traders sowie die Cement Makers Federation (Knoep- 
fel/Weidner 1985: 229). 



2.2.2 Staatliche Unternehmen 

Zu Beginn der achtziger Jahre befanden sich in Großbritannien viele große 
Industrie- und Dienstleistungsunternehmen in staatlichem Eigentum. Dies 
gilt vor allem für den Energiebereich, wo weite Teile der Versorgung mit 
Strom, Gas, Kohle und Öl durch sog. "nationalized industries" erbracht 
wurden. Im Rahmen der Luftreinhaltepolitik sind dabei insbesondere der 
National Coal Board (NCB) und der Central Electricity Generating Board 
(CEGB) relevant. Beide verfügten über eine sehr einflußreiche Position in- 
nerhalb des politisch-administrativen Systems. Dies kann einerseits auf die 
sehr guten Verbindungen zum DEn zurückgeführt werden, welches sich 
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lange Zeit als "Sponsor" der staatlichen Energieversorgungsunternehmen 
verstand (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 111). Andererseits kam diesen 
Organisationen schon Kraft ihrer monopolartigen Stellung ein beträchtli- 
ches politisches Gewicht zu. Begünstigt wurde dies indirekt durch die starke 
Position der Gewerkschaften in Kohlesektor. Strengere Umweltvorschriften, 
welche eine Verschlechterung der ohnehin angespannten Lage im Kohle- 
bergbau nach sich gezogen hätten, erwiesen sich als politisch äußerst riskant 
für die jeweilige Regierung. Dadurch reduzierten sich die Durchsetzungs- 
chancen von Umweltinteressen im politischen Prozeß (ebd.: 1 14f). 



2.3 Gesellschaftliche Akteure 

In diesem Bereich sind insbesondere die britischen Umweltschutzorganisa- 
tionen von Bedeutung, deren Besonderheiten bereits in Abschnitt 1 näher 
betrachtet wurden. An dieser Stelle werden deshalb nur diejenigen Umwelt- 
verbände nocheinmal kurz vorgestellt, die im Bereich der Luftreinhaltepoli- 
tik eine wichtige Rolle spielen. Zu ihnen zählen die National Society for 
Clean Air (NSCA), FoE, Greenpeace und die Green Alliance. 



2. 3. 1 Die National Society for Clean A ir 

Die NSCA wurde 1898 als Coal Smoke Abatement Society gegründet. Ihre 
Aktivitäten konzentrierten sich vor allem darauf, einen effektiven Vollzug 
der bestehenden gesetzlichen Vorschriften zur Eindämmung von Rauch- 
emissionen sicherzustellen und weitere Reduktionsmaßnahmen voranzutrei- 
ben (Ashby/ Anderson 1981: 84f). 1929 schloß sich diese Organisation mit 
der Smoke Abatement League, einer weiteren Pressure Group in diesem Be- 
reich, zur National Smoke Abatement Society (NS AS) zusammen. 1958 er- 
folgte dann die Umbenennung in NSCA (ebd.: 97). Die NSCA weist ein 
pluralistisches Mitgliederspektrum auf, das Regulierungsbehörden, Regu- 
lierte und Betroffene miteinschließt. Neben den lokalen Behörden 14 und der 
Industrie (sowohl der Verschmutzer- als auch der Umweltschutzgüterindu- 
strie) sind auch Privatpersonen vertreten (Interview NSCA, März 1992). Die 
NSCA ist in zwölf Regionalabteilungen untergliedert, die Vertreter in den 
zentralen Council entsenden. Meist sind dies Abgeordnete der lokalen Ge- 
meinderäte oder kommunale Umweltschutzbeamte. Auch verschiedene in- 



14 50% aller lokalen Behörden sind Mitglied der NSCA. 
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dustrielle Branchenverbände sowie der Dachverband der lokalen Umwelt- 
schutzbeamten stellen einige Council-Mitglieder (Knoepfel/Weidner 1985: 
236). 

Generelle Zielsetzung der NSCA ist es, "to secure environmental impro- 
vement through the reduction of air pollution, noise and other contami- 
nants" (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 78). Ihre Aktivitäten konzentrie- 
ren sich dabei grundsätzlich auf die lokale Ebene: "We are mainly a body of 
the local authorities" (Interview NSCA, März 1992). Das 1956 eingeführte 
Instrument der rauchfreien Zonen ("smokeless areas") wurde im wesentli- 
chen von der NSCA erarbeitet und vorangetrieben (Sanderson 1974: 32). 
Lowe/Goyder (1983: 35) führen an, daß die NSCA mit der Durchsetzung ih- 
rer Forderungen von einem "promotional" in einen "watchdog"- Status ge- 
langte, d.h. in einen semioffiziellen Status bei der Implementation ihrer Re- 
formvorschläge. Die NSCA verfugt dadurch über sehr gute, gewissermaßen 
institutionalisierte Einflußkanäle, um ihre Interessen innerhalb des poli- 
tisch-administrativen Systems zur Geltung zu bringen. Auch verfügt sie - 
von ihrer Mitgliederstruktur her - über einen hohen Grad an Expertise, was 
sie zu einem gefragten Konsultationspartner für Regierungsstellen macht 
(Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 79). 



2.3.2 Friends of the Farth 

FoE Großbritannien stellt im Vergleich zur NSCA eine relativ "junge" Um- 
weltschutzorganisation dar. Sie wurde 1969 gegründet (Lowe/Goyder 1983: 
124) - zu einer Zeit, in der die Umweltproblematik verstärkt in das Blickfeld 
der Öffentlichkeit rückte. FoE gelang es mit einem neuen, medien- und kon- 
frontationsorientierten Kampagnenstil relativ schnell, das Interesse der Öf- 
fentlichkeit auf sich zu lenken. Ein solches Vorgehen hob sich deutlich von 
dem traditionellen britischen Umweltlobbying ab, welches sich eher 
"lautlos" auf etablierten Kanälen vollzog (Grove- White 1992: 117). Die öf- 
fentlichkeitswirksamen Aktionen schlugen sich allerdings erst in der zwei- 
ten Hälfte der achtziger Jahre in steigenden Mitgliederzahlen nieder - einer 
zeitlichen Phase, in der Umweltthemen allgemein eine höhere gesellschaftli- 
che und politische Priorität beigemessen wurde. So stieg die Zahl der FoE- 
Mitglieder von 26.000 im Jahr 1985 auf über 200.000 im Jahr 1991 (ebd: 
115). 

Seit Beginn der achtziger Jahre zeichnet sich ein Etablierungsprozeß ab, 
in dessen Verlauf FoE verstärkt formelle und informelle Zugangsmöglich- 
keiten zum politisch-adminstrativen System erhalten. Einhergehend mit die- 
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sem "movement into the suburbs of British policy-making" (Boehmer-Chri- 
stiansen/Skea 1991: 81) veränderten FoE ihren Kampagnenstil. An die 
Stelle radikaler und enthusiastischer Aktionen tritt mehr und mehr profes- 
sionelles Lobbying. FoE entwickelt sich zunehmend zu einer "mainstream, 
almost 'establishment' environment' group" (ebd ). 



2. 3. 3 Greenpeace 

Greenpeace etablierte sich 1976 in Großbritannien. Im Vergleich zu FoE 
verfolgt Greenpeace einen weitaus offensiveren, auf Konfrontation und Me- 
dienwirksamkeit ausgerichteten Kampagnenstil. Anders als FoE engagierte 
sich Greenpeace bisher nur minimal in der Routinearbeit, die mit professio- 
nellem Lobbying oder der Teilnahme an öffentlichen Anfragen verbunden 
ist. Die Aktionen gegen die in Sellafield praktizierte Atommüllentsorgung 
machten Greenpeace zu der bekanntesten britischen Umweltorganisation 
(Grove- White 1992: 118). In den letzten Jahren ergeben sich jedoch auch 
bei Greenpeace erste Anzeichen für einen weniger radikalen Kurs: 
"Greenpeace is beginning to move towards a position of more general ac- 
ceptability" (Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 81). Ähnlich wie FoE ver- 
zeichnete auch Greenpeace - als Resultat der umweltpolitischen Boomphase 
- gegen Ende der achtziger Jahre einen sprunghaften Anstieg an Unterstüt- 
zung. Die Zahl der 'Unterstützer' 15 stieg zwischen 1987 und 1991 von 
80.000 auf 380.000 (Grove- White 1992: 118). 



2. 3. 4 Green A lliance 

Green Alliance ist eine extrem kleine Organisation (mit vier Mitarbeitern 
und 400 Mitgliedern). Sie wurde 1978 von einer Vereinigung von Sprechern 
der Umweltverbände und eindeutig 'ökologischen' Journalisten mit dem Ziel 
gegründet, die 'ökologische Perspektive' in die britische Politik einzubrin- 
gen. Green Alliance konnte mittlerweile "hinter den Kulissen" einen bedeu- 
tenden Einfluß auf die nationale Umweltpoltik gewinnen, vorwiegend auf- 
grund der Fähigkeiten ihres Geschäftsführers Tom Burke, der derzeit im 
DoE als "Special Advisor on the Environment" für den Umweltminister tätig 
ist. Unter seiner Führung hat die Green Alliance eine zentrale Rolle gespielt, 
indem sie den Wettstreit zwischen den großen politischen Parteien anzuhei- 



15 Greenpeace hat keine Mitglieder, sondern lediglich 'Unterstützet . 
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zen verhalf (hauptsächlich dadurch, daß sie deren Funktionäre über die 
Vorhaben der jeweiligen Gegner auf dem Laufenden hielt) und gleichzeitig 
über persönliche Kontakte informelle Einflußkanäle zum politisch-admini- 
strativen System aufbaute (Grove- White 1992: 120f). "The Green Alliance 
is, therefore, through its discretion and self-selection, an environmental 
pressure group ideally suited to influencing policy within the British System" 
(Boehmer-Christiansen/Skea 1991: 82). 



3 Die Art und Form staatlicher Intervention: 

institutioneile und instrumentelle Voraussetzungen 

Die spezifische Rolle und das relative Einflußpotential der jeweiligen Ak- 
teure wird nachhaltig durch die "Spielregeln" bestimmt, an denen sie ihr 
Handeln orientieren müssen. Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang 
insbesondere die rechtlichen Regelungsstrukturen, die staatlichen Steue- 
rungsinstrumente und die typischen Implementationsstile. Gleichzeitig ist es 
auf der Basis dieser institutioneilen und instrumentellen Faktoren möglich, 
Rückschlüsse über das britische Verhalten im suprastaatlichen Entschei- 
dungsprozeß zu ziehen. Ausgehend von der Hypothese, daß jeder Mitglied- 
staat daran interessiert ist, die durch europäische Maßnahmen implizierten 
rechtlichen und institutioneilen Anpassungskosten zu minimieren, wird ein 
Staat entsprechende supranationale Maßnahmen nur dann unterstützen, 
wenn sie weitgehend im Einklang stehen mit seinen eigenen institutionellen 
Arrangements. Umgekehrt wird er Regelungen ablehnen, die eine umfas- 
sende Modifikation seines Regulierungssystems nach sich ziehen. 



3.1 Die rechtlichen Regelungsstrukturen und Policy-Instrumente 

Die Zuständigkeit für die Kontrolle stationärer Quellen der Luftverschmut- 
zung ist in Großbritannien zwischen zentralen und lokalen Behörden aufge- 
teilt (Vogel 1986: 70). Prozesse, für deren Kontrolle ein höherer technischer 
Sachverstand erforderlich ist - "the more important and complex stationary 
pollution sources" (ebd.) - werden vom AI 16 überwacht, einer zentralen Be- 



16 Das AI ist zuständig für die Kontrolltätigkeit in England, Wales und Nordir- 
land. Für Schottland existiert eine ähnliche Behörde, das Industrial Pollution 
Inspectorate, welches jedoch die gleichen materiellen Aufgaben wahrnimmt. 
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hörde. Für alle anderen Prozesse sind die lokalen Behörden zuständig. Sie 
kontrollieren vor allem Rauch- und Partikelemissionen aus privaten Haus- 
halten sowie Industriebetrieben, die nicht der Kontrolle des AI unterliegen. 
Die Ausgestaltung der jeweiligen Regulierungsinstrumente durch Verord- 
nungen (Regulations) erfolgt durch Whitehall nach einer Anhörung der be- 
troffenen Interessen verbände und erfordert die Zustimmung des Parlaments, 
die in der Regel jedoch unproblematisch ist. 

Die wichtigste gesetzliche Grundlage für die Tätigkeit des AI bildet der 
Alkali etc. Works Regulation Act von 1906. Dieses Gesetz konsolidierte eine 
Entwicklung, die mit dem Erlaß des Alkali Act von 1863, der die Einrich- 
tung des Alkali Inspectorates vorsah, ihren Lauf genommen hatte 
(Stewart/Hams 1992: 42). In einer speziellen Liste ("schedule") im Anhang 
des Gesetzes werden all diejenigen Anlagen angeführt, die vor Inbetrieb- 
nahme einer Registrierung beim AI bedürfen (sog. "registered works") 17 . 
Die Registrierung kommt insofern einer Genehmigung gleich (Knoepfel/ 
Weidner 1985: 42). Die Liste, die seit 1906 - einhergehend mit der techni- 
schen und industriellen Entwicklung - beständig erweitert wurde, umfaßt 
solche Anlagen, deren Betriebsprozesse technisch schwierig zu kontrollieren 
sind oder besonders giftige und gefährliche Emissionen verursachen (Vogel 
1986: 71). Die Emissionen, die zu überwachen sind - "noxious and offensive 
gases" (McLoughlin 1982: 73) - werden ebenfalls im Anhang des Gesetzes 
aufgelistet. Der Health and Safety at Work Act (HS WA) von 1974 ersetzte 
teilweise bestehende Vorschriften des Alkali Act, die grundlegenden Prin- 
zipien blieben jedoch unverändert. Auswirkungen hatte das Gesetz jedoch 
im organisatorischen Bereich: Es bildete die Grundlage für die Transferie- 
rung des AI zur HSE. 

Für die Regulierungstätigkeit des AI existieren so gut wie keine gesetz- 
lich fixierten Qualitäts- oder Emissionsstandards 18 . Begründet wird dies mit 
einer erhöhten Flexibilität, die es erlaubt, auf Veränderungen der technolo- 



Es sei an dieser Stelle generell darauf hingewiesen, daß im weiteren Verlauf 
der Arbeit grundsätzlich nur die Bezeichnungen von Gesetzen und Behörden 
für England und Wales angegeben werden, da die Arrangements für Schottland 
meist nur minimal abweichen und materiell das gleiche beinhalten. 

17 Der Anlagenbegriff umfaßt dabei nicht die gesamte Betriebseinheit, sondern 
die jeweils spezifizierten Anlagen (processes) (Konoepfel/Weidner 1985: 42). 
Es ist daher durchaus möglich, daß in einem Betrieb verschiedene Anlagen 
durch unterschiedliche Behörden (AI oder local authorities) kontrolliert wer- 
den. 

18 Es existieren lediglich Grenzwerte für Salz- und Schwefelsäure - heutzutage ir- 
relevante "Relikte” aus der frühen Alkali-Gesetzgebung. 
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gischen, betrieblichen und lokalen Situation individuell zu reagieren (Vogel 
1986: 76). Grundlage ist vielmehr ein Kontrollprinzip, was mit best practi- 
cable means (bpm) umschrieben wird. Für die Kontrolltätigkeit des AI er- 
geben sich daraus zwei generelle Leitlinien: "First of all, to prevent emis- 
sions, whether they come from chimneys or any other source in the factory. 
And, secondly, to ensure that any pollutants that are emitted do not cause a 
hazard or a nuisance" (Frankel 1978: 63). 

Eine inhaltliche Präzisierung des bpm-Prinzips und seiner Umsetzung 
durch Gesetze oder Rechtsprechung hat nicht stattgefunden (Knoepfel/ 
Weidner 1985: 141), was den Inspektoren des AI einen weiten Ermessens- 
pielraum einräumt: "The term 'practicable' has never been clearly defined; 
the Alkali Inspectorate itself was considered the sole judge as to whether the 
plants under its jurisdiction are employing the best practicable means of Con- 
trolling their emissions" (Vogel 1986: 79). Faktisch läuft die Definition je- 
doch darauf hinaus, daß lokale Bedingungen, der Stand der Technik sowie 
die Kosten der Kontrollmaßnahmen für den Betrieb gegeneinander abgewo- 
gen werden, wobei der ökonomischen Komponente eine große Bedeutung 
zukommt. 

M I have often said, and been critized for it, that if money were unli- 
mited, there would be few problems of air pollution control which 
could not be solved technically. (...) We have the technical know- 
ledge to absorb gases, arrest grit, dust and fümes, and prevent smoke 
formation. The reason why we still permit the escape of these pollu- 
tants is because economics are an important part of the Word 
'practicable'" (HM Alkali and Clean Air Inspectorate 1974: 12). 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß hinsichtlich der Emissionen 
von S0 2 und NO x vom AI aufgrund zu hoher Kosten für die Betriebe keine 
Vermeidungstechnologie als "practicable" betrachtet wird. Folgerichtig läßt 
der britische Regulierungsansatz nur die zweite Alternative zu, nämlich "to 
ensure that any pollutants that are emitted do not cause a hazard or a 
nuisance", was im Ergebnis eine "Politik hoher Schornsteine" bedeutete 
(Weidner 1987: 76). 

Der Chief Inspector legt nach Konsultationen mit Industrierepräsentanten 
getrennt nach Industriesektoren für jeden Prozeß sog. "presumptive Stan- 
dards " fest, die als " Notes on bpm " veröffentlicht werden. Diese Standards 
beinhalten Grenzwerte für diejenigen Substanzen, die unter die Kontrolle 
des AI fallen. Sie sind jedoch hinsichtlich rechtlichem Status und Verbind- 
lichkeit nicht mit gesetzlich fixierten Grenzwerten vergleichbar: "Although 
a Company s failure to comply with the limits may be used as evidence in va- 
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rious legal proceedings, the limits are not legally binding" (Vogel 1986: 77). 
"They are in an administrative and not in a legal document (Interview IEEP, 
Dez. 1991). Vielmehr dienen sie als Referenzpunkt zur Operationalisierung 
des bpm: Werden die Standards nicht überschritten, so wird davon ausge- 
gangen, daß die Betriebe das bpm-Prinzip ordnungsgemäß an wenden. Die 
" Notes on bpm " stellen eine Art Verhandlungsbasis für den District In- 
spector dar. Je nach lokalen Gegebenheiten darf er von den "presumptive 
Standards” abweichen, allerdings nur nach oben (McLoughlin 1982: 81ff). 
Für die Beurteilung der lokalen Situation, der sog. Hintergrundbelastung, 
haben die District Inspectors einen weiten Spielraum: "The concrete defini- 
tion of the degree of air pollution is left largely to the inspectors” (Weidner 
1987: 77). Die "Notes on bpm" werden etwa alle 10-15 Jahre überprüft und 
an neue technische und wissenschaftliche Entwicklungen angeglichen: 
"Accordingly, bpm (...) should be regarded as an elastic band that can be 
tightened as Science develops and places greater facilities in the hands of the 
manufacturer" (Alkali Inspector zit. nach Vogel 1986: 81). 

Für die Kontrolltätigkeit der lokalen Behörden sind die Clean Air Acts 
( CAAs j von 1956 und 1968 von entscheidender Bedeutung. Sie richten sich 
vor allem auf die Kontrolle von Rauch- und Partikelemissionen, die seit den 
zwanziger Jahren verstärkt vorangetrieben wurde (Ashby/ Anderson 1981: 
86ff). Letztlicher Auslöser für den Erlaß des Clean Air Act 1956 war die 
Smog-Katastrophe von 1952 in London 19 (Knoepfel/Weidner 1985: 43). 
Zentrales Kontrollinstrument der beiden Gesetze ist die Möglichkeit, sog. 
rauchfreie Zonen ("smokeless areas") auszuweisen, in denen nur rauchfreie 
Brennstoffe verwendet werden dürfen 20 . Dieses Instrument richtet sich vor 



19 Die Katastrophe forderte 4000 Tote. Einen Eindruck über die Ausmaße gibt 
auch folgende Passage aus Ashby /Anderson (1981: 104): "At Sadlers Wells 
theatre the oper La Traviata had to be abandoned after the first act, because the 
audience could not see the stage. " 

20 Die Emissionen von dunklem Rauch waren seit dem 18. Jahrhundert zuneh- 
mend zu einem Problem geworden. Zwar wurden mit den PHAs von 1875 und 
1891 den lokalen Behörden Kontrollinstrumentarien an die Hand gegeben, 
diese wiesen jedoch mehrere Defizite auf: So waren private Haushalte, die den 
größten Anteil der Emissionen verursachten, von den Regelungen ausgenom- 
men. Obwohl bereits zur damaligen Zeit Vermeidungsmaßnahmen möglich 
waren, scheiterte die Kontrolle der privaten Haushalte an kulturellen Wertvor- 
stellungen - die Gesellschaft wollte nicht auf das "open, pokeable, compa- 
nionable fire" (Ashby/ Anderson 1981: 64) verzichten. 1898 bildete sich eine 
erste Pressure Group, die Coal Smoke Abatement Society (CSAS), um die Be- 
seitigung der bestehenden Mißstände durchzusetzen. Der Wandel der öffentli- 
chen Meinung vollzog sich allerdings nur zögerlich. Hinzu kam, daß zwei 
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allem an die privaten Haushalte. Der Staat ersetzt ihnen 70% der Kosten, 
die durch eine Umstellung auf solche Brennstoffe entstehen. Die restlichem 
30% gehen zulasten der Kommunen (Weidner 1987: 83). Während der Ein- 
satz dieses Instruments den lokalen Behörden im CAA von 1956 noch frei- 
gestellt war, sieht der CAA von 1968 vor, daß die Zentralregierung den Di- 
stricts im Einzelfall vorschreiben kann, rauchfreie Zonen zu deklarieren. 
Von dieser Möglichkeit hat die Regierung bisher jedoch nicht Gebrauch ge- 
macht - "The British way to threaten" (Interview IEEP, Dez. 1991). 

Die Public Health Acts 1936/1961/1969 (PHAs) bieten den lokalen Be- 
hörden überdies eine subsidiäre Rechtsgrundlage, um gegen schädliche und 
belästigende Emissionen vorzugehen ("statutory nuisances"), die nicht durch 
spezialgesetzliche Regelungen abgedeckt sind (wie z.B. die Clean Air Acts) 
(Bennett 1979: 95). Problematisch bezüglich dieser Vorschriften ist aller- 
dings, daß sie kein präventives Vorgehen ermöglichen; ein Einschreiten ist 
erst dann möglich, wenn bereits eine Belästigung ("nuisance") eingetreten 
ist. Da der Nachweis im Einzelfall für die Behörde außerdem sehr schwierig 
zu fuhren ist, kommt diesen Gesetzen in der Praxis eine untergeordnete Be- 
deutung zu (McLoughlin 1982: 28f). 



3.2 Interaktionsmuster und Tauschprozesse 

Die Frage, inwieweit einem Mitgliedstaat durch supranationale Regelungen 
rechtliche und institutioneile Anpassungskosten auferlegt werden, hängt 
nicht nur von der Vereinbarkeit nationaler und europäischer Steuerungsin- 
strumente ab. Aus europäischen Regelungen können gleichzeitig auch Ver- 
änderungszwänge im Bereich der administrativen Interessenvermittlung und 
der Organisation staatlicher Aufgabenerfüllung hervorgehen, die - je nach 
Umfang - eher eine forcierende oder blockierende Haltung eines Mitglieds- 
landes begünstigen. Bezüglich der Luftreinhaltepolitik interessieren hierbei 
insbesondere die Beziehungen zwischen Regulierungsbehörden und Indu- 
strie, das Verhältnis zwischen zentraler und lokaler Kontrolle sowie die 
Einfluß- und Zugangsmöglichkeiten von Umweltverbänden. 



Weltkriege die Aktivitäten der CS AS unterbrachen. 1946 bzw. 1948 begannen 
einige lokale Behörden - trotz Bedenken der Zentralregierung, die das Angebot 
an rauchfreien Brennstoffen für nicht ausreichend hielt - mit der Ausweisung 
rauchfreier Zonen. Die Smog-Katastrophe von London 1952 schließlich war 
der entscheidende Faktor für weitere Maßnahmen der Regierung, die im CAA 
von 1956 mündeten. 
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3.2. 1 Regulierungsbehörden und Industrie: freundschaftlicher Dialog und 
Informalität 

Das generelle Verhältnis zwischen Regulierungsbehörden und Industrie im 
Bereich der Luftreinhaltepolitik kann als sehr kooperativ und vertrauensvoll 
charakterisiert werden. Dementsprechend beruht die Tätigkeit des AI vor- 
wiegend auf dem Einsatz "weicher” Steuerungsmittel: "British regulatory 
officials have pursued a consistent policy of close Cooperation with industry. 
They continue to rely more on persuasion and voluntary agreements and less 
on coercion than any other industrial democracy" (Vogel 1983: 89). 

Während seitens der Industrie ein hoher Grad an Vertrauen in die techni- 
sche Sachkompetenz und Urteilsfähigkeit der Inspektoren vorhanden ist, 
geht das AI umgekehrt davon aus, daß die Industrie selbst an der Reduktion 
von Emissionen interessiert ist, was eine Anwendung von Zwang überflüssig 
macht: "The Alkali Inspectorate 's relation to the manufacturer is more like 
that of a doctor getting the patient's Cooperation in treating a disease than of 
a policeman apprehending a culprit" (ebd.: 96). Begünstigt wird dieser ver- 
trauensvolle Umgang durch flexible Handlungsmöglichkeiten des AI, wel- 
ches bei der Auslegung des bpm einen hohen Ermessensspielraum hat, der 
weder durch übergeordnete Behörden noch durch die Gerichte überprüft 
wird - "every inspector can make his own little policy" (Interview CBI, Sept. 
1991): "Although the law does not appear to say so explicitly, 'best practi- 
cable means' is generally interpreted as 'best practicable means to the satis- 
faction of the Alkali Inspectorate"' (RCEP 1976: 23). 

Das kooperative Verhältnis zwischen AI und Industrie manifestiert sich in 
zahlreichen Konsultationen auf jeder Stufe des Regulierungsprozesses (von 
der Festlegung der "presumptive limits" bis zur individuellen Umsetzung im 
Einzelfall), obwohl dahingehend für das AI keinerlei gesetzliche Verpflich- 
tungen bestehen. Wie diese Zusammenarbeit für die Bestimmung der 
"presumptive limits" aussieht, verdeutlicht die folgende Aussage eines Chief 
Inspectors (zit. nach Hill 1983. 90f): 

"Working parties and discussion groups are set up, consisting of the 
representatives of industry, its research Organization, if any, and the 
Inspectorate. (...) The Chief Inspector makes the final decision on 
any Standards (...) but this only follows mutual discussions with 
industry representatives. (...) Frequent, usually annual meetmgs are 
held between trade associations and the Inspectorate to note 
progress, discuss new technology, review research and development 
and generally reassess situations with the object of gaining further 
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improvements and possibly getting together Standard requirements 
for bpm M . 

Entsprechend dieser Regulierungsphilosophie, die Überzeugung und Ko- 
operation vor Konfrontation stellt, sind Gerichtsverfahren sehr selten: 
"Prosecutions are used only when considered necessary, which is usually 
where has been a flagrant breach of requirements" (McLoughlin 1982: 87). 
Im übrigen sind eventuelle Strafen relativ niedrig. 

Sowohl für das AI als auch für die Industrie ist es "rational", das bpm- 
Prinzip auf diese Weise zu implementieren. Das AI ist angesichts seines ge- 
ringen Sanktionspotentials auf die Kooperation der Industrie angewiesen 
(Vogel 1986: 83). Dies ergibt sich zunächst aus der relativ schwachen Stel- 
lung der Behörde gegenüber industriellen Interessen im politisch-admini- 
strativen System. So wurde das AI durch den HS WA 1974 in die HSE inte- 
griert, die relativ enge Beziehungen zur Industrie pflegt (Boehmer-Christi- 
ansen/Skea 1991: 160). Auch die Umweltabteilung des DoE, mit der das AI 
weiterhin zusammenarbeitete, verfugte gegenüber anderen Ministerien, die 
enge Verbindungen zur Industrie haben, über geringen Einfluß im politi- 
schen Prozeß. Zu nennen sind hierbei insbesondere das DTI, "[which, d. 
Verf. ] has an interest in the costs of environmental Controls and their impact 
on the competitiveness of British industry", und das DEn, "[which, d. Verf.] 
has held responsibility for 'Sponsoring' the nationalized energy industries" 
(ebd.: 111). 

Hinzu kommt, daß aufgrund des weiten Ermessensspielraumes bei der 
Definition von bpm im Einzelfall eine eindeutige Festlegung nur im Rah- 
men eines gegenseitigen Aushandlungsprozesses möglich ist. Insbesondere 
hinsichtlich der finanziellen Komponente des bpm-Prinzips sind die Inspek- 
toren des AI von Angaben der Betriebe abhängig. Insgesamt bedeutet diese 
Situation für das AI, daß es - um seine Position im Netzwerk zu stabilisieren 
und seinen Einfluß auf die "policy outcomes" zu sichern - das Vertrauen und 
die freiwillige Mitarbeit der Industrie benötigt. Dies wird im wesentlichen 
durch die umfassenden Konsultationen und eine sehr restriktive gerichtliche 
Verfolgung bei Rechtsverstößen 21 erreicht: "An aggressive policy of con- 
frontation, involving prosecution for every lapse, would destroy this basis of 
Cooperation; it would harden attitudes and dispose industry to resist the im- 
position of costly programs for pollution abatement" (RCEP 1976: 72). Zahl- 
reiche Gerichtsverfahren würden im übrigen nicht nur ein schlechtes Licht 



21 Zwischen 1920 und 1966 leitete das AI beispielsweise nur zwei Gerichtsver- 
fahren gegen Industriebetriebe ein (Vogel 1986: 88). 
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auf die Industrie werfen, sondern gleichzeitig eine erfolglose Regulierungs- 
tätigkeit des AI verdeutlichen (Vogel 1986: 87). 

Andererseits ist es jedoch auch für die Industrie von Nutzen, die stabilen 
Austauschbeziehungen zum AI zu erhalten. Denn durch die Konsultations- 
und Aushandlungsprozesse ist es möglich, die Entscheidung einzelfallori- 
entiert zu beeinflussen. Eine Konfrontation mit dem AI würde zwar rein 
rechtlich eher geringe Konsequenzen nach sich ziehen, hätte aber Auswir- 
kungen auf die Dauer des Verfahrens, was für die Industrie - falls sie unmit- 
telbar von der Erteilung einer Genehmigung abhängig ist 22 - mit Kosten 
und möglichen Wettbewerbsnachteilen verbunden sein kann. Gleichzeitig 
birgt eine konfliktorientiertere Vorgehensweise für die Industrie das Risiko, 
daß das flexible bpm-Prinzip langfristig von detaillierten Vorgaben (etwa 
gesetzlich fixierten Emissionsstandards) und einer restriktiveren Verwal- 
tungspraxis abgelöst wird, was ihren Einfluß innerhalb des Netzwerkes 
schmälern könnte. "It is the ability to take responsibility and give quick de- 
cisions which pleases industry in its negotiations with the inspectorate. (...) 
Industry will pay for time saved (...) and is prepared to accept tougher de- 
cisions than it might otherwise gain from protracted argument" (Industrie- 
vertreter zit. nach Vogel 1986: 86). 

Auch die lokalen Behörden bevorzugen im Umgang mit der Industrie ei- 
nen eher kooperativen Stil. Gunningham (1974: 73) führt an, daß die lokale 
Ebene gegenüber der Industrie sehr kooperationsbereit ist, um Industrie- 
standorte und Arbeitsplätze zu erhalten: "Local authorities are unwilling to 
pressurise too much for fear that they will go elsewhere". Diese Einschät- 
zung manifestiert sich in der relativ geringen Zahl von Gerichtsverfahren, 
die von den Kommunen sowohl gegenüber der Industrie als auch Privatper- 
sonen eingeleitet werden 23 . Viele lokalen Behörden schöpfen ihre rechtli- 
chen Möglichkeiten nach dem CAA nicht voll aus: "Local authorities exer- 
cise considerable discretion in determining how strictly to use it" (Vogel 
1986: 77). Auch Verfahren nach dem PHA sind äußerst selten, was vor al- 
lem durch den schwierigen Nachweis im Einzelfall bedingt ist 24 . 



22 Ein Hinauszögem des Genehmigungsprozesses kann umgekehrt gerade dann 
im Interesse der Industrie liegen, wenn sie für den Betrieb einer Anlage nicht 
auf die vorherige Genehmigung angewiesen ist, da aus dem Genehmigungspro- 
zeß eventuell zusätzliche Auflagen hervorgehen können. 

23 Zwischen 1970 und 1974 bewegte sich die Zahl der von lokalen Behörden ge- 
genüber der Industrie eingeleiteten Gerichtsverfahren zwischen 50 und 133 
jährlich (Vogel 1986: 88). 

24 Der Betrieb kann sich entlasten, wenn er nachweist, bpm beachtet zu haben 
(McLoughlin 1982: 65). 
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3.2.2 Lokale Kontrolle im Verhältnis zum Zentralstaat: hohe 

Implementationsautonomie versus fehlende Kompetenzen 

In ihrem Verhältnis zum Zentralstaat verfügen die Kommunen bei der Im- 
plementation der gesetzlichen Vorgaben über ein relativ hohes Maß an 
Autonomie: "As far as day-to-day pollution control activities are concerned, 
central government merely gives local authority a frame-work within which 
there is considerable scope for Creative implementation" (Hill 1983: 94). Es 
gibt keine institutioneilen Kontroll- und Unterweisungsmechanismen von 
der zentralen zur lokalen Ebene. Die Zentralregierung verfügt nur über in- 
formelle Steuerungsmöglichkeiten, wie z.B. Rundschreiben zur Berechnung 
der erforderlichen Schornsteinhöhe, die jedoch keinerlei Verbindlichkeit ha- 
ben (Knoepfel/Weidner 1985: 181). Eingriffe sind lediglich in Ausnahme- 
fallen vorgesehen: "The harshest measure which the central administration 
has at its disposal is the ability to 'call in' the approval process, placing it 
under its immediate supervision" (Weidner 1987: 84). Ein Problem für die 
Kommunen ist es hingegen, daß sie relativ geringe Kompetenzen zur Kon- 
trolle industrieller Emissionen haben. Es stehen keine präventiven Regu- 
lierungsinstrumente zur Verfügung. So erfordert die Einleitung von Verfah- 
ren nach dem Richterrecht bzw. dem PHA, daß eine Belästigung bereits ein- 
getreten ist. 

Auch kommt es vielfach zu Koordinationsproblemen zwischen zentra- 
ler und lokaler Ebene, wenn durch Industriebetriebe, die unter der Kon- 
trolle des Al stehen, auf lokaler Ebene Belästigungen hervorgerufen werden, 
ln solchen Fällen haben die "local authorities" wenige Eingriffsmöglichkei- 
ten. Der Control of Pollution Act (CPA) von 1974 sieht zwar vor, daß die 
Environmental Health Officers Betriebe dieser Art betreten und Messungen 
vornehmen können, es dürfen jedoch nur solche Meßdaten an die Öffent- 
lichkeit gegeben werden, die auch das AI erhält. Überdies können die Be- 
triebe beim Umweltminister Einspruch erheben, wenn durch diese Maß- 
nahmen außergewöhnliche Kosten entstehen, die Daten nicht sofort verfüg- 
bar sind, öffentliche Interessen entgegenstehen oder Betriebsgeheimnisse 
tangiert werden. Einschränkend wirkt weiterhin, daß die Kommunen in der- 
artigen Situationen verpflichtet sind, ein Konsultationskomitee einzurichten, 
in dem die örtliche Industrie und das AI vertreten sind. Aufgrund dieser re- 
striktiven Bedingungen werden die gesetzlichen Möglichkeiten von den 
wenigsten Behörden genutzt (Knoepfel/Weidner 1985: 159f; Frankel 1978: 
68). All diese Faktoren verdeutlichen eine fehlende Kompetenzausstattung 
der lokalen Ebene, die dadurch nicht in der Lage ist, auf Klagen aus der Be- 
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völkerung, die sie gewöhnlich zuerst erreichen, mit entsprechenden Maß- 
nahmen und Informationen zu reagieren. 



3.2.3 Die fehlenden Zugangschancen von Umweltverbänden: 

"Nanny knows best ” 

Bereits erwähnt wurden die institutioneilen Besonderheiten des britischen 
Regierungssystems, welche die Möglichkeiten für Umweltorganisationen, 
politische Initiativen im unitarischen Staat zu generieren, weitgehend redu- 
zieren. Die mangelnde Vielfalt politischer Bühnen, das Mehrheitswahl recht 
und die untergeordnete Bedeutung der Gerichte machen den Erfolg von 
umweltpolitischem Lobbying letztendlich davon abhängig, ob die Umwelt- 
verbände von der Regierung in die entsprechenden Konsultationsprozesse 
miteinbezogen werden. Dies wiederum setzt voraus, daß sie ihre Forderun- 
gen in politisch akzeptabler Form gestalten und ihr Verhalten an den beste- 
henden institutioneilen und kulturellen Spielregeln ausrichten (Grove- White 
1992). Die geringen und an sehr spezifische Bedingungen geknüpften Ein- 
flußchancen von Umweltverbänden gelten jedoch nicht nur im Bereich der 
Politikformulierung. Auch bei der Implementation luftreinhaltepolitischer 
Maßnahmen ist ihr Einflußpotential überaus gering. 

Dies läßt sich vor allem auf die enge Kooperation zwischen Regulierungs- 
behörden und Industrie zurückführen. Sie erlaubt kaum Möglichkeiten ef- 
fektiver Partizipation für andere Akteure. Vielmehr erfolgt die Implemen- 
tation der britischen Luftreinhaltepolitik in "family-like (...) close-knit 
groups of experts proud of their traditions and the trust placed in them by 
the public", schreibt O'Riordan (1979: 239) und David Vogel fügt hinzu: 

M Both the negotiations between the Alkali Inspectorate and trade as- 
sociation officials to determine the best practicable means for each 
industrial process and the actual enforcement of the presumptive 
limits that are established take place strictly in private [Hervorh. d. 

Verf.]. (...) At the local level, environmental health departments are 
required to get the approval of committees of elected representatives 
before taking legal action against a Company, but there is no re- 
quirement that these discussions take place in public. As a result, the 
opportunities that environmental pressure groups enjoy to influence 
the control of pollution in Britain are extremely limited” (1986: 92). 

Diese generelle Informalität und Abschottung nach außen, die das briti- 
sche Regulierungssystem umgibt, zeigt sich am deutlichsten an der extrem 
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restriktiven Informationspolitik des AI gegenüber der Öffentlichkeit. Diese 
Politik, zu der rein rechtlich keinerlei Verpflichtung bestand, wurde durch 
den HS WA 1974 gesetzlich verankert. Danach ist es dem Inspectorate ver- 
boten, Emissionsdaten registrierter Betriebe ohne deren Erlaubnis an die Öf- 
fentlichkeit zu geben (Frankel 1978: 67). Der HS WA fixierte somit die oh- 
nehin seit Jahren etablierte Verwaltungspraxis des AI, welche den Journali- 
sten John Tinker zu der Aussage veranlaßte: "In Britain, today, data on en- 
vironmental emissions are guarded more closely than militarical blueprints" 
(1972: 530) 25 . 

Nach Ansicht des AI sind solche Daten für die Öffentlichkeit wenig aus- 
sagekräftig: "I am a great believer in informing the public, but not in giving 
them figures they can't interpret. You would get amateur environmental ex- 
perts and university scientists playing around with them. People can become 
scared of figures, they can get the wind up" (Chief Inspector, zit. nach Tin- 
ker 1972: 533). Die restriktive Informationspolitik der Kontrollbehörden 
reduziert zwangsläufig die Einflußmöglichkeiten von Umweltorganisationen 
auf die Implementationspraxis der britischen Luftreinhaltepolitik. "Everybo- 
dy says [the inspectors are, d. Verf ] very good, but how can we teil if they 
don't publish the figures?", so der Direktor von FoE (zit. nach Vogel 1986: 
97). 

Trotz dieser geringen Transparenz des Regulierungssystems manifestiert 
sich aus der breiten Öffentlichkeit kein signifikanter Druck, die bestehenden 
Arrangements zu ändern: "There is in Britain today no significant domestic 
pressure to change the way British pollution-control policy is either made or 
enforced. Complaints about pollution tend to focus on particular sources, not 
on the System of regulation itself * (Vogel 1986: 101). Dieses fehlende Kon- 
fliktpotential ist letztlich auf zwei Faktoren zurückführbar: Einerseits sind 
die Regulierungsbehörden in der Öffentlichkeit relativ unbekannt - "most 
people in the United Kingdom have never heard of the Alkali Inspectorate" 
(ebd ); auf der anderen Seite wurden innerhalb der letzten 30 Jahre durchaus 
Erfolge erzielt - vor allem hinsichtlich der Emissionen von "dunklem 
Rauch": "In general air pollution is not regarded as a serious problem by the 
public and there is little public anxiety about it, perhaps because the single 
most visible component of air pollution - smoke - has declined" (Perry 1981: 
135). 



25 Die Geheimhaltungspolitik des AI geht sogar soweit, daß selbst die Namen von 
Firmen, die offenkundig gegen die Vorschriften verstoßen haben, nicht im Jah- 
resbericht des AI erwähnt werden. Es wird lediglich die Branchenzugehörig- 
keit angegeben, z.B. "ein Metallverarbeitungsbetrieb" (Vogel 1986: 93). 
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4 Staatliche Dimensionen in der britischen 

Luftreinhaltepolitik: Tradition und institutionelle 
Kontinuität 

Die institutionellen und instrumenteilen Voraussetzungen, nach denen sich 
die Art und Form staatlicher Intervention in der britischen Luftreinhaltepo- 
litik bestimmt, sind weitgehend konsistent mit den Ausprägungen des tra- 
ditionellen britischen Staatsverständnisses, welche in Kapitel 1 dargestellt 
wurden. Das britische Staatsverständnis, nach dem öffentliche Aktivität 
nicht zweckgerichtetem staatlichen Handeln entspringt, sondern der Kon- 
kurrenz gesellschaftlicher Gruppen, die ihre Interessen in den politischen 
Prozeß einbringen, legt die Beteiligung privater Akteure - wie etwa der In- 
dustrie im Bereich Luftreinhaltung - an Politikformulierung und Implemen- 
tation nahe. Unterstützt wird ein solches Vorgehen durch das britische 
Rechtssystem, welches seinen Schwerpunkt in prozeduralen Regelungen hat 
und wenige 'harte' Entscheidungskriterien enthält. Dies führt oft zu einem 
Aushandlungsprozeß zwischen Regulierenden und Regulierten, Konsens 
wird wichtiger als Zwang. Das bpm-Prinzip, welches auf ebensolchen Ver- 
handlungen basiert, entspricht dieser Tradition, zumal ihm gesetzlich fixier- 
te Standards als Entscheidungskriterium fremd sind. 

Auch führt der wenig kodifizierte Charakter des britischen Rechts eher zu 
informellem Verwaltungshandeln, was an der Beziehung zwischen AI und 
Industrie deutlich zum Ausdruck kommt. Die britische Verwaltungstradition 
spielt in diesem Zusammenhang ebenfalls eine wichtige Rolle. Der briti- 
schen Verwaltung wird seitens der Öffentlichkeit großes Vertrauen in ihre 
Neutralität und Loyalität entgegengebracht, was sie traditionsgemäß zu in- 
formellem und nach außen abgeschottetem Handeln nutzt. Insofern reflek- 
tiert das Verhalten des AI weitgehend die allgemeine Praxis der britischen 
Verwaltung. Zwar entsprechen die Inspektoren mit ihrer speziellen techni- 
schen Ausbildung nicht unbedingt dem Idealtypus des britischen Civil Ser- 
vant (Generalist, hohe interne Mobilität), profitieren aber letztlich vom ge- 
nerellen Vertrauen der britischen Bevölkerung in die öffentliche Verwal- 
tung, zu der das AI ebenfalls zählt. 

Die heutige Implementationspraxis ist darüber hinaus nachhaltig durch 
institutioneile Strukturen geprägt, die sich in der Phase der Netzwerkentste- 
hung - des sog. "Institutional watershed [Hervorh. d. Verf.]" (Skowronek 
1982) - herausbildeten und im Lauf der Zeit stabilisiert haben (Krasner 
1988: 90). Seit etwa 1830 verzeichnete die Alkali Industrie in Großbritan- 
nien enorme Wachstumsraten. Diese Werke produzierten Soda, welches zur 
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Herstellung von Seife, Glas und Textilien verwendet wurde. Der Produk- 
tionsprozeß verursachte hohe Emissionen von Salzsäure, welche katastro- 
phale Auswirkungen auf landwirtschaftliche Nutzflächen hatten. Dies führte 
zu verstärktem politischen Druck durch die relativ einflußreichen Landei- 
gentümer und Großgrundbesitzer. Ergebnis dieser Entwicklung war der Al- 
kali Act 1863, der vorsah, daß jeder Betrieb seine Salzsäure-Emissionen um 
95% reduzieren mußte. Die Art der Vermeidungstechnologie wurde nicht 
vorgeschrieben. Zur Implementation des Gesetzes erfolgte die Bildung einer 
zentralen Behörde, welche entsprechend der zu kontrollierenden Betriebe 
Alkali Inspectorate genannt wurde. Der erste Inspektor, der Chemiker Ro- 
bert Angus Smith, und seine vier Assistenten begannen ihre Tätigkeit unter 
relativ ungewissen Voraussetzungen: 

"It is not difficult to imagine the obstacles Smith had to overcome. 

An isolated govemment official based in Manchester, with very little 
backing or guidance from his employers in Whitehall, (...) empo- 
wered to control emissions from a great and flourishing industry. His 
only hope was to secure the confidence and co-operation of the 
factory owners. One tactless letter, one injudicious prosecution for 
infringement of the Alkali Act - and Smith would have had the whole 
alkali industry ganged up against him. (...) He had no precedent for 
what he had to do M (Ashby /Anderson 1981: 25f). 

Smith konnte sehr bald Erfolge vorweisen und das Vertrauen der Industrie 
gewinnen, nicht zuletzt dank seines kooperativen Regulierungsstils, der auf 
"advice and friendly admonition" (ebd.: 27) beruhte, aber auch aufgrund der 
Tatsache, daß die Emissionskontrolle der Industrie sogar ökonomische Vor- 
teile brachte: Smith hatte eine Recycling-Methode entwickelt, die den wie- 
deraufbereiteten Abfall für die Unternehmer letztendlich wertvoller machte, 
als das eigentliche Produkt (Vogel 1986: 240). Der Alkali Act von 1874, der 
weitere Prozesse unter die Kontrolle des AI stellte, sah erstmals das bpm- 
Prinzip vor. Unter Smiths Nachfolger Alfred Fletcher, der den kooperations- 
orientierten und vertrauensvollen Umgang mit der Industrie weiterent- 
wickelte, wurde das bpm-Prinzip zur vorherrschenden Kontrollphilosophie: 
"For my part I feel it to be more binding than a definitive figure, even if that 
could be given, because it is an elastic band, and may be kept always tight as 
knowledge of the methods of supressing the evils complained of increases" 
(Fletcher, zit. nach Ashby/ Anderson 1981: 40). 

Damit war eine Basis geschaffen, die bis in die späten achtziger Jahre die 
Implementation der britischen Luftreinhaltepolitik determinierte. Begünstigt 
wurde das Verhältnis zwischen AI und Industrie daneben durch spezifische 
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Werthaltungen innerhalb der britischen Industrie, die weitgehend durch die 
Kultur und Tradition der viktorianischen Gesellschaft geprägt waren. Diese 
bewirkten, daß in der Industrie eine Verantwortung für die Gesellschaft ins- 
gesamt vorhanden war, und damit verbunden die Bereitschaft, zugunsten 
des Allgemeinwohls gewisse soziale und politische Einschränkungen hinzu- 
nehmen: "Over the last Century, British business elites have proved far more 
willing to accept a whole ränge of social and political constraints than have 
their counterparts in the United States" (Vogel 1986: 248). Diese Werthal- 
tungen innerhalb der britischen Industrie erleichterten die Herausbildung 
eines kooperativen, informellen Regulierungsstils, da seitens der Öffentlich- 
keit sowohl die Industrie als auch der Civil Service als "gentlemen desirous 
of doing what is right" (Ashby/ Anderson 1981: 28) betrachtet wurden. 

Desweiteren reflektiert sich die inkrementale und stabile Entwicklung der 
britischen Luftreinhaltepolitik, die sich insbesondere an der langen Tradi- 
tion des AJ und der graduellen Anpassung des bpm-Prinzips manifestiert, in 
der generellen Kontinuität staatlicher Institutionen, deren Evolution in 
Großbritannien relativ graduell und gleichförmig erfolgte. Begünstigt wird 
dieser Effekt durch die Tatsache, daß dem Land seit der Besetzung durch die 
Normannen keine fremden Institutionen aufoktroyiert wurden. Auch das 
Rechtssystem ist durch seine Orientierung an vorhergehenden Präzedenzfäl- 
len auf Kontinuität aufgebaut (ebd.: 21). Symptomatisch für den Wandel 
britischer Institutionen ist beispielsweise die Tatsache, daß eine der größten 
Neuerungen der britischen Luftreinhaltepolitik, der CAA 1956, erst nach 
extensiven Verhandlungen verabschiedet wurde, die einen Zeitraum von 
über 35 Jahren in Anspruch nahmen (Vogel 1986: 271). 

Betrachtet man zusammenfassend die britische Luftreinhaltepolitik, wie 
sie sich zu Beginn der achtziger Jahre präsentierte, so ergibt sich das Bild 
einer informellen, nach außen abgeschotteten Aushandlungspraxis, die die 
Anforderungen für Maßnahmen zur Emissionsvermeidung nicht an allge- 
meingültigen Emissionsgrenzwerten, sondern an der lokalen Umweltsitua- 
tion und der ökonomischen Belastbarkeit des jeweiligen Betriebes festmacht. 
Die individuelle Festlegung der Kontrolltechnologie - das bpm - erfolgt im 
Rahmen eines kooperativen und vertrauensvollen Dialogs zwischen Regulie- 
rungsbehörden und Industrie, der für die Öffentlichkeit angesichts der re- 
striktiven Informationspolitik der Regulierungsbehörden kaum nachvoll- 
ziehbar ist. Dies erschwert effektive Einflußnahmen durch die Umweltor- 
ganisationen, welche durch die institutioneilen Besonderheiten des briti- 
schen Regierungssystems ohnehin begrenzte Zugangschancen besitzen. 
Angesichts der Dominanz "weicher" Regulierungsinstrumente sind Ge- 
richtsverfahren äußerst selten; vielmehr ist das Bestreben typisch, Konfron- 
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tationen zu vermeiden, um das vertrauensvolle Klima nicht zu gefährden. 
Die lokalen Behörden, die für alle technisch weniger komplizierten indu- 
striellen Prozesse zuständig sind, verfügen im Gegensatz zum AI über kei- 
nerlei präventive Regulierungskompetenzen. Ein Einschreiten ist für sie erst 
dann möglich, wenn bereits Schäden oder Belästigungen eingetreten sind. 
Lediglich im Hausbrandbereich haben sie mit dem Instrument der 
"smokeless areas" weitreichende Möglichkeiten zur Eindämmung privater 
Rauchemissionen. 



Tabelle 6: Britsche Luftreinhaltepolitik zu Beginn der achtziger Jahre 

- Dimensionen von Staatlichkeit - 



Problezmlösungs- 

philosophie 


- Qualitätsorientierung 

- wissenschaftliche Kausalität 

- ökonomische Verhältnismäßigkeit 


Steuerungsinstru- 
mente und recht- 
liche Regeln 


- Best Practicable Means (bpm) 

- prozedurales Recht, "weiche Steuerung" 

- Flexibilität 

- geringes staatliches Sanktionspotential 


administrative 

Interessen- 

vermittlung 


- Staat-Industrie: 

- enge Kooperation 

- konsensuales Bargaining 

- Informalität 

- Rolle von Umweltverbänden: 

- kein Zugang zu Implementation 
aufgrund Abschottung und "Secrecy" 

- geringe Möglichkeiten zur Gene- 
rierung politischer Initiativen 
aufgrund institut. Merkmale des brit. 
Regierungssystems 


Staatsaufbau und 
staatliche Orga- 
nisation 


- Zweiteilung der Regulierungsaufgaben 
zwischen zentraler und lokaler Ebene 

- hohe Autonomie bei Implemenation, 
jedoch insgesamt geringe 
Kontrollkompetenzen für Kommunen 
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Die Regulierungspraxis im Bereich der Luftreinhaltepolitik wird nachhaltig 
geprägt durch den institutioneilen Hintergrund der britischen Staats- und 
Verwaltungstradition, die eher konsensuales Bargaining anstelle einer klas- 
sischen ordnungsrechtlichen "Top-Down M -Regulierung begünstigt. Auch die 
Phase der Netzwerkentstehung hatte entscheidenden Einfluß auf die heutige 
Praxis. Das bpm-Prinzip entwickelte sich so vor dem Hintergrund einer über 
100jährigen institutioneilen Tradition zum zentralen Policy-Instrument der 
britischen Luftreinhaltepolitik. Seine Elemente spiegeln darüber hinaus die 
grundlegenden Merkmale der britischen Problemperzeption wider. Die Be- 
rücksichtigung der lokalen Umweltqualität sowie die Kosten/Nutzen-orien- 
tierte Betrachtungsweise im Rahmen des bpm sind zentrale Bestandteile die- 
ser Philosophie. Diese traditionellen Ausprägungen britischer Luftreinhalte- 
politik wurden im Laufe der achtziger Jahre mit zwei grundlegenden Her- 
ausforderungen konfrontiert: dem Anpassungsdruck europäischer Regulie- 
rungen und der Bemühungen der Thatcher-Regierung zur Neustrukturie- 
rung des britischen Staates. Das Zusammenspiel dieser Faktoren manife- 
stiert sich sowohl in den britischen Verhandlungspositionen im suprastaatli- 
chen Entscheidungsprozeß als auch in den staatlichen Transformationen, die 
sich in der Luftreinhaltepolitik auf nationaler Ebene beobachten lassen. In 
den achtziger Jahren begünstigten suprastaatliche Anpassungszwänge und 
neokonservative Ziele zunächst eine britische Blockadehaltung bei der Fort- 
entwicklung der europäischen Luftreinhaltepolitik. 
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4. Kapitel 

Internationaler Druck und Britische Blockade: 
"The Dirty Man of Europe" 



Wenngleich die Anfänge einer eigenständigen europäischen Luftreinhalte- 
politik weit in die siebziger Jahre zurückreichen, läßt sich erst ab den acht- 
ziger Jahren eine eindeutige strategische Orientierung im Bereich stationä- 
rer Quellen ausmachen. Zwar enthielten auch frühere Aktionsprogramme 
bereits klare langfristige Zielvorgaben, konkrete Regelungen hierzu konzen- 
trierten sich jedoch zunächst auf die Emissionen mobiler Quellen. Die 
wachsende Regulierungstätigkeit der EU blieb nicht ohne Auswirkungen auf 
die britische Verhandlungsposition im suprastaatlichen Entscheidungspro- 
zeß, die - gemäß der eingangs formulierten Hypothesen - vor allem durch 
drei Ziele geleitet wird: der Minimierung rechtlicher und institutioneller 
Anpassungskosten, der Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen für die 
nationale Industrie und der Sicherung administrativer Verhandlungsmacht 
gegenüber wirtschaftlichen Interessen. Insbesondere die strategische Umori- 
entierung der Kommission von einer qualitäts- hin zu einer emissionsbezo- 
genen Vorgehensweise schien diesen Zielen nicht zu entsprechen: So lehn- 
ten die Briten, die sich bisher in den Verhandlungen eher neutral und passiv 
gezeigt hatten, die neue emissions- und technikorientierte Strategie der 
Kommission kategorisch ab und blockierten entsprechende Richtlinienvor- 
schläge im Ministerrat. 

Begünstigt wurde diese Haltung durch die politikfeldspezifischen Beson- 
derheiten, die in Großbritannien im Bereich der Luftreinhaltung relevant 
sind, und die politikfeldübergreifenden Effekte, die sich aus den Thatcheri- 
stischen Bestrebungen zur Neustrukturierung des Staates ergaben. Die Ver- 
haltensmuster der Mitgliedstaaten im suprastaatlichen Entscheidungsprozeß 
werden jedoch nicht nur von den typischen Merkmalen und Prozessen der 
nationalen Policy-Netzwerke geprägt. Vielmehr sind für die Durchsetzung 
nationaler Interessen im regulativen Wettbewerb auch die Besonderheiten 
des suprastaatlichen Netzwerks von zentraler Bedeutung. Die institutionei- 
len und rechtlichen Rahmenbedingungen europäischer Politik sowie typi- 
sche Interaktionsmuster zwischen nationalen, intergouvernementalen und 
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korporativen Akteuren sind hierbei entscheidende Bestimmungsfaktoren für 
die mitgliedstaatliche Verhandlungsposition. 



1 Anfänge einer europäischen Umweltpolitik: 
Maßnahmen und Institutionen 

Die europäische Umweltpolitik war bis zur Verabschiedung der EEA 1986 
kein vertragsmäßig verankertes Handlungsfeld der EU. Die Kommission 
mußte daher ihre Maßnahmenvorschläge in diesem Bereich mit anderen - in 
den Römischen Verträgen erwähnten - Zielen rechtfertigen. Trotz dieser 
Einschränkungen bildete sich eine eigenständige europäische Umweltpolitik 
heraus, deren übergeordnete Strategien in mehreren Aktionsprogrammen 
verankert wurden. Im Bereich der Luftreinhaltepolitik zeichnete sich zu 
Beginn der achtziger Jahre eine qualitätsorientierte Vorgehensweise der 
Kommission ab. Die konkrete Ausgestaltung entsprechender Regelungen 
wurde jedoch durch institutionelle Besonderheiten des europäischen Ent- 
scheidungsprozesses (insbesondere das Einstimmigkeitsprinzip im Minister- 
rat) erschwert, welche meist nur Maßnahmen auf dem kleinsten gemeinsa- 
men Nenner ermöglichten. 



1.1 Institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen 

Die institutioneilen und rechtlichen Rahmenbedingungen des supranationa- 
len Entscheidungsprozesses ergeben sich im wesentlichen aus der formalen 
Definition der Aufgaben und Kompetenzen von Gemeinschaftsorganen, 
welche im Rahmen der Römischen Verträge erfolgt ist. Überdies sind für die 
Ausgestaltung europäischer Rechtsakte gewisse Besonderheiten von Bedeu- 
tung, die dem supranationalen Charakter der Gemeinschaft entspringen. 
Insbesondere die Tendenz zu eher abstrakten Rahmenvorgaben, die dann 
von den Mitgliedstaaten - innerhalb eines gewissen Spielraums - interpre- 
tiert werden können, ist hierbei zu erwähnen. 



1.1.1 Die Organe der EU und ihre Funktionen 

Mit den Römischen Verträgen haben die Mitgliedstaaten der EU als Inhaber 
gemeinschaftlicher Hoheitsgewalt die Wahrnehmung von Gemeinschafts- 
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aufgaben und der an die EU abgetretenen Rechte auf vier Hauptorgane über- 
tragen: die Kommission, den Ministerrat, das Europäische Parlament (EP) 
und den Europäischen Gerichtshof (EuGH). Während Kommission und 
Ministerrat legislative und exekutive Funktionen wahrnehmen und das EP 
Mitentscheidungs- und Kontrollrechte ausübt, obliegt dem EuGH die 
Rechtskontrolle bei der Auslegung und Anwendung des Gemeinschafts- 
rechts (Ebers 1989: 358). 

Die Aufgaben der Kommission umfassen im wesentlichen drei Komplexe: 
Initiativ-, Kontroll- und Exekutivaufgaben (Weidenfeld/Wessels 1992: 247). 
Zu den Initiativaufgaben zählt die Planung und Ausarbeitung von Vorschlä- 
gen für Ratsbeschlüsse. Ohne einen Vorschlag der Kommission kann der 
Ministerrat (mit wenigen Ausnahmen) keine Rechtsakte beschließen; die 
Kommission besitzt das Vorschlagsmonopol. Die Kontrollaufgaben der 
Kommission beziehen sich darauf, die Einhaltung des primären und sekun- 
dären Gemeinschaftsrechts zu überwachen. Ersteres umfaßt die Verträge, 
die den Gemeinschaften zugrundeliegen, das sekundäre Gemeinschaftsrecht 
ist das von den Gemeinschaftsorganen geschaffene Recht. Zur Erfüllung 
ihrer Kontrollfunktion kann die Kommission in den Mitgliedstaaten alle er- 
forderlichen Auskünfte einholen und Nachforschungen anstellen. Die Mit- 
gliedstaaten haben gegenüber der Kommission weitgehende Informations- 
pflichten. Stellt die Kommission einen Verstoß gegen gemeinschaftsrechtli- 
che Pflichten fest, so kann sie beim EuGH ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Mitgliedsländer oder andere Gemeinschaftsorgane anstrengen. Die 
Exekutivaufgaben schließlich umfassen die Vertretung der Gemeinschaft 
nach außen bei privatrechtlichen und völkerrechtlichen Verhandlungen so- 
wie die Verwaltung der EU-Haushalte und der verschiedenen Fonds (Ebers 
1989: 358f; Woyke 1984: 365). 

Der Kommission gehören 17 Kommissare an, die von den Regierungen 
der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt werden. Un- 
terhalb der Ebene der Kommissare hat sich ein eigener Verwaltungsunter- 
bau entwickelt, der mehrere Generaldirektionen und Sonderdienste umfaßt, 
welche wiederum in verschiedene Direktorate und Abteilungen untergliedert 
sind (Harbrecht 1978: 75fif). Die Kommission wird bei der Vorbereitung ih- 
rer Gesetzesinitiativen durch über 1000 ständige und nichtständige Aus- 
schüsse unterstützt, die koordinierende und beratende Funktionen ausüben. 
Sie setzen sich meist aus europäischen und nationalen Beamten, privaten 
Sachverständigen und Vertretern verschiedener Interessengruppen zusam- 
men (Schmitt von Sydow 1980: 131ff). 

Die Mitglieder des Ministerrates sind Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten. Je nach Regelungsgegenstand werden die Regierungen der 
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einzelnen Staaten durch verschiedene Minister vertreten. Der Ratsvorsitz 
wechselt in sechsmonatigem Turnus unter den Mitgliedsländern. Über den 
Ministerräten steht faktisch der Europäische Rat, in dem die Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten sowie der Präsident der Kommission, 
unterstützt von den Außenministern und einem Mitglied der Kommission, 
mindestens zweimal jährlich Zusammenkommen, um Fragen der Weiter- 
entwicklung der EU zu diskutieren und gegebenenfalls politische Grund- 
satzbeschlüsse zu fassen (Ebers 1989: 360). Die bedeutendste Aufgabe des 
Ministerrates besteht in der Rechtsetzung im Rahmen des sekundären Ge- 
meinschaftsrechts. Der Rat beschließt die ihm von der Kommission vorge- 
schlagenen Rechtsakte. Er ist hierbei in der Regel nicht an bestimmte Fri- 
sten gebunden. Daneben besitzt der Rat in bestimmten Fällen nach Artikel 
152 EWGV ein Initiativrecht, mit dem er die Kommission zur Vorlage von 
Vorschlägen aufifordern kann (Hrbek 1984: 393). Schließlich verfugt der Rat 
über Kontrollrechte gegenüber der Kommission: Er kann den EuGH anru- 
fen, um die Rechtswidrigkeit des Handelns der Kommission feststellen zu 
lassen (Ebers 1989: 360). Die Beschlußfassung im Ministerrat erfolgt je 
nach Vorgabe des EWGV mit einfacher und qualifizierter Mehrheit bzw. 
nach dem Einstimmigkeitsprinzip. Abstimmungen mit einer besonderen 
Mehrheitsanforderung (qualifizierte Mehrheit oder sogar Einstimmigkeit) 
stellen allerdings die Regel dar (Weidenfeld/Wessels 1992: 278f). Für Ent- 
scheidungen im Bereich der Umweltpolitik, die auf Artikel 235 bzw. Artikel 
100 des EWGV basieren, ist Einstimmigkeit vorgesehen. 

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter (COREPER) bereitet die Ratssit- 
zungen und die Beschlußfassung im Ministerrat vor. COREPER I setzt sich 
aus den Stellvertretern der Ständigen Vertreter zusammen. In diesem Gre- 
mium werden eher Themen von geringerer politischer Brisanz erläutert. 
COREPER II, dem die Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten angehören, 
bearbeitet hingegen Fragen von größerer politischer Bedeutung. Die Mit- 
glieder des COREPER sind sowohl gegenüber dem Rat als auch gegenüber 
den Mitgliedsländern weisungsgebunden (Europäische Gemeinschaften 
1991: 23). Bevor bestimmte Maßnahmen im COREPER diskutiert werden, 
findet eine Vorabklärung technischer Detailfragen in verschiedenen Ar- 
beitsgruppen statt, die sich vorwiegend aus nationalen Beamten zusammen- 
setzen. Die Tatsache, daß in diesen Arbeitsgruppen meist dieselben nationa- 
len Beamten sitzen, die auch in den von der Kommission in der Vorberei- 
tung ihrer Entscheidungen konsultierten Gremien vertreten sind, verweist 
auf eine enge Verzahnung nationaler und europäischer Bürokratie 
(Weidenfeld/Wessels 1992: 280). Hinzu kommt, daß an allen Sitzungen auf 
der Ebene des Ministerrats auch Vertreter der Kommission teilnehmen. 
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Die Rechtsform der Beschlüsse von Rat und Kommission kann unter- 
schiedlich ausgestaltet werden. Während Richtlinien nur die zu erreichen- 
den Ziele verbindlich festlegen und den Adressaten die Wahl der Form und 
Mittel der Zielerreichung überlassen, wird in Verordnungen sowohl die 
Ziel- als auch die Mittelauswahl verbindlich vorgegeben. Entscheidungen 
regeln im Gegensatz zu dem abstrakt-generellen Charakter von Richtlinie 
und Verordnung Einzelfalle; sie gelten individuell und sind nur für diejeni- 
gen verbindlich, die sie bezeichnen (Ebers 1989: 363). Die Grenze zwischen 
Richtlinie und Verordnung ist jedoch fließend. Manche Richtlinien im Be- 
reich der Luftreinhaltepolitik enthalten sehr detaillierte substantielle Vorga- 
ben, z.B. hinsichtlich des anzuwendenden Meßverfahrens. Es ist daneben 
möglich, daß sog. Rahmenrichtlinien (Framework Directives) zunächst ei- 
nen sehr breiten Handlungsrahmen vorgeben, welcher später durch relativ 
speziell gehaltene Direktiven ausgefüllt wird, die dem Typus der Verord- 
nung relativ nahe kommen können (Rehbinder/Stewart 1985: 35). 

Die Befugnisse des EP sind verglichen mit nationalen Parlamenten sehr 
gering. Das EP verfügte zu Beginn der achtziger Jahre lediglich über margi- 
nale Mitwirkungsmöglichkeiten im Bereich der Gesetzgebung. Es kann ge- 
plante Entscheidungen nur beraten, die Handlungsmöglichkeiten sind da- 
gegen der Kommission und dem Rat Vorbehalten (Harbrecht 1978: 100). 
Das Gewicht der parlamentarischen Kompetenzen liegt auf der Kontrolle 
der anderen Gemeinschaftsinstitutionen, vornehmlich der Kommission. Die 
Kontrolle vollzieht sich im wesentlichen durch Anfragen, Diskussionen und 
Beratungen (Bieber 1984: 340). 

Der EuGH als judikatives Organ der Gemeinschaft entscheidet bei Strei- 
tigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten über die Auslegung und Anwendung 
der Verträge sowie bei Streitigkeiten zwischen der EU und den Mitglied- 
staaten, zwischen EU-Organen und zwischen der EU und einzelnen Perso- 
nen. Daneben kann der EuGH von den Gerichten der Mitgliedstaaten ange- 
rufen werden und für diese in "Vorabentscheidungen" über die Auslegung 
und Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den ihm von diesen Gerichten 
vorgelegten Fällen urteilen (Ebers 1989: 363). 



1.1.2 Der formale Entscheidungsgang 

Die Vorbereitung einer EU-Richtlinie oder Verordnung beginnt auf der 
Ebene der Kommission. Sie besitzt das uneingeschränkte Vorschlagsrecht. 
Dennoch ist es oft der Fall, daß die Kommission mit ihrer Gesetzesinitiative 
auf Vorschläge einzelner Mitgliedstaaten reagiert (Interview EU-Kommis- 
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sion GD XI, März 1993). In der Regel wird das zuständige Generaldirek- 
torat die Initiative an eine entsprechende Arbeitsgruppe weiterleiten, die die 
Einzelheiten der Maßnahme ausgestalten und ihre politische Umsetzbarkeit 
und Praktikabilität ausloten soll. Ergebnis dieses Konsultationsprozesses, an 
dem nationale Beamte, Experten und Interessengruppen teilhaben, ist ein 
offizieller Richtlinienentwurf, der im Amtsblatt der EU veröffentlicht wird. 
Der Vorschlag wird nun vom Ministerrat geprüft. In bestimmten Fällen muß 
der Rat den Entwurf zunächst an das EP bzw. den Europäischen Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zur Stellungnahme weiterleiten. Der Minister- 
rat gibt die vorgeschlagene Maßnahme sodann an eine zuständige Arbeits- 
gruppe zur weiteren Bearbeitung und Prüfung. Auf dieser Ebene finden erste 
offizielle Diskussionen und Verhandlungen zwischen den Beamten der ver- 
schiedenen Mitgliedsländer statt. Die Ergebnisse dieser Beratungen bilden 
die Verhandlungsbasis für die Konsultationen auf COREPER-Ebene. Dort 
erfolgt eine letzte Feinabstimmung und der fertig ausgehandelte Vorschlag 
wird dem Ministerrat zur Entscheidung vorgelegt, ohne daß auf dieser 
Ebene noch weitere Diskussionen stattfinden. Je nach politischer Brisanz 
der Maßnahme sind jedoch vielfach auf Ministerratsebene weitere Verhand- 
lungen nötig. Falls dann immer noch keine Einigung erzielt wird, erfolgen 
erneute Diskussionen in den Arbeitsgruppen. Zwischen dem urprünglichen 
Vorschlag der Kommission und der endgültigen Verabschiedung einer 
Maßnahme durch den Ministerrat kann somit eine lange Zeitspanne liegen 
(Gregory 1983: 25f; Europäische Gemeinschaften 1991: 32). 



1.1.3 Das Rech tssystem 

Die Rechtsetzung der EU ist im wesentlichen durch die kontinentaleuropäi- 
sche Tradition des Römischen Rechts der sechs Gründerstaaten Frankreich, 
Italien Deutschland, Belgien, Niederlande und Luxemburg geprägt (Bridge 
1981: 357). Typisch für die kontinentaleuropäische Tradition sind kodierte, 
abstrakt-generelle Regelungen, die eher darauf abzielen, künftiges Handeln 
zu leiten ("law as 'leading' society") als spezielle Streitigkeiten zu klären, 
wie dies etwa im britischen Common Law der Fall ist. Die praktische An- 
wendung dieser allgemein formulierten Prinzipen erfolgt durch professionel- 
le Richter, die das Recht anhand objektiver Kriterien auslegen (van Waar- 
den 1992: 13ff). Vorherrschend ist eine teleologische Auslegung, die nach 
Sinn und Zweck der Normen fragt. Innerhalb dieser Tradition spielen frühe- 
re Gerichtsentscheidungen zwar ebenfalls eine Rolle, sind jedoch keine ei- 
gene Quelle der Normbildung wie innerhalb der induktiv und pragmatisch 
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orientierten Common Law-Tradition (Bridge 1981: 357). Das EU-Recht mit 
seinen sehr abstrakten und vagen Formulierungen entspricht somit der Tra- 
dition des Römischen Rechts. 

Diese Tendenz zu vager Formulierung wird noch durch einen weiteren 
Faktor begünstigt: So ist zu berücksichtigen, daß die Rechtsetzung auf euro- 
päischer Ebene letztlich immer Ergebnis von Verhandlungen und Kom- 
promissen ist, was sich zwangsläufig in einer abstrakteren und weniger 
präzisen Sprache des Gesetzestextes niederschlägt: "Political compromises 
are often attained by the use of ambiguous words" (ebd.: 360). Relativ weite 
Formulierungen implizieren für die einzelnen Mitgliedsländer Spielräume 
bei der Umsetzung von EU-Recht auf nationaler Ebene. Gleichzeitig bewir- 
ken sie jedoch, insbesondere in Ländern, die durch eine andere Rechtstradi- 
tion geprägt sind, große Unsicherheiten in der Gesetzesauslegung. So würde 
die Auslegung von EU-Recht nach dem Common Law, welches sich vor- 
nehmlich an früheren Fällen orientiert, kaum einer Überprüfung durch den 
EuGH standhalten, der teleologische Kritereien zur Konkretisierung von 
Normen im Einzelfall anwendet (ebd.: 375). 



1.2 Akteure und Prozesse 

Die Konstruktion der EU ist ein Zwittergebilde zwischen Supranationalität 
(verkörpert durch die Kommission, das EP, den Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß, den EuGH) und Intergouvernementalität (verkörpert durch den Euro- 
päischen Rat, den Ministerrat und COREPER). Die Gewichtung zwischen 
diesen beiden Elementen läßt sich nicht exakt definieren. Schwankungen 
zeigen sich sowohl zwischen einzelnen Politikfeldern als auch zwischen ver- 
schiedenen Policies innerhalb desselben Politikfelds (Kohler-Koch 1993: 
100). Auch die Klassifizierung der verschiedenen Akteure als suprastaatlich 
oder intergouvernemental ist keineswegs so eindeutig, wie dies auf den er- 
sten Blick erscheinen mag. So zeigt sich bei jedem Akteur eine unterschied- 
liche Mischung suprastaatlicher und intergouvernementaler Elemente, die 
seine besondere Natur ausmacht. Die Zuordnung kann daher nur anhand des 
relativen Gewichts beider Elemente vorgenommen werden. 



1.2.1 Problemdefinition und Agendasetting 

Innerhalb des supranationalen Netzwerks kann die Kommission als korpo- 
rativer Akteur charakterisiert werden, der, weil ihm von den Mitgliedstaa- 



123 




ten Rechte und Ressourcen übertragen wurden, über eigene Handlungskom- 
petenzen verfugt. Im Gegensatz zu einem intergouvernementalen Akteur, 
dessen Interessen den aggregierten Individualinteressen entsprechen, ver- 
folgt die Kommission neben gemeinschaftsweiten Zielen auch institutioneile 
Eigeninteressen, die den Vorstellungen einzelner Mitgliedsländer zuwider- 
laufen können (Kenis/Schneider 1987: 438fif). Der relativ eingeschränkte 
Spielraum hinsichtlich finanzieller Ressourcen, die größtenteils für agrar- 
und strukturpolitische Aktivitäten verwendet werden, legt es der Kommis- 
sion nahe, ihre institutioneilen Bestandsinteressen über die Ausweitung ih- 
rer regulativen Kompetenzen wahrzunehmen: "The higher the level of Eu- 
ropean regulation, the more authority and Provision of action the Commis- 
sion will get" (Eichener 1992: 51). Eine solche Entwicklung zeigt sich deut- 
lich an der stetig wachsenden Regulierungstätigkeit der EU im Bereich der 
Umweltpolitik, ein Politikfeld, welches von der Kommission gewissermaßen 
neu erschlossen wurde (Majone 1989: 167). 

Die wesentlichen Ressourcen der Kommission beruhen auf der Kompe- 
tenz, EU-Maßnahmen zu initiieren und dadurch gleichzeitig den Ablauf des 
Entscheidungsprozesses zu beeinflussen sowie in ihrer Rolle als Vermittler 
zwischen gegenläufigen nationalen Interessen: "The main resources of the 
Commission in dealing with the member States are its functions as a process 
manager, initiator and policy-broker" (Interview EU-Kommission GD XI, 
März 1993; vgl. auch Eichener 1992: 52ff). Wenngleich die Kommission 
aufgrund ihres Vorschlagsmonopols formal als Initiator von Gemeinschafts- 
recht betrachtet werden kann (Schumann 1991: 50), so folgt daraus nicht 
zwangsläufig, daß alle Maßnahmen der EU auf ihre Aktivitäten zurückge- 
führt werden können. Vielmehr sind es auch einzelne Mitgliedstaaten, In- 
teressengruppen oder parastaatliche Körperschaften, die an die Kommission 
herantreten und sie auffordern, bestimmte Policies auszuarbeiten und an den 
Ministerrat weiterzuleiten (Siedentopf/Hauschild 1990: 448). 

Gerade im Bereich der Luftreinhaltepolitk zeigt sich, daß die Kommission 
aufgrund geringer personeller Ressourcen mehr damit beschäftigt ist, auf 
Initiativen einzelner Staaten zu reagieren, als selbst eine aktive Rolle zu 
spielen (Interview EU-Kommission GD XI, März 1993) 1 . Begünstigt wird 
dieser Effekt durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission aus dem Jahr 1973. Dieses sieht vor, daß jedes Mitgliedsland 



1 Obwohl der Kommission häufig ein zu großer regulativer Eifer vorgeworfen 
wird, läßt sich für den Bereich der industriellen Emissionen sagen, daß 90% 
der Vorschläge, die in den letzten Jahren diskutiert wurden, von den Mitglied- 
staaten ausgingen (Interview EU-Kommission, GD XI, März 1993). 
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die Kommission über nationale umweltpolitische Gesetzesinitiativen infor- 
mieren und den nationalen Entscheidungsprozeß solange unterbrechen muß, 
bis die EU innerhalb eines vereinbarten (kurzen) Zeitlimits mitteilt, daß sie 
in diesem Bereich nicht selbst aktiv werden will. Erklärt die Kommission 
nach Ablauf dieser Zeit ihre Intention, eigene Regelungen auszuarbeiten, so 
muß sie innerhalb von fünf Monaten einen entsprechenden Entwurf vorle- 
gen. Da die Mitgliedstaaten meist sehr präzise und ausdifferenzierte Geset- 
zesentwürfe einreichen, ist es für die Kommission schwierig, innerhalb einer 
angemessenen Frist eine einvernehmliche gemeinschaftsweite Lösung zu 
entwerfen. So ist es in solchen Fällen durchaus möglich, daß der nationale 
Vorschlag von der Kommission übernommen wird oder eine einheitliche 
EU-weite Regelung aufgrund fehlender Ressourcen der Kommission gar 
nicht erst vorgeschlagen wird (Rehbinder/Stewart 1985: 259). 

Für die Mitgliedstaaten besteht die Gelegenheit, durch die Abordnung na- 
tionaler Beamten zur Kommission die Problemdefinition und die Agendage- 
staltung auf europäischer Ebene in ihrem Sinne zu beeinflussen (Interview 
DoE, Nov. 1992). Dieser Faktor gewinnt insbesondere vor der relativ knap- 
pen personellen Austattung der Kommission an Bedeutung, die die Entsen- 
dung solcher Experten ausdrücklich begrüßt, da sie eine wichtige Informati- 
onsquelle darstellen (Interview EU-Kommission GD XI, März 1993). So 
sind in der Abteilung für industrielle Emissionen in der Generaldirektion XI 
16 Mitarbeiter beschäftigt, von denen die Hälfte aus den Mitgliedstaaten ab- 
geordnet ist und spätestens nach drei Jahren die Abteilung wieder verläßt. 
"We address member States and ask for people who have expertise in a spe- 
cific field. Personnel all in all is very scarce" (Interview EU-Kommission, 
GD XI, März 1993): "The Commission is what might be called an 
'adolescent bureaucracy 1 . It is still very dependent upon national experts and 
groups for detailed information about diverse technical Standards, legislation 
and organizational structures throughout the EC" (Mazey/Richardson 
1993a: 5). 

Darüber hinaus unterliegen EU- Aktivitäten auch dem Einfluß externer 
Variablen. So zwingt die Unterzeichnung internationaler Verträge und Ab- 
kommen die EU dazu, entsprechende Maßnahmen zur Umsetzung solcher 
Verträge zu ergreifen. Ein Beispiel hierfür ist etwa das Genfer Überein- 
kommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverschmutzung von 
1979, welches die Vertragspartner verpflichtet, S0 2 -Emissionen so weit wie 
möglich zu vermeiden bzw. schrittweise zu reduzieren (Hohmann 1989: 38). 
Es zeigt sich, daß die Entscheidung darüber, ob ein gesellschaftliches Pro- 
blem der politischen Bearbeitung auf europäischer Ebene bedarf und die 
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Frage, wie dieses Problem perzipiert wird, sowohl von suprastaatlichen als 
auch nationalen Interessen beeinflußt werden kann. 



1.2.2 Die Programm form ul ierung 

Während der Programmentwicklung besteht eine enge Verquickung einzel- 
staatlicher und supranationaler Elemente. Bereits die Ausarbeitung von Re- 
gelungsentwürfen durch die Kommission, das sog. "Drafting", ist durch eine 
enge Kooperation mit den nationalen Bürokratien gekennzeichnet. Diese 
vollzieht sich hauptsächlich in den zahlreichen Arbeitsgruppen, die sich aus 
nationalen Beamten, Experten der Kommission, Vertretern von Interessen- 
gruppen sowie externen Sachverständigen zusammensetzen (Siedentopfr 
Hauschild 1990: 448). Während diese Gruppen für die Kommission eine 
wichtige Informationsquelle bedeuten, bieten sie den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, die Politikformulierung durch eigene Experten zu beeinflussen: 
"National civil servants try to influence the Commission towards their own 
Position" (Wessels 1990: 238). Gleichwohl gibt es einige Momente, die da- 
für sprechen, daß auf dieser informellen Ebene nicht "Bargaining", sondern 
"Problem-solving" (Scharpf 1985) als genereller Problemlösungsmodus 
dominiert. Die Tätigkeit der Arbeitsgruppen zielt nicht auf die Lösung poli- 
tisch brisanter Fragen ab. Vielmehr sollen rechtliche und technische 
Schwierigkeiten ausgeräumt werden, die eine spätere Einigung im Minister- 
rat und die nachfolgende Implementation erschweren könnten. Die Aufgabe 
der Experten ist somit "to highlight and then iron out those elements in a 
proposal which will render its implementation or application in the member 
States difficult" (Weiler 1988: 35). In den Arbeitsgruppen erfolgt gewisser- 
maßen eine Depolitisierung und "Entnationalisierung" der Verhandlungs- 
vorgänge (Bach 1992: 24). Es herrscht daher eher eine kooperative Atmo- 
sphäre vor, die gemeinsame transnationale Problemlösungen begünstigt; die 
Verteidigung nationaler Sonderinteressen tritt in dieser Phase in den Hin- 
tergrund 2 . Sie bilden somit Arenen, innerhalb derer durch Diflüsion von 
Ideen, Überzeugungen und Erkenntnissen politisches Lernen möglich ist 
(Majone 1989a; Sabatier 1988). Dies kann wiederum zurückwirken auf na- 



2 Kohler-Koch (1990: 224) führt an, daß nationale Bürokraten oftmals aus Ei- 
geninteressen heraus zu transnationaler Kooperation tendieren, um dadurch 
mehr Handlungsfreiheit und Unabhängigkeit gegenüber ihrer Regierung und im 
Parlament zu erreichen. 
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tionale und supranationale Perzeptionen eines bestimmten Policy-Problems 
sowie auf die zur Lösung des Problems verwendeten Policy-Instrumente. 

Die informelle Konsensbildung im Rahmen dieser Komitees ist geprägt 
durch eine relativ einflußreiche Position der Kommission. Diese beruht dar- 
auf, daß sie aus der Menge der vorgebrachten Argumente diejenigen selek- 
tieren kann, die mit ihren Vorstellungen konsistent sind. Die Diskussionen 
innerhalb der Arbeitsgruppen dienen der Kommission dem Sammeln von 
Argumenten, mit deren Hilfe sie später ihre eigene Position untermauern 
kann: "Everything is discussed. And to each issue there are at least two opi- 
nions. The Commission officials listen to everything, but don't participate in 
the discussions. Finally, the Commission presents a Directive proposal, and 
every aspect of this proposal is legitimated, since there was always someone 
who supported it" (Mitglied eines Expertenkomitees, zit. nach Eichener 
1992: 54). Für die Phase des Drafting von EU-Maßnahmen kommt der 
Kommission und damit dem suprastaatlichen Moment eine relativ starke 
Bedeutung zu. Allerdings können nationale Experten und externe Sachver- 
ständige aufgrund knapper personeller und zeitlicher Ressourcen der 
Kommission hierbei entscheidenden Einfluß ausüben, wenn ihre Argumente 
und Vorschläge den Vorstellungen der Kommission entsprechen (Eichener 
1992: 52). 

Sobald der Regulierungsvorschlag die informelle Bühne der Arbeitsgrup- 
pen auf Kommissions-Ebene verläßt und als offizieller Entwurf an den Mi- 
nisterrat weitergeleitet wird, verändert sich das Bild: Nationale Interessen 
kommen stärker zum Tragen, Bargaining im Sinne von Positionswahrung 
wird zum zentralen Problemlösungsmodus. Aspekte des Interessenaus- 
gleichs zwischen den Mitgliedstaaten bestimmen das Verhandlungsklima 
(Siedentopf/Hauschild 1990: 448). Vielfach kommt es auf dieser Ebene zu 
bilateralen Kontakten zwischen verschiedenen Mitgliedstaaten, die versu- 
chen, ihre Interessen oder Interessengegensätze im Vorfeld zu koordinieren 
bzw. auszuräumen. Gefragter Verhandlungspartner ist in solchen Fällen 
meist das Land, das die Präsidentschaft im Ministerrat innehat oder in näch- 
ster Zeit übernehmen wird, da ihm eine wichtige Rolle bei der Gestaltung 
der Tagesordnung auf Ministerratsebene zukommt (Interview DoE, Sept. 
1993). Gegensätzliche nationale Interessen und Ziele ermöglichen oft nur 
Lösungen auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner oder im Rahmen von 
Tauschgeschäften und bereichsübergreifenden Paketlösungen, sog. "Package 
Deals" (Wallace et al. 1983: 69). Die Folge sind inkrementale Politikergeb- 
nisse, die oft erst nach langwierigen, über mehrere Jahre verlaufenden Ent- 
scheidungsprozessen Zustandekommen. Der Grund für dieses Problem liegt 
hauptsächlich am Einstimmigkeitsprinzip im Ministerrat, welches auch im 
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Bereich der Luftreinhaltepolitik zur Anwendung kommt 3 . So sieht Scharpf 
(1985: 347) die EU in einer Politikverflechtungsfalle, aus der es weder vor- 
wärts noch rückwärts einen Ausweg gibt. Zwar sind die Mitgliedstaaten aus 
ökonomischen Gründen an einer weiteren europäischen Integration interes- 
siert, wollen diese jedoch nur um den Preis eines zunehmenden Einflusses 
auf den europäischen Entscheidungsprozeß. Das Einstimmigkeitsprinzip 
stellt so eine institutioneile Falle dar, die bewirkt, daß die EU zwischen Sou- 
veränität und Integration 'festsitzt' (Wallace 1982: 67). 

Die Phase der Verhandlungen im Ministerrat ist jedoch nicht frei von su- 
prastaatlichen Einflüssen. Von Bedeutung ist hierbei zunächst das Vor- 
schlagsrecht der Kommission, durch das die Tagesordnung und die inhaltli- 
che Diskussion im Ministerrat weithin bestimmt wird. Durch den "Drafting- 
Input" wird ein grober Entscheidungsrahmen vorgegeben, den die Mitglied- 
staaten nur komplett ändern können, wenn sie sich einig sind, was ange- 
sichts unterschiedlicher nationaler Interessen eher unwahrscheinlich ist 
(Eichener 1992: 45). Eine Alternative ist, daß der Ministerrat die Entschei- 
dung abblockt, was jedoch aufgrund des politischen Problemdrucks nicht 
immer möglich sein dürfte. "Once a directive has been proposed by the 
Commission it should go through and be discussed, either rejected or accep- 
ted in roughly the same form as in which it was proposed. (...) You cant 
change the nature of it on the Council table" (Interview Büro der EU-Kom- 
mission London, Jan. 1993). Darüber hinaus kann die Kommission damit 
drohen, eine vorgeschlagene Alternative wieder zurückzuziehen. Der Mini- 
sterrrat steht dann unter größerem Einigungsdruck, weil in einem solchen 
Fall der politische Entscheidungsprozeß beendet wäre: "Once the Commis- 
sion takes it off the table, thaf s the end of the process" (ebd ). 

Schließlich spielt die Kommission gemeinsam mit dem Präsidentschafts- 
land in dieser Phase eine wichtige Rolle, indem sie zwischen einzelstaatli- 
chen Interessen vermittelt (Eichener 1992: 45). Zwischen Präsidentschaft im 
Ministerrat und Kommission findet eine enge Zusammenarbeit statt, wenn 
es um die Festlegung der Tagesordnungen geht, mit denen sich Arbeits- 
gruppen, COREPER und Ministerrat beschäftigen. Die Präsidentschaft hat 
im Rahmen des Zeitplans, der ihr von der Kommssion vorgegeben wird, die 
Möglichkeit, gewisse Prioritäten zu setzen und eigene Vorschläge und 
Kompromisse auszuarbeiten. Auch die Art und Weise der Diskussion sowie 
das Timing von Entscheidungen können von ihr beeinflußt werden 
(Kirchner 1992: 90). Gleichzeitig bietet sich dem Präsidentschaftsland die 



3 Zu den Änderungen im Hinblick auf das Einstimmigkeitsprinzip durch die 
EEA 1986 und den Vertrag von Maastricht vgl. unten. 
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Chance, eigene Interessen in den Politikformulierungsprozeß einzubringen, 
wenngleich die halbjährliche Zeitspanne hierfür relativ kurz ist (Gregory 
1983: 144f). 

Oftmals kommt es zwischen der Präsidentschaft und der Kommission zu 
einem Tauschgeschäft bezüglich des Agendasetting, in dessen Rahmen der 
Präsidentschaft die Möglichkeit eingeräumt wird, Angelegenheiten, an de- 
nen sie ein besonderes Interesse hat, voranzutreiben, wenn sie dafür gleich- 
zeitig die Richtlinienvorschläge der Kommission mit entprechender Priorität 
behandelt (Interview DoE, Sept. 1993). In der Präsidentschaft fallen somit 
nationale Eigeninteressen und gemeinschaftsweite Ziele (Konsensfindung 
im Ministerrat) zusammen. Verbindender Faktor zwischen beiden Elemen- 
ten sind hierbei die politische Verantwortung und das politische Prestige, 
die für eine nationale Regierung bei der Gestaltung einer Präsidentschaft ei- 
ne Rolle spielen. Wesentliche Erfolgsbedingung einer Präsidentschaft ist 
oftmals die Bereitschaft eines Landes, eigene Interessen teilweise zurückzu- 
stellen (Kirchner 1992. 109). 



1.2.3 Die Implementation 

In der Implementationsphase erfolgt eine Schwerpunktverlagerung europäi- 
scher Politik von der suprastaatlichen auf die nationale Ebene 4 . Die EU ist 
bei der Durchführung ihrer Politik auf die nationalen Regierungen angewie- 
sen, die ihrerseits wiederum regionale oder lokale staatliche bzw. nicht- 
staatliche Akteure einschalten können (Schumann 1991: 240). Die Kom- 
mission selbst hat im Bereich der Umweltpolitik keine exekutiven Kompe- 
tenzen. Sie kann weder direkte Anweisungen an nationale Behörden geben, 
noch ist sie ermächtigt, Behörden auf nationaler Ebene zu schaffen 
(Rehbinder/Stewart 1985: 137). Es ist die Aufgabe der Mitgliedstaaten, die 
notwendigen organisatorischen Maßnahmen zur Umsetzung von EU-Richt- 
linien zu ergreifen. Hierzu zählen die Bildung von Behörden, die Bereitstel- 
lung finanzieller und personeller Ressourcen sowie die "Übersetzung" von 
europäischem Recht in nationales Recht, was im Bereich der Luftreinhal- 



4 Sie vollzieht sich jedoch nicht als Bruch, sondern als unmittelbare Verlänge- 
rung der vorhergehenden Verhandlungsphase. Die Kontinuität wird oft schon 
dadurch hergestellt, daß es die gleichen Fachbeamten sind, die die Richtlinie 
in Brüssel verhandeln und dann die nationale Umsetzung vornehmen. Eine 
Ausnahme gilt jedoch für Großbritannien, da hier ein regelmäßiger Wechsel 
der höheren Beamten nach etwa drei Jahren erfolgt. 
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tung beispielsweise die konkrete Festlegung von Rechten und Pflichten für 
Emittenten, Überwachungs- bzw. Meßverfahren und Maßnahmen rechtli- 
cher Kontrolle umfassen kann (ebd ). Die Implementation wird in diesem 
Zusammenhang nachhaltig geprägt durch spezifische nationale und sek- 
torale Verwaltungsstile und Rechtstraditionen (SiedentopfTHauschild 1990: 
453) - EU-Recht wird gewissermaßen in nationale Praxis "dekliniert". Der 
Grad der Beeinflussung durch Eigenheiten des nationalen politisch-admi- 
nistrativen Systems ist allerdings vom Umfang der im EU-Recht gewährten 
Handlungsspielräume abhängig, die - falls entsprechend gering - mögli- 
cherweise Veränderungen in den nationalen Politikmustern implizieren 
können. 

Die Kompetenzen der Kommission erstrecken sich in der Phase der Im- 
plementation weitgehend auf Überwachung und Information. Die Mitglied- 
staaten sind ihr gegenüber für die ordnungsgemäße Umsetzung von EU- 
Recht verantwortlich. Die Kommission hat diesbezüglich weitgehende In- 
formations- und Kontrollrechte. Kommt ein Staat seinen Pflichten nicht 
nach, so kann sie beim EuGH ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten. 
Der EU stehen in diesem Zusammenhang allerdings nur begrenzte Sankti- 
onsmöglichkeiten zur Verfügung. Darüber hinaus ist es auch für nationale 
Akteure (z.B. Umweltschutzorganisationen) möglich, vor dem EuGH die 
Einhaltung europäischer Direktiven durch ihre Regierung gerichtlich über- 
prüfen zu lassen (Rehbinder/Stewart 1985: 143ff). Der Aktionsradius sol- 
cher Akteure wird somit durch die Verflechtung suprastaatlicher und natio- 
naler Policy-Netzwerke erweitert. 



1.3 Die Luftreinhaltepolitik der EU bis 1980 

Aus politischer und rechtlicher Sicht unterscheidet sich die Umweltpolitik 
der EU von anderen Politikfeldern wie der Handels-, Landwirtschafts- oder 
Transportpolitik vor allem dadurch, daß sie in den Römischen Verträgen zur 
Gründung der Gemeinschaft 1957 keine explizite Erwähnung findet. Eine 
Erklärung hierfür liegt sicherlich in der damals kaum vorhandenen Pro- 
blemperzeption in diesem Bereich, was für eine primär auf wirtschaftliche 
Zusammenarbeit konzipierte Gemeinschaft wie die der EU in besonderem 
Maße gelten dürfte (Johnson/Corcelle 1989. 1). Erst 15 Jahre nach der Un- 
terzeichnung der Römischen Verträge deutete sich die Entwicklung und 
Herausbildung einer europäischen Umweltpolitik an. Zahlreiche Umweltka- 
tastrophen führten seit Mitte der sechziger Jahre zu einer stärkeren Politisie- 
rung von Umweltproblemen. Aus diesem gestiegenen Problemdruck resul- 
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tierten erste vorsichtige Schritte einer gemeinschaftsweiten Umweltpolitik. 
Auf ihrem Gipfeltreffen im Okt. 1972 in Paris beschlossen die Staats- und 
Regierungschefs der EU, die Kommission mit der Ausarbeitung eines um- 
weltpolitischen Aktionsprogramms zu beauftragen. Bei der Kommission 
wurde daraufhin eine entsprechende "task-force- Gruppe" gebildet, aus der 
später die Generaldirektion XI für Umwelt-, Verbraucherschutz und Nukle- 
arsicherheit hervorging (Bongaerts 1989: 579). 



1.3.1 Rechtliche Grundlagen 

Völlig unklar war jedoch zum damaligen Zeitpunkt, auf welchen rechtlichen 
Grundlagen eine europäische Umweltpolitik basieren sollte. "Es galt, ver- 
borgene Möglichkeiten des Vertrags zu entdecken" (Scheuing 1989: 154). 
Als Rechtsgrundlagen wurden in der Folgezeit hauptsächlich die Artikel 100 
und 235 des EWGV herangezogen. Artikel 100 enthält eine Ermächtigung, 
Richtlinien zur Harmonisierung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
im Hinblick auf die Vollendung des Gemeinsamen Marktes zu erlassen. Die 
Verabschiedung umweltpolitischer Richtlinien ließ sich damit rechtfertigen, 
daß unterschiedliche Umweltanforderungen in den Mitgliedstaaten aus öko- 
nomischer Sicht Handelshemmnisse darstellen (Johnson/Corcelle 1989: 4). 
Artikel 235 ermöglicht es der Gemeinschaft, "die geeigneten Vorschriften" 
zur Verwirklichung der Ziele des Binnenmarktes zu erlassen, auch wenn der 
Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht explizit beeinhaltet 
(Scheuing 1989: 156). Zumeist werden beide Artikel als Ermächtigungs- 
grundlage für EU-Richtlinien verwendet. Sowohl Artikel 100 als auch Arti- 
kel 235 schreiben das Einstimmigkeitsprinzip als Abstimmungsmodus im 
Ministerrat vor (Johnson/Corcelle 1989: 4). 

Bemerkenswert ist, daß beide Vorschriften ursprünglich dafür gedacht wa- 
ren, den Institutionen der EU die notwendigen Befugnisse zur Erreichung 
und Sicherstellung der ökonomischen Integration zu erteilen. Sie zielten 
keineswegs auf die Verwirklichung des Umweltschutzes als eigenes Ziel ab. 
Dennoch verselbständigte sich die europäische Umweltpolitik - begünstigt 
durch eine entsprechend weite Auslegung der Verträge durch den EuGH - in 
gewisser Weise von diesen rein ökonomischen Motiven. Die Verbesserung 
der Umweltqualität wird als eigenes Ziel, nicht als Anhängsel an Fragen der 
wirtschaftlichen Integration betrachtet (Rehbinder/Stewart 1985: 16; 27). 
Die bis 1980 ergangenen Programme und Maßnahmen im Bereich der Luf- 
treinhaltepoltik werden im folgenden kurz skizziert. 
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1.3.2 Aktionsprogramme und Richtlinien 

Die umweltpolitischen Aktionsprogramme der EU verfolgen letztlich zwei 
Ziele: Sie präzisieren die Schwerpunkte der EU-Gesetzgebung für die kom- 
menden Jahre und legen gleichzeitig die weitere strategische Orientierung 
der Umweltpolitik fest. Sie stellen einen Policy-Rahmen dar, der durch ent- 
sprechende Richtlinien konkretisiert werden soll (Haigh 1990: 1 1). 

Die Verabschiedung des ersten Aktionsprogramms (1973-1976) markierte 
den Beginn einer eigenständigen Umweltpolitik der EU. Es nannte sehr um- 
fassende, anspruchsvolle Ziele, die als Leitgedanken einer europäischen 
Umweltpolitik betrachtet werden können (Bongaerts 1989: 579). Überge- 
ordneter Zweck der Umweltpolitik sollte sein, die wirtschaftliche Expansion 
in den Dienst des Menschen zu stellen, "indem für ihn eine Umwelt mit den 
bestmöglichen Lebensbedingungen geschaffen und diese Expansion mit der 
immer dringlicher werdenden Notwendigkeit der Erhaltung des natürlichen 
Lebensraumes in Einklang gebracht wird" (Europäische Gemeinschaften 
1973: 5). Neben der Verwirklichung des Vorsorge- und Verursacherprinzips 
nannte das Programm auch die langfristige Harmonisierung europäischer 
und nationaler Umweltpolitik als Vorgabe. Als konkrete Maßnahme im Be- 
reich der Luftreinhaltung wurde im Rahmen des Aktionsprogramms 1975 
eine Richtlinie über den Schwefelgehalt von Gasöl verabschiedet. Sie legte 
Produktgrenzwerte für den Schwefelgehalt in Heizöl und Diesel fest. Ziel- 
setzung war es, sowohl Handelshemmnisse als auch die S0 2 -Belastung der 
Luft abzubauen (Haigh 1990: 177). Im selben Jahr schlug die Kommission 
vor, auch eine Direktive zur Einführung von Qualitätsstandards hinsichtlich 
des Bleigehalts in der Luft einzuführen; diese wurde jedoch erst 1982 vom 
Rat angenommen. 

Das zweite Umwelt- Aktionsprogramm von 1977-1981 stellte hinsichtlich 
seiner strategischen Orientierung eine Fortsetzung des ersten Aktionspro- 
gramms dar (Bongaerts 1989: 580). Für das Umweltmedium Luft wurde die 
Festlegung von Qualitätsstandards vorgegeben, die sich insbesondere auf 
die Schadstoffe Blei, NO x , CO, S0 2 und Schwebstaub, photochemische Oxi- 
dationsmittel, Asbest und Kohlenwasserstoffe erstrecken sollten (Euro- 
päische Gemeinschaften 1977: 13). 

Als Reaktion auf die Probleme grenzüberschreitender Luftverschmutzung 
verabschiedete die EU in den achtziger Jahren vier Richtlinien, denen al- 
lerdings unterschiedliche strategische Orientierungen zugrundeliegen. Die 
Richtlinien über Grenzwerte und Leitwerte der Lußqualität für Sö 2 und 
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